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I.
ABSCHNITT – ALLGEMEINE AUSFÜHRUNGEN ZUR STUDIE

1. Vorbemerkung
Die Regionen und Länder des Alpenraumes stellen sowohl in Bezug auf die Topographie als auch auf Grund der hohen Verkehrsdichte und Wirtschaftsleistung – speziell durch den intensiven Wintertourismus - ein Gebiet dar, das in den Monaten November bis April ein erhöhtes Aufkommen von Sport- und Freizeitunfällen verzeichnet.

In der überwiegenden Anzahl der Fälle werden die verunfallten Personen von lokalen Pistenrettungsdiensten geborgen, aus der Gefahrenzone verbracht und für eine anschließende sanitätsdienstliche Versorgung, sei es an Einsatzkräfte des bodengebundenen Rettungsdienstes oder der Flugrettung, übergeben. 
Das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Salzburg, erbringt als anerkannte Rettungsorganisation im Land Salzburg den allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienst und übernimmt während der Wintertourismus-Saison häufig die sanitätsdienstliche Versorgung und den Transport von Patienten, die von einem Pistenrettungsdienst geborgen und für eine anschließende sanitätsdienstliche Versorgung übergeben werden. 
Durch die Wahrnehmung dieser Aufgabe wenden sich immer wieder Patienten nach Ski- und Snowboardunfällen mit Fragen u.a. betreffend den Kostenersatz für einen Pistenrettungseinsatz bis hin zu den Anforderungen an die Personalqualifikation von Pistenrettungsdiensten an das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Salzburg. Umgekehrt veranstaltet das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Salzburg, auf Anfragen von Pistenrettungen Erste-Hilfe und erweiterte Erste-Hilfe-Kurse für deren Mitarbeiter.

Ausgehend von dieser Situation ist es dem Österreichischen Roten Kreuz, Landesverband Salzburg, ein Anliegen, die Organisation und Ausbildung der Pistenrettung nicht nur im Land Salzburg, sondern in den benachbarten Ländern und Regionen zu erfassen und miteinander zu vergleichen. Das Ergebnis dieses Vergleichs sollte in Empfehlungen und Vorschlägen u.a. für die Ausbildung der Mitarbeiter von Pistenrettungsdiensten münden, die zur kritischen Diskussion dienen und die Möglichkeit zur Entwicklung zielführender und zweckdienlicher Ansätze für die Zukunft liefern sollen.

2. Ausgangslage

Am 01. Juli 2011 erteilten die Landeshauptleute und Regierungschefs im Rahmen der Regierungschefkonferenz der ARGE Alp dem Österreichischen Roten Kreuz, Landesverband Salzburg, die Zustimmung zur Förderung der

Studie „Pistenrettung im Alpenraum“

Gegenstand dieser Studie ist die Erhebung der rechtlichen und organisatorischen Anforderungen an die Durchführung der Pistenrettung in den Alpenländern Österreich, Schweiz, Deutschland und Italien sowie die Ausbildung der Pistenrettung in diesen Ländern.

Das Ergebnis der rechtlichen Grundlagenerhebung, ergänzt um die Gegenüberstellung der Organisation und Ausbildung der Pistenrettung in den verschiedenen Regionen und Ländern des Alpenraumes, dient als Grundlage für die Ausarbeitung von Empfehlungen, Vorschläge etc.. Diese sollen in weiterer Folge den Lesern und Nutzern dieser Studie zur kritischen Diskussion dienen und die Möglichkeit zur Entwicklung zielführender und zweckdienlicher Ansätze für die Zukunft liefern.

3. Partner und mitarbeitende Organisationen
3.1 Partner
Das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Salzburg hat im Vorfeld der Einreichung des Förderantrages mit Unterstützung des Amtes der Salzburger Landesregierung bei den für den Rettungsdienst bzw. die Pistenrettung zuständigen Behörden und Institutionen in den Ländern und Regionen der ARGE Alp, um partnerschaftliche Unterstützung dieser Studie angefragt. Ebenso hat sich das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Salzburg bemüht, im Bundesland Salzburg ansässige Seilbahnunternehmen, die in den vergangenen Jahren aktiv mit dem Österreichischen Roten Kreuz, Landesverband Salzburg, im Bereich der Erste Hilfe Ausbildung der Mitarbeiter der Pistenrettungsdienste zusammengearbeitet haben, für eine Teilnahme an der gegenständlichen Studie zu gewinnen. 

Das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Salzburg, erstellt diese Studie in Kooperation mit den nachstehend angeführten Partnern:
a) Amt für Zivilschutz der Südtiroler Landesverwaltung 

vertreten durch Geom. Günther Walcher

Direktor des Amtes für Zivilschutz

Drususallee 116

39100 Bozen

b) Amt für Tourismus und Alpinwesen der Südtiroler Landesregierung

vertreten durch Herrn Dr. Hansjörg Haller

Landhaus 5, Raiffeisenstraße 5

39100 Bozen

c) Gesundheitsamt Graubünden
vertreten durch Frau Sabine Weiss-Gehriger

Leiterin des Bereichs Berufsausübungsbewilligungen/Rettungswesen

Planaterrastrasse 16

7001 Chur

d) Seilbahnen Schweiz

vertreten durch Herrn Moritz Schwery

Leiter Beratungsstelle Pistenabnahme

Dählhölzliweg 12

3000 Bern

e) Bergwacht Bayern im BRK
vertreten durch Herrn Gerhard Opperer

Geschäftsführer

Am Sportpark 6

83646 Bad Tölz 

f) Land Vorarlberg, 
vertreten durch Herrn Landesleiter Gebhard Barbisch

Landesleitung Vorarlberg des Österreichischen Bergrettungsdienstes

Leusbündtweg 38

6800 Feldkirch

g) Centro Sportivo alla Torretta

vertreten durch Herrn Marco Bignasco

Capo Ufficio Gioventi e Sport Ticino

6501 Bellinzona

h) Ufficio Professioni per il turismo, agenzie di viaggio e piste da sci 

vertreten durch dott. Silvio Dalmaso
Via Romagnosi, 9 - Centro Europa

38122 Trento
3.2 Mitarbeitende Organisationen
Als mitarbeitende Organisationen im Rahmen dieser durch die ARGE Alp geförderten Studie sind nachstehende Institution und Einsatzorganisation:

a) Wirtschaftskammer Österreich
vertreten durch den Fachverband „Seilbahnen“
dieser wiederum vertreten durch Herrn Dr. Erik Wolf

Wiedner Hauptstraße 63

1045 Wien

b) Bundesverband des Österreichischen Bergrettungsdienstes

vertreten durch Herrn Präsident ÖBRD Franz Lindenberg

Rosenegger Straße 20 – Haus der Sicherheit

9020 Klagenfurt

Österreichischer Bergrettungsdienst, Landesleitung Tirol
vertreten durch Landesleiter Kurt Nairz

Florianstraße 2
6410 Telfs

Österreichischer Bergrettungsdienst, Landesleitung Salzburg

vertreten durch Landesleiter Estolf Müller

Eniglstraße 1a
5020 Salzburg
Österreichischer Bergrettungsdienst, Landesleitung Vorarlberg

(siehe Pkt. 3.1.f „Partner: Land Vorarlberg“)

4. Durchführung
4.1 Berichtsstruktur

Die Studie „Pistenrettung im Alpenraum“ umfasst drei Projektphasen:

Phase 1: 
Rechtliche Grundlagen

Phase 2: 
Gegenüberstellung der Organisation und Ausbildung der Pistenrettung
in den verschiedenen Regionen und Ländern des Alpenraumes

Phase 3: 
Erarbeitung von Empfehlungen, Vorschlägen, Richtlinien etc.

Die Unterteilung der Studie in die oben aufgelisteten, aufeinander folgenden Phasen spiegelt sich auch in der Berichtsstruktur wieder. Die Studie unterteilt sich im Wesentlichen in vier Abschnitt, wobei der erste Abschnitt eine allgemeine Einführung in die Thematik dieser Studie und eine Auflistung der Partner sowie mitwirkenden Organisationen und Institutionen darstellt, während die daran anschließenden Abschnitte die Erläuterung sowie die Ergebnisse der drei Projektphasen beschreiben.
Ergänzend dazu ist festzuhalten, dass für die Erfassung und Beurteilung der rechtlichen Grundlagen zur Besorgung des Pistenrettungsdienstes sowie des öffentlichen Rettungsdienstes umfassende Erhebungen durchgeführt wurden. 
Da die Evaluierung der rechtlichen Grundlagen getrennt für jedes Land der ARGE Alp (DE, IT, AT und CH) durchgeführt wurde, erschien es zur besseren Lesbarkeit und zur Sicherstellung der Nachvollziehbarkeit des Ergebnisses der Projektphase 1 sinnvoll, die Ergebnisse für jedes Land bzw. jede Region der ARGE Alp getrennt darzustellen. 
Im gegenständlichen Bericht werden die Ergebnisse der Evaluierung der rechtlichen Grundlagen wie folgt angeführt:

1 Deutschland:
Freistaat Bayern

2 Italien:

Autonome Provinz Bozen - Südtirol,
Autonome Provinz Trentino
3 Österreich:
Land Salzburg, Land Tirol, Land Vorarlberg

4 Schweiz:

Kanton Graubünden, Kanton Tessin
Den für Projektphase 1 verwendeten Aufbau der Studie weiter folgend, erschien es zweckmäßig die Gegenüberstellung der Organisation und Ausbildung der Pistenrettung in den Ländern und Regionen der ARGE Alp (Phase 2) ebenfalls in dieser Form darzustellen (Näheres dazu in Abschnitt III).
Da die Ergebnisse der vorhergehenden Projektphasen 1 und 2 als Grundlage für die in der dritten Phase dargestellten Empfehlungen und Vorschläge dienen, erschien für die Projektphase 3 eine Änderung der Berichtsstruktur als sinnvoll. Die Ergebnisse der rechtlichen Grundlagenerhebung und der Organisation und Ausbildung der Pistenrettungsdienste in den Ländern und Regionen der ARGE ALP wurden in dem Bericht zu Projektphase 3 mit dem Ziel zusammengeführt, als Diskussionsgrundlage für alle Länder und Regionen der ARGE ALP gleichermaßen dienen sollen.   
4.2 Datengrundlage 
4.2.1 Rechtliche Grundlagen und ergänzende Quellen
Die Thematik dieser Studie setzt eine Beschreibung der normativen Grundlagen für die Besorgung des Pistenrettungsdienstes in den verschiedenen Ländern des Alpenraumes voraus. Dabei richtet sich der Fokus dieser rechtlichen Grundlagenstudie auf die in der ARGE Alp vertretenen Länder und Regionen.

Vor allem für die in der ersten Phase dieser Studie darzustellenden, normativen Unterschiede zwischen der Besorgung der Pistenrettung und der Besorgung des öffentlichen Rettungsdienstes sind die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen der einzelnen Länder des Alpenraumes bedeutsam. Die rechtliche Grundlage für die Organisation und die Ausbildung, fußt zum überwiegenden Teil auf den nachstehend behandelten Gesetzen und Verordnungen.

Die Evaluierung der rechtlichen Grundlage wurde getrennt für jedes in der ARGE Alp vertretene Land durchgeführt. 

Es darf an dieser Stelle vermerkt werden, dass die nachstehend angeführten Aufzählungen (4.2.1.1 bis 4.2.1.4) nicht vollständig sind und nur die wesentlichen ausgewerteten Daten und Unterlagen angeführt wurden bzw. jene Daten, die im Zuge der Recherche erhoben wurden. 

4.2.1.1 Deutschland: Freistaat Bayern

Für die Erhebung der rechtlichen Grundlage der Pistenrettung sowie des Rettungsdienstes im Freistaat Bayern fungierte das vom Bayerischen Staatsministerium des Innern geführte bzw. angebotene Bayerische Verwaltungsportal mit dem Bürgerservice „BAYERN-RECHT Online“ als Quelle. Mittels dieses Services wurden die nachstehend angeführten Gesetze samt Verordnungen ausgehoben und abgefragt: 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland:

· Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG), vom 23. Mai 1949, BGBl. 1949, S 1 zu letzt geändert durch das Gesetz vom 21. Juli 2010, BGBl. I. S 944 
Bayerische Verfassung sowie Gesetze und Vorschriften aus dem Zuständigkeitsbereich des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren:
· Bayerisches Verfassungsschutzgesetz, (BayVSG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 1977, GVBl S. 70, BayRS 12-1-I, idgF;
· Bayerisches Rettungsdienstgesetz, (BayRDG), vom 22. Juli 2008 GVBl 2008, S. 429;
· Gesetz über den Beruf der Rettungsassistentin und des Rettungsassistenten, (RettAssG), vom 10. Juli 1989, BGBl. I. S. 1384, das zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 2. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2686) geändert worden ist;
· Gesetz über das Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG);
· Gesetz über die Rechtsverhältnisse der nichtbundeseigenen Eisenbahnen und der Seilbahnen in Bayern (Bayerisches Eisenbahn- und Seilbahngesetz – BayESG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. August 2003; 
· Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Jänner 2002, BGBl. I. S 42, 2909; 2003 I S. 738, das zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes vom 27. Juli 2011, BGBl. I S. 1600;

· Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Rettungsdienstgesetzes, (AVBayRDG), vom 30. November 2010, GVBl 2010, S. 786;

· Verordnung über die Kennzeichnung der Skiabfahrten, Skiwanderwege und Rodelbahnen vom 23. Februar 1983.
Als ergänzende Quellen wurden gesichtet:

· Öffentlich zugängliche Normen/Vorschriften wie zB. 
· die DIN 13 050 betreffend die Begriffsbestimmungen im Rettungsdienst, 
· die DIN 32 912 betreffend die Kennzeichnung der Skiabfahrten, Skiwanderwege und Rodelbahnen, 

· die DIN EN 1865 betreffend Krankentransportfahrzeuge, 

· die DIN EN 1789-1 und DIN EN 1789-2 betreffend Fahrzeuge zur Patientenbeförderung und 

· die DIN EN 443, DIN EN 471 und die DIN EN 659 betreffend die Einsatzbekleidung im Rettungsdienst;

· Katalog „Lehrgänge & Prüfungen 2012“ der Bergwacht Bayern
4.2.1.2 Italien: Autonome Provinz Bozen - Südtirol, Autonome Provinz Trentino

Als Basis für die Evaluierung der rechtlichen Grundlage für die Besorgung der Pistenrettung bzw. des Rettungsdienstes in Italien wurden nachstehend aufgelistete Gesetze und Beschlüsse der jeweiligen Landesregierung sowie der Dekrete des jeweiligen Landeshauptmanns herangezogen:
Gesetze und Verordnungen auf staatlicher Ebene:
· Verfassung der Italienischen Republik vom 27. Dezember 1947, in Kraft getreten am 01. Jänner 1948, idjgF; 
· Gesetz Nr. 363 vom 24.12.2003 über Sicherheitsbestimmungen für die Ausübung von Abfahrtswintersportarten und des Skilanglaufs veröffentlicht im Gesetzesanzeiger der Republik Nr. 3 vom 5. Jänner 2004;
· Verordnung des Präsidenten der Republik Italien vom 27. März 1992.
Landesgesetze:

· Landesgesetz vom 23. November 2010, Nr. 14, „Ordnung der Skigebiete“ im Amtsblatt der Region Nr. 48 vom 30. November 2010;
· Landesgesetz vom 23. November 2010, Nr. 14, „Ordnung der Skigebiete“ neuerliche Veröffentlichung des Textes des Landesgesetzes vom 23. November 2010, Nr. 14 im Amtsblatt der Region Nr. 48 vom 30. November 2010, im Amtsblatt der Region Nr. 49 vom 7. Dezember 2010;
· Landesgesetz der Autonomen Provinz Trentino vom 21. April 1987, Nr. 7, Disciplina delle linee funiviarie in servizio pubblico e delle piste da sci.
Dekrete und Beschlüsse:
· Beschluss Nr. 4326 vom 03. 12.2001, Genehmigung eines Landesplanes für den bodengebundenen Rettungsdienst;
· Dekret des Landeshauptmanns vom 12. Januar 2012, Nr. 3, Durchführungsverordnung zum Landesgesetz vom 23. November 2010, Nr. 14, „ Ordnung der Skigebiete“;

· Dekret des Landeshauptmanns der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol vom 26. August 1982, Nr. 16, Durchführungsverordnung zum Gesetz vom 26. Februar 1981, Nr. 6: Skipistenordnung, kundgemacht im ordentlichen Beiblatt zum A. Bl. vom 5. Oktober 1982, Nr. 46
;
· Beschluss Nr. 2357 vom 28.06.2004, Abänderung des Beschlusses der Landesregierung vom 25.11.2002, Nr. 4331 betreffend die Vergütung an das ärztliche- und Krankenpflegepersonal, welches im Rettungswesen in Südtirol eingesetzt wird (geändert durch Beschluss Nr. 3190 vom 4.9.2006);
· Beschluss der Landesregierung der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol Nr. 4923 vom 23.12.2002: Dringender und nicht dringender Krankentransport: Genehmigung der Richtlinien betreffend die Organisation des Krankentransportdienstes in Südtirol;

· Beschluss der Landesregierung der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol Nr. 2357 vom 28.06.2004: Abänderung des Beschlusses der Landesregierung vom 25.11.2002, Nr. 4331 betreffend die Vergütungen an das ärztliche- und Krankenpflegepersonal, welches im Rettungswesen in Südtirol eingesetzt wird (geändert durch Beschluss Nr. 3190 vom 4.9.2006);
· Dekret des Präsidenten der Autonomen Provinz Trentino vom 22. September 1987, Nr. 11-51; Durchführungsverordnung zum Gesetz vom 21. April 1987, Nr. 7: Disciplina delle linee funiviarie in servizio pubblico e delle piste da sci; in der Fassung DlH 15/95 von 2007;
· Dekret des Präsidenten der Autonomen Provinz Trentino vom 22. August 2007, n. 15-95/Leg.: Approvazione delle modifiche al DPGP 22 settembre 1987, n. 11-51/Leg. - regolamento per l'esecuzione della legge provinciale 21 aprile 1987, n. 7 concernente “Disciplina delle linee funiviarie in servizio pubblico e delle piste da sci”;
· Dekret des Vorsitzenden der Landesregierung vom 12. Juli 2000, n. 17-35/Leg. modificazioni al regolamento per l'esecuzione della legge provinciale 21 aprile 1987, n. 7 “Disciplina delle linee funiviarie in servizio pubblico e delle piste da sci” di cui al DPGP 22 settembre 1987, n. 11-51/Leg. in attuazione dell’articolo 7, comma 4, della legge provinciale 21 aprile 1987, n. 7, come da ultimo sostituito dall’articolo 29 della legge provinciale 7 luglio 1997, n. 10, Amtsblatt Nr. 45/I-II vom 31.10.2000.
4.2.1.3 Österreich: Land Salzburg, Land Tirol, Land Vorarlberg

Für die Evaluierung der Besorgung des Pistenrettungsdienstes und des öffentlichen Rettungsdienstes in Österreich wurden die nachstehend genannten Gesetze und die dazu ergangenen Verordnungen ausgewertet und geprüft, wobei der Schwerpunkt der Prüfung bezogen auf die landesgesetzlichen Regelungen auf den einschlägigen Bestimmungen der Länder Salzburg, Tirol und Vorarlberg liegt:

Bundesgesetze samt dazu ergangenen Verordnungen:
· Bundes-Verfassungsgesetz, BGBl. 1/1930 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 1013/1994;
· Bundesgesetz über Ausbildung, Tätigkeiten und Beruf der Sanitäter, BGBl. I. Nr. 30/2002 zuletzt geändert durch BGBL. I. Nr. 57/2008;
· Verordnung der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen über die Ausbildung zum Sanitäter, BGBl. II. Nr. 420/2003 idgF;
· Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch, JGS Nr. 946/1811 in der Fassung des Gesetzes. BGBl. I. Nr. 58/2010.
Landesgesetze samt dazu ergangenen Verordnungen:

· Salzburger Rettungsgesetz, LGBl. Nr. 78/1981;
· Verordnung der Salzburger Landesregierung vom 4. Juli 2001 über das zur ordnungsgemäßen Besorgung der Aufgaben des allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienstes erforderliche Personal und die dazu erforderliche Ausstattung (Salzburger Rettungsverordnung - SRV), StF: LGBl. Nr. 72/2001;
· Salzburger Schischul und Snowboardschulgesetz, LGBl. Nr. 83/1989 zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 14/2004;

· Tiroler Rettungsdienstgesetz, LGBl. Nr. 69/2009;
· Vorarlberger Gesetz über das Rettungswesen, LGBl. Nr. 46/1979 idgF;
· Verordnung der Landesregierung über die Geschäftsordnung des Rettungsfonds, LGBl. Nr. 46/1979 idF LGBl. Nr. 56/1990 (Vorarlberg);
· Gesetz über die Sportförderung und die Sicherheit bei der Sportausübung, LGBl. Nr 15/1972 idF des Gesetzes LGBl. Nr. 36/2008;
· Gesetz über den Bau und die Erhaltung öffentlicher Straßen sowie über die Wegefreiheit, LGBl Nr. 8/1969 idF des Gesetzes, LGBl. Nr. 36/2009;
· Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie über den Bau und den Betrieb von Schleppliften (Schleppliftverordnung 2004 – SchleppVO 2004), BGBl. II Nr. 2004/464.
Als weitere Quellen, um Informationen über die Besorgung des Pistenrettungsdienstes in Österreich und die Ausbildungsanforderungen an die Pistenrettung zu erhalten, wurden u.a. ausgewertet:

· Öffentlich zugängliche Informationen/Daten (zB. Fachpublikationen) über Besorgung der Pistenrettung in verschiedenen Skigebieten innerhalb Österreichs;
· Öffentlich zugängliche Normen/Vorschriften wie zB. die Verleihung des Pistengütesiegels des Landes Tirol oder die ÖNORM S 4611 betreffend die Klassifizierung und Beschilderung von Skiabfahrten;
· Bericht des Rechnungshofes zur „Flugrettung mit Schwerpunkt in den Ländern Salzburg und Tirol“;
· „Bergbeförderung, Pistenbetreuung, Wintersport – Verhaltensregeln und Handlungsmöglichkeiten des Seilbahnunternehmes – 25 Jahre Seilbahnsymposium, Sonderbeilage ZVR 12

4.2.1.4 Schweiz: Kanton Graubünden, Kanton Tessin

Um die rechtliche Grundlage für die Besorgung des Rettungsdienstes sowie des Pistenrettungsdienstes in der Schweiz zu erheben, war es erforderlich, sich sowohl mit der Gesetzgebung des Bundes als auch jener der jeweiligen Kantone zu befassen. Gesichtet wurden hierbei im Wesentlichen die nachstehend angeführten Gesetze und Ausführungsbestimmungen: 
Bundesrecht:

· Bundesverfassung der Schweizer Eidgenossenschaft vom 19. April 1999, SR 101;
· Schweizer Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937 (Stand am 1. Oktober 2011), SR 311.0;
· Bundesgesetz über Seilbahnen zur Personenbeförderung (SEbG) vom 23. Juni 2006;
· Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fünfter Teil: Obligationenrecht), in der ursprünglichen Fassung vom 14. Juni 1881, SR 210.
Kantonale Gesetzgebung:

· Gesetz über die Förderung der Krankenpflege und der Betreuung von betagten und pflegebedürftigen Personen (Krankenpflegegesetz) vom 2. Dezember 1979, BR 506.000;
· Ausführungsbestimmungen zur Organisation des Rettungswesens gestützt auf Art. 43 des Krankenpflegegesetzes von der Regierung des Kanton Graubünden erlassen am 09. November 2004;

· Verordnung zum Gesetz über die Förderung der Krankenpflege und der Betreuung von betagten und pflegebedürftigen Personen (Verordnung zum Krankenpflegegesetz) vom 11. Dezember 2007, BR 506.060;
· Legge sul servizio pre-ospedaliero di soccorso e trasporto sanitario (Legge autoambulanze) del 26 giugno 2001, 6.3.4.1;

· Regolamento della Legge sul servizio pre-ospedaliero di soccorso e trasporto sanitario (Legge autoambulanze del 26 giugno 2001), del 3 dicembre 2002, 6.3.4.1.1

In Ergänzung zu der gesetzlichen Grundlage für die Besorgung des Rettungsdienstes sowie des Pistenrettungsdienstes in der Schweiz, insbesondere in den Kantonen Graubünden und Tessin, wurden speziell in Bezug auf den Pistenrettungsdienst nachstehend angeführte Quellen ausgewertet:

· Rettungskonzept Graubünden vorgelegt vom Justiz-, Polizei- und Sanitätsdepartment des Kantons Graubünden, Stand Mai 1999;
· Bericht der Seilbahnen Schweiz betreffend die Seilbahnbranche in der Schweiz
; 
· Richtlinien für Anlage, Betrieb und Unterhalt von Schneesportabfahrten der Schweizerischen Kommission für Unfallverhütung auf Schneesportabfahrten SKUS, Ausgabe 2010;
· Richtlinie für Skifahrer und Snowboarder der Schweizerischen Kommission für Unfallverhütung auf Schneesportabfahrten SKUS, Ausgabe 2010;
· Verkehrssicherungspflicht für Schneesportabfahrten, Richtlinie samt Erläuterungen erstellt von der Kommission Rechtsfragen auf Schneesportabfahrten, Ausgabe 2006;
· die SBS- Anforderungen an die Ausbildung „Pisten- und Rettungsdienst“;
· FIS-Verhaltensregeln für Skifahrer und Snowboarder des FIS Internationalen Skiverbandes, Ausgabe 2002;
· Richtlinien zur Anerkennung von kleinen Rettungsdiensten und Ambulanzstützpunkten im Kanton Graubünden, vom 15. Dezember 2009;
· Richtlinie zur Anerkennung von Rettungsdiensten des Interverbandes für Rettungswesen vom 26. November 2009, vom 01. Dezember 2009;
· Staatliche Pistenpolizei oder privater Ordnungsdienst mit Übernahme von Polizeiaufgaben, von Heinz Walter Mathys;
· Verkehrssicherungspflicht für Schneesportabfahrten, Richtlinien mit Erläuterung, der Kommission Rechtsfragen auf Schneesportabfahrten, fünfte, neu bearbeitete Ausgabe 2002;
· Homepage des Gesundheitsamtes des Kanton Graubünden;

· Verletztentransporte im Schneesport, 2009/2010 von Steffen Niemann, publiziert durch die bfu - Beratungsstelle für Unfallverhütung.
4.3 Datenerhebung
4.3.1 Gegenüberstellung der Organisation und Ausbildung der Pistenrettung
Um die für Phase 2 dieser Studie vorgesehene Gegenüberstellung der Organisation und der Ausbildung der Pistenrettung in den verschiedenen Ländern der ARGE Alp durchführen zu können, waren nachstehend angeführte Schritte zu setzen:

a) Festlegung der verschiedenen Methoden zur Erhebung der Daten,

b) Konzipierung eines Fragebogens,

c) Ausarbeitung von Fragen zur Durchführung strukturierter und vergleichbarer Interviews,

d) Erhebung von Kursen zur Ausbildung als PistenretterIn samt Kursinhalt und Kursunterlagen

Als zentrale Tools zur Erhebung der erforderlichen Daten und Informationen in der Projektphase 2 sind der unter lit. b genannte Fragebogen sowie die unter lit. c genannte Durchführung von Interviews mit ausgewählten Seilbahnunternehmen und Organisationen, Einrichtungen, Institutionen, die mit der Thematik „Pistenrettungsdienst“ befasst sind, zu nennen.

Im Zuge der Durchführung des ersten Interviews mit Vertretern des Österreichischen Bergrettungsdienstes musste festgestellt werden, dass es sinnvoll ist, den für eine standardisierte Datenerhebung von Seilbahnunternehmern und Liftbetreibern ausgearbeiteten Fragebogen (Anlage ./1 und ./2) zu adaptieren. Dies vorausgeschickt, wurde in Anlehnung an den Fragebogen zur standardisierte Datenerhebung von Seilbahn- und Liftunternehmern ein Fragebogen für die Befragung von Organisationen und Institutionen, die mit dem Pistenrettungsdienst befasst (abgestellt wird hierbei auf die Ausbildung von Pistenrettern) oder betraut sind (bezieht sich auf Organisationen, Einrichtungen, Institutionen, die den Pistenrettungsdienst besorgen) erstellt (Anlage ./3).
Ergänzend zu den Interviews und Fragebogenauswertungen wurden die unter Pkt. 4.2. genannten ergänzenden Quellen geprüft und ausgewertet.

II.
ABSCHNITT – PHASE I - ERHEBUNG DER RECHTLICHEN 


GRUNDLAGEN

5. Darstellung der Ergebnisse der Evaluierung
5.1 Deutschland – Freistaat Bayern

Um beurteilen zu können, auf welcher rechtlichen Grundlage die Besorgung des öffentlichen Rettungsdienstes sowie die Sicherstellung der Pistenrettung basieren, wurde eine Evaluierung der wesentlichen bundes- und landesgesetzlichen Regelungen durchgeführt. Das Ergebnis dieser Evaluierung lässt sich wie folgt skizzieren:
5.1.1 Verfassungsrechtliche Grundlage

Das im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland verankerte föderalistische Prinzip schreibt den Ländern die Kompetenz zur Gesetzgebung zu, soweit nicht das Grundgesetz dem Bund die Befugnis zur Gesetzgebung zuspricht. Die konkrete Kompetenzabgrenzung bemisst sich in Deutschland an Hand der Bestimmungen des deutschen Grundgesetzes über die ausschließliche und die konkurrierende Gesetzgebung
. 
Eine Prüfung der Art 70 bis 75 GG im Rahmen dieser Studie hat ergeben, dass die Gesetzgebung auf dem Gebiet des „Sanitäts- und Heilwesens“ den Ländern obliegt und daher der Rettungsdienst durch Landesgesetz zu regeln ist. 
Es darf an dieser Stelle vermerkt werden, dass sich die deutschen Bundesländer unterschiedlicher Modelle bei der Sicherstellung des Rettungsdienstes bedienen. Aus Zweckmäßigkeitsgründen wird im Rahmen dieser Evaluierung ausschließlich die rechtliche Grundlage für die Besorgung des Rettungsdienstes sowie der Pistenrettung im Freistaat Bayern näher betrachtet. 
5.1.2 Landesgesetzliche Regelung – Freistaat Bayern
· Aufgabenbereich:

Mit dem Bayerischen Rettungsdienstgesetz trifft der Gesetzgeber die materiell-rechtlichen Festlegungen für den Rettungsdienst und legt als Gegenstand und Zielsetzung fest:

§ 1 BayRDG: Dieses Gesetz regelt Notfallrettung, arztbegleiteten Patiententransport, Krankentransport, Berg- und Höhlenrettung sowie Wasserrettung (Rettungsdienst). Die flächendeckende Versorgung mit rettungsdienstlichen Leistungen ist eine öffentliche Aufgabe und durch einen öffentlichen Rettungsdienst sicherzustellen. Außerhalb des öffentlichen Rettungsdienstes dürfen rettungsdienstliche Leistungen nur im bodengebundenen Krankentransport mit Krankentransportwagen nach Maßgabe dieses Gesetzes erbracht werden.

Der Gesetzgeber definiert des Weiteren die Begriffe der Berg- und Höhlenrettung
 sowie der Wasserrettung
. Eine explizite Begriffsbestimmung „Pistenrettung“ findet sich im Bayerischen Rettungsdienstgesetz nicht, zumal nach herrschender Rechtsauffassung der Pistenrettungsdienst unter den Begriff der Bergrettung zu subsumieren ist:

Art 2 Abs. 10 BayRDG:

„Berg- und Höhlenrettung ist die Rettung verletzter, erkrankter oder hilfloser Personen aus Gefahrenlagen im Gebirge, im unwegsamen Gelände und in Höhlen, die Beförderung dieser Personen bis zu einer Stelle, die zu deren Übergabe an den Land- oder Luftrettungsdienst geeignet ist, im Ausnahmefall auch bis in eine für die weitere Versorgung geeigneten Behandlungseinrichtung, sowie die medizinische Versorgung dieser Personen am Einsatzort und während der Beförderung.“

Dies vorausgeschickt, ist die Besorgung des Pistenrettungsdienstes „eine öffentliche Aufgabe und [ist] durch einen öffentlichen Rettungsdienst sicherzustellen“

Dies impliziert wiederum, dass nachstehende Ausführungen zum Bayerischen Rettungsdienstgesetz sowie zu den Mindestanforderungen an die personelle und sachliche Ausstattung im öffentlichen Rettungsdienst auch auf die Bergrettung und damit wiederum auf die Besorgung der Pistenrettung Anwendung finden.

· Zuständigkeit und Art der Sicherstellung der Versorgung:

Verantwortlich für den öffentlichen Rettungsdienst im Freistaat Bayern sind die Landkreise und kreisfreien Gemeinden, welche den öffentlichen Rettungsdienst als eine Aufgabe des übertragenen Wirkungsbereiches innerhalb von Rettungsdienstbereichen sicherstellen. Die Rettungsdienstbereiche, die nach herrschender Rechtsauffassung auch Skigebiete umfassen, werden von der obersten Rettungsdienstbehörde, Bayerische Staatsministerium des Innern
, nach Anhörung der beteiligten kommunalen Spitzenverbände und unter Beachtung einer effektiven und wirtschaftlichen Durchführung des Rettungsdienstes verordnet
.. Per Gesetz schließen sich die im selben Rettungsdienstbereich liegenden Landkreise und kreisfreien Gemeinden zur Erledigung der ihnen obliegenden Aufgaben zu einem Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung zusammen. 
Bezogen auf die Berg- und Höhlenrettung normiert das BayREG in Art 17 Abs. 1 erster Satz:

„Der Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung überträgt die Durchführung der Berg- und Höhlenrettung der Bergwacht Bayern im Bayerischen Roten Kreuz.“

In der Praxis wurde seitens des Zweckverbandes für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung den gesetzlich normieren Vorgaben des Art. 17 Abs. 1 erster Satz des BayRDG entsprochen. Der Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung war daher nicht angehalten von dem in Art 17 Abs. 1 zweiter Satz des BayRDG eingeräumte freien Ermessen in Bezug auf die Beauftragung Dritter, im Falle des Entfalls der Leistungserbringung durch die Bayerische Bergwacht
 Gebrauch zu machen. Die Beauftragung der Bergwacht Bayern im Bayerischen Roten Kreuz mit der Durchführung der Berg- und Höhlenrettung und somit auch mit der Sicherstellung des Pistenrettungsdienstes erfolgte mittels eines öffentlichen-rechtlichen Vertrags.

Ohne hier dem Ergebnis der Projektphase 2 vorgreifen zu wollen, erscheint es sinnvoll und zweckmäßig an dieser Stelle zu vermerken, dass seit Jahrzehnten eine enge Partnerschaft zwischen der Bergwacht in Bayern im Bayerischen Roten Kreuz und der dem Deutschen Skiverband nahestehenden Stiftung „Sicherheit im Skisport“ besteht. Die Stiftung stellt in der Wintersaison für die deutschen Skigebiete hauptamtliche Servicemitarbeiter aus dem Kreis aktiver Bergretter an, die sich um die Belange der Schifahrer und Snowboarder kümmern, wie beispielsweise die Sicherheit der Skiausrüstung und Abfahrtsstrecken, etc. Im Einsatzfall werden diese Servicemitarbeiter für die Einsatzdurchführung, welche in der Verantwortung der Bergwacht Bayern im Bayerischen Roten Kreuz liegt, freigestellt.

· Mindestanforderungen an die personelle und sachliche Ausstattung im Rettungsdienst:
Anforderungen an die Besorgung des Rettungsdienstes auf das Gesetz über den Beruf der Rettungsassistentin und des Rettungsassistenten, (RettAssG), vom 10. Juli 1989, BGBl. I. S. 1384 idgF; verwiesen. 

· Mindestanforderungen an die personelle und sachliche Ausstattung in der Berg- und Höhlenrettung und damit in Verbindung stehend in der Pistenrettung:
Demgegenüber normierte der Gesetzgeber im BayREG bezüglich der Personalqualifikation in Art 43 Abs.7 dass:

„bei der Berg- und Höhlenrettung sowie der Wasserrettung nur Einsatzkräfte eingesetzt werden [dürfen], die über die für ihren Einsatzbereich notwendigen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten verfügen. Die Anforderungen werden von den gemäß Art. 17 Abs. 1 Satz 1 …. vorrangig zu beauftragenden Hilfsorganisationen [Bergwacht Bayern im Bayerischen Roten Kreuz] grundsätzlich in eigener Verantwortung festgelegt.“
 

Bezogen auf die Personalqualifikation bedingt Art 43 Abs. 7 in Verbindung mit Art 17 Abs. 2 BayRDG, dass die Einzelheiten für den Auftrag und dessen Durchführung – worunter u.a. die Anforderungen an Personal und Material, die Vergütung, die Laufzeit des Vertrags und damit auch die Dauer der Besorgung der Berg- und Höhlenrettung zu subsumieren sind – per öffentliche-rechtlichem Vertrag zu regeln sind. 
Welche fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten konkret den Einsatzkräften zur Durchführung der Berg- und Höhlenrettung und damit in Verbindung stehend der Pistenrettung abverlangt werden, ist damit Teil der Festlegung des in Art. 17 Abs. 2 BayRDG genannten öffentlichen-rechtlichen Vertrages und obliegt primär der Disposition der beauftragten Hilfsorganisation. 

Diese Regelung bedingt, dass die Normierung von spezifischen, personellen Anforderung an die Besorgung des Pistenrettungsdienstes im RettAssG entbehrlich ist. Der Pistenretter bzw. Bergretter ist angehalten die einschlägige Lehrgänge und Prüfungen der Bergwacht Bayern positiv zu absolvieren.
 

In der Praxis hat dies zur Folge, dass im Freistaat Bayern der Pistenrettungsdienst als öffentliche Aufgabe durch die Bergwacht Bayern, welche Teil des Bayerischen Roten Kreuzes ist, besorgt wird, von der Bergwacht Bayern die Ausbildungsstandards für die Pistenretter definiert werden. 
· Kostentragung im Berg- und Höhlenrettungsdienst bzw. im Pistenrettungsdienstes:
Im Art 36 des BayRDG ist eine Bestimmung betreffend das Benutzungsentgelt u.a. für die Berg- und Höhlenrettung enthalten, wonach die Bergwacht Bayern im Bayerischen Roten Kreuz für die Durchführung der Berg- und Höhlenrettung und damit in Verbindung stehend auch der Pistenrettung ein Benutzungsentgelt erheben kann. Das BayRDG unterscheidet zwischen sozialversicherungsrechtlich relevanten und nicht sozialversicherungsrechtlich relevanten Leistungen. Erstere werden von den Trägern der Sozialversicherung in dem mit der Bayerischen Bergwacht vereinbarten Umfang über die Zentrale Abrechnungsstelle für den Rettungsdienst in Bayern abgerechnet. Demgegenüber richtet sich die Höhe des Benutzungsentgelts für nicht sozialversicherungsrechtlich relevante Leistungen nach den Bestimmungen des Zivilrechts. Wenngleich das BayRDG hierzu keine Regelung vorsieht, so wird davon ausgegangen, dass auf die Kostentragung bei den nicht sozialversicherungsrechtlich relevanten Leistungen das Verursacherprinzip zur Anwendung kommt.
· Zusammenfassung: Freistaat Bayern
Das Bayerischen Rettungsdienstgesetz und die dazu ergangenen Verordnung regelt die Notfallrettung, den arztbegleiteten Patiententransport, den Krankentransport, die Berg- und Höhlenrettung sowie die Wasserrettung. Da nach herrschender Rechtsansicht der Pistenrettungsdienst ein Teil des Berg- und Höhlenrettungsdienstes ist, handelt es sich hierbei per Gesetz um eine Leistung des öffentlichen Rettungsdienstes, die durch einen öffentlichen Rettungsdienst sicherzustellen ist. 

Wie im BayRDG vorgesehen, wurde die Durchführung der Berg- und Höhlenrettung und damit auch der Pistenrettung der vorrangigen Hilfsorganisation, nämlich der Bergwacht Bayern im Bayerischen Roten Kreuz, per öffentlich-rechtlichen Vertrag übertragen.

Auf Grund dieser öffentlich-rechtlichen Regelung stellt die Pistenrettung im Freistaat Bayern keine Verkehrssicherungspflichten des Betreibers der Schipiste, sondern eine öffentliche Aufgabe dar.
Die Mindestanforderungen an die personelle und sachliche Ausstattung des Berg- und Höhlenrettungsdienstes/des Pistenrettungsdienstes ergibt sich aus dem zwischen dem Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung und der beauftragten Hilfsorganisation, wobei die Festlegung der konkreten Anforderungen an Einsatzkräfte und Einsatzmittel von der Hilfsorganisation grundsätzlich in eigener Verantwortung festgelegt werden.

5.2 Italien – Autonome Provinz Bozen - Südtirol, Autonome Provinz Trentino
In sämtlichen Regionen und Ländern der ARGE Alp, so auch in den Autonomen Provinzen Südtirol und Trentino, die die Region Trentino-Alto Adige / Südtirol bilden
, stellt sich im Zuge der Evaluierung der rechtlichen Grundlagen für die Besorgung des Rettungsdienstes bzw. der Pistenrettung die Frage, wem die Kompetenz zur Gesetzgebung für die Regelung dieser Rechtsmaterien obliegt. 

5.2.1 Verfassungsrechtliche Regelungen

Gemäß Art. 117 der Verfassung der Italienischen Republik üben 

„Staat und Regionen unter Wahrung der Verfassung sowie der aus der gemeinschaftlichen Rechtsordnung und aus den internationalen Verpflichtungen erwachsenden Einschränkungen die Gesetzgebungsbefugnis aus.
…..

Für alle Sachgebiete, die nicht ausdrücklich der staatlichen Gesetzgebung vorbehalten sind, steht den Regionen die Gesetzgebungsbefugnis zu.“

Neben jenen Rechtsmaterien, die per Verfassung der ausschließlichen Gesetzgebungsbefugnis des Staates zugeschrieben werden, findet sich in Art. 117 leg. cit. auch eine Aufzählung jener Sachgebiete, bezüglich derer 

„unbeschadet der dem staatlichen Gesetzgeber vorbehaltenen Befugnis zur Festsetzung wesentlicher Grundsätze steht die Gesetzgebungsbefugnis …. den Regionen zu.“ (Sachgebiete der konkurrierenden Gesetzgebung)
Auf Grund der konkurrierenden Gesetzgebung legt der Staat die wesentlichen Grundsätze eines Sachgebietes durch ein Rahmengesetz fest, während den Regionen und autonomen Provinzen die Befugnis zukommt, diese Grundsätze durch eigene Gesetze weiter zu entwickeln, zu präzisieren sowie an die Bedürfnisse der jeweiligen Region bzw. Autonomen Provinz anzupassen. 

Wesentlich für die Evaluierung der rechtlichen Grundlagen für die Besorgung des Rettungsdienstes bzw. des Pistenrettungsdienstes ist, dass die Sachgebiete „Gesundheitsschutz“ und die „Sportgesetzgebung“
 zu den Sachgebieten der konkurrierenden Gesetzgebung zählen.
Der Vollständigkeit halber sei bezüglich der Erlassung von Verordnungen ausgeführt, dass dem Staat in jenen Sachgebieten, die seiner ausschließlichen Gesetzgebung unterliegen, die Befugnis zur Erlassung von Verordnungen zukommt. Es obliegt dem Staat, den Regionen per Gesetz die Ermächtigung zur Erlassung von Verordnungen in Sachgebieten ausschließlichen staatlichen Gesetzgebung zu übertragen.
Den Regionen wiederum kommt die Befugnis zur Erlassung von Verordnungen in den Bereichen der konkurrierenden Gesetzgebung und der ausschließlichen regionalen Gesetzgebung zu
.

5.2.2 Staatliche gesetzliche Regelungen
· Allgemeine Ausführungen betreffend den Rettungsdienst und die Pistenrettung:

Im Zuge der Evaluierung der rechtlichen Grundlage für die Besorgung des Rettungsdienstes und der Pistenrettung wurde festgestellt, dass in Italien der Rettungsdienst getrennt vom Pistenrettungsdienst zu betrachten ist. In Italien hat sich in den vergangenen Jahrzehnten ein Sportrecht entwickelt, das sich u.a. auch mit dem Pistenrettungsdienst befasst. Das Sportrecht lässt sich aus dem Kompetenztatbestand des „Gesundheitswesens“
 ableiten bzw. unter diesen subsumieren und fällt damit in die ausschließliche Zuständigkeit des nationalen Gesetzgebers.

Bezug nehmend auf den Rettungsdienst ist festzuhalten, dass dieser ebenso wie die Ausübung von Sport unter den Kompetenztatbestand des Gesundheitswesens zu subsumieren ist und daher der Zuständigkeit des nationalen Gesetzgebers zu zuordnen ist. 
· Aufgabenbereich im Rettungsdienst:

Mit der Verordnung des Präsidenten der Republik Italien vom 27. März 1992 wurde der „Notfalldienst 118“ auf nationaler Ebene etabliert. Im Wesentlichen ist der „Notfalldienst 118“ gekennzeichnet durch:
a) Errichtung und Betrieb einer Notrufzentrale auf regionaler Ebene
Die öffentliche Kurzwahl für den Notfall 118 wird in diese regionalen Notrufzentralen geroutet. Sonstige in der Notrufzentrale eingehende Meldungen und Hilfeersuchen können an andere Behörden und Organisationen weitergeleitet werden. Die Mitarbeiter der Notrufzentrale müssen über eine Ausbildung zum Krankenpfleger verfügen. Die medizinische-organisatorische Leitung obliegt in der Regel einem Facharzt für Anästhesie. Die konkreten Aufgaben der Notrufzentrale wurden mit Dekret vom 15. April 1995 geregelt.

b) Taktisch-organisatorische bzw. strategische Verteilung der Einsatzmittel am Boden und in der Luft;

c) Krankenanstalten mit Notfallaufnahmestationen
. 

· Zuständigkeit und Mindestanforderung an die personelle und sachliche Ausstattung im Rettungsdienst:

Auf dem Gebiet des Rettungsdienstes räumt die Verordnung des Präsidenten der Republik Italien vom 27. März 1992 der nationalen Regierung eine Verordnungsermächtigung ein, um entsprechende Vorgaben für eine einheitliche, flächendeckende Gesundheitsversorgung zu normieren. 

Basierend auf dieser Präsidialverordnung legt die nationale Regierung in Abstimmung mit den Regionen und autonomen Provinzen mittels sogenannter „Typnormen“ die Personalqualifikation sowie die Anforderungen an die Rettungsdienstfahrzeuge fest
. 

Die konkreten organisatorischen Vorgaben zur Besorgung des Rettungsdienstes inklusive des Notrufsystems „118“ obliegen den Regionen und autonomen Provinzen.
· Kostentragung und Finanzierung des Rettungsdienstes:
Die Finanzierung des nationalen Rettungsdienstes obliegt in Italien dem nationalen Gesundheitsdienst, der u.a. die Erstversorgung des Patienten, die Herstellung seiner Transportfähigkeit, der Transport in eine Krankenanstalt sowie die Aufnahme in die Krankenanstalt umfasst. 
· Aufgabenbereich, Zuständigkeit und Art der Sicherstellung des 
Pistenrettungsdienstes:

Basierend auf Art 32 der Verfassung der Republik Italien hat der italienische Gesetzgeber mit dem Gesetz Nr. 363 vom 24.12.2003 eine landesweit gültige Grundlage erlassen, in dem Sicherheitsvorschriften für den nicht professionellen Skifahrer und Langläufer normiert und wesentliche Grundsätze für den sicheren Betrieb eines Skigeländes definiert werden. 
Der Begriff des Skigeländes im Sinne des Art. 2 des Gesetzes Nr. 363 vom 24.12.2003 umfasst: Alle natürlich oder künstlich beschneiten Oberflächen, die für die Allgemeinheit zugänglich sind, die Skipisten, Aufstiegs- und Beschneiungsanlagen umfassen und der Ausübung von Schneesportarten vorbehalten sind.
Dieser Bestimmung zu Folge, zählt zu einem ausgestatteten Skigelände nicht nur die Aufstiegshilfe, sondern auch die Skipiste. 
In weiterer Folge legt Art 3 Abs. 1 leg. cit. fest, dass der Betreiber eines im Sinne der vorstehend genannten Bestimmung ausgewiesenen Skigeländes dem Benutzer die Sicherheit bei der Ausübung der Sport- und Freizeittätigkeiten durch entsprechende Sicherung der Skipiste garantieren muss. 
Die Verpflichtungen des Betreibers eines Skigebietes – der Begriff des Skigebietes wird in der 
gegenständlichen Studie analog zum Begriff des ausgestatteten Skigeländes verwendet – werden in den Art. 3 bis 7 des Gesetzes Nr. 363 vom 24.12.2003 geregelt und umfassen:

a) die Errichtung eines Rettungsdienst für Verletzte und den Abtransport der verunfallten bzw. hilfsbedürftigen Person von der Skipiste zu einem Ort, der von den nächst gelegenen Gesundheitsversorgungseinrichtungen oder der Ersten Hilfe erreicht werden kann
;

b) die jährliche Übermittlung einer detaillierten Auflistung der Skiunfälle und möglichst auch eine Beschreibung der Unfalldynamik an die sachlich zuständige Körperschaft

c) der Abschluss einer Haftpflichtversicherung
;

d) Aushang der Unterlagen über die Pisteneinteilung bzw. –klassifizierung, die Verhaltensvorschriften sowie die vorgeschriebene Beschilderung

e) die Pflicht zur ordentlichen und außerordentlichen Instandhaltung der Skipisten entsprechend den Vorschriften der Regionen, die bei objektiver Gefahr oder anderen atypischen Gefahren bzw. Unzulänglichkeiten bis zu einer Sperre der Skipiste reicht
.

· Mindestanforderungen an die personelle und sachliche Ausstattung:
Seitens des Staates als Gesetzgeber werden Verstöße gegen die oben angeführten Verpflichtungen des Betreibers des Skigebietes (Errichtung eines Rettungsdienstes und die Meldepflicht der Unfallstatistik) mit einer Verwaltungsstrafe (Geldbuße) in der Höhe von EUR 20.000 bis zu EUR 200.000 belegt
. 
Demgegenüber trifft der Gesetzgeber in diesem Gesetz keine konkreten Spezifikationen betreffend einheitliche Mindestanforderungen an die personelle und materielle Ausstattung dieses Rettungs- und Transportdienstes in Italien. Der Staat überlässt es, ähnlich einer Rahmengesetzgebung, den Regionen und Autonomen Provinzen auf regionaler Ebene die vorgegebenen Grundsätze zu konkretisieren
.
5.2.3 Regionale gesetzliche Regelungen – Autonome Provinz Bozen – Südtirol, Autonome Provinz Trentino
5.2.3.1 Autonome Provinz Bozen - Südtirol

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes Nr. 363 vom 24.12.2003 über Sicherheitsbestimmungen für die Ausübung von Abfahrtswintersportarten und des Skilanglaufs bestanden auf regionaler Ebene bereits gesetzliche Bestimmungen
, die für die im Gesetz Nr. 363 vom 24. 12. 2003 festgelegten Grundsätze eine Regelung vorsahen. Anzuführen sind hier u.a das Landesgesetz vom 26. Feber 1981, Nr. 6 „Skipistenverordnung“ der Autonomen Provinz Bozen und das Landesgesetz der Region Aostatal vom 17. März 1992, Nr. 9.
Mit Landesgesetz der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol vom 23. November 2010, Nr. 14, „Ordnung der Skigebiete“ wurde das Landesgesetz der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol vom 26. Feber 1981, Nr. 6 „Skipistenverordnung“ aufgehoben. An dessen Stelle trat die vorstehend genannte „Ordnung der Skigebiete“.
Die Ordnung der Skigebiete
 regelt 
„a) die Sicherheit und das Verhalten der Benutzer und Benutzerinnen der Skigebiete,

b) das Betreiben der Skigebiete, um deren Sicherheit zu gewährleisten,

c) das Verfahren betreffend die Verfügbarkeit und die Dienstbarkeit der Skigebiete.“

In weiterer Folge normiert der Regionalrat in Art. 2 leg. cit, die zu einem Skigebiet
 u.a. Skipisten, die der Benutzung mit Skiern, Snowboards oder ähnlichen Geräten vorbehalten sind
. 

· Zuständigkeit und Art der Sicherstellung der Versorgung:

Den Betreiber eines Skigebietes, also den Inhaber der Ermächtigung zum Betrieb der Infrastruktur gemäß Art 2 Abs. 2 leg. cit. sowie jener, der diese Funktion aufgrund eines Vertrages innehat, treffen die nachstehend skizzierten gesetzlichen Verpflichtungen:

a) zur Sicherstellung der allgemeinen technischen Anforderungen an die sowie zur Präparierung und Instandhaltung der Skipiste
b) zur Einstufung der Skipisten nach Schwierigkeitsgraden sowie deren Beschilderung und Begrenzung, ebenso wie die Einrichtung eines Informationsdienstes über die Witterungsbedingungen, die Lawinengefahr und die Verhaltensregeln der Benutzer und Benutzerinnen des Skigebietes

c) Abschluss einer Haftpflichtversicherung gegen Schäden, die Benutzer und Benutzerinnen sowie Dritte durch Vorfälle erleiden könnten, die im Zusammenhang mit der Benutzung des Skigebietes liegen, 

d) zur Gewährleistung eines angemessenen Pisten- und Rettungsdienstes
.
· Mindestanforderungen an die personelle und sachliche Ausstattung:
Der Landtag der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol hat im Landesgesetz „Ordnung der Skipisten“ Festlegungen betreffend den Rettungsdienst im Skigebiet getroffen. Konkret normiert der Gesetzgeber in Art. 15 leg. cit.:
1. Es wird ein angemessener Rettungsdienst gewährleistet, der die Aufgabe hat, in den Skigebieten verunglückte Personen rasch und sachgemäß zu bergen.

2. Der Rettungsdienst besteht aus Personen, die für den Abtransport von Verunglückten ausgebildet sind und über die für die Erste Hilfe-Leistung notwendige und geeignete Ausrüstung verfügen.

3. Der Betreiber kann spezialisierte Organisationen, Einrichtungen oder Körperschaften mit dem Rettungsdienst betrauen.

4. Nach jedem Saisonschluss übermittelt der Betreiber der Landesabteilung Tourismus detaillierte Auflistungen der Unfälle, die sich im Skigebiet ereignet haben, gemäß den Formalitäten und Fristen, die mit Durchführungsverordnung festgelegt werden.“

Der Landtag hat durch vorstehend genannte Bestimmung sowohl die Aufgabe des Rettungsdienstes im Skigebiet als auch den Mindestumfang der Ausstattung definiert. 
Des Weiteren wurde durch diese Bestimmung dem Betreiber eines Skigebietes das frei Ermessen eingeräumt, den Rettungsdienst im Skigebiet selbst zu besorgen oder spezialisierte Organisationen, Einrichtungen oder Körperschaften mit der Durchführung dieses Dienstes zu betrauen
. Dies vorausgeschickt, darf ein Vorgriff auf die in der Projektphase II durchgeführten Erhebungen erfolgen und festgehalten werden, dass die Mehrheit der Betreiber von Skigebieten in der Autonomen Provinz Bozen von dieser Ermessen Gebrauch gemacht haben und Kooperationen im Sinne des Art 15 Abs. 3 des Landesgesetzes vom 23. November 2010, Nr. 14 „Ordnung der Skigebiete“ mit diversen hierzu befähigten Organisationen, Einrichtungen und Körperschaften, so z.B. mit der italienische Staatspolizei
, den Carabinieri
, der Guardia di Finanza
 und dem Landesrettungsverein Weißes Kreuz
, unterhalten.

Nicht unerwähnt soll bleiben, dass der Gesetzgeber eine verwaltungsstrafrechtliche Sanktionierung vorsieht, wenn der Betreiber eines Skigebietes einen Pisten- und einen Rettungsdienst stellt, die im Verhältnis zur Größe des Skigeländes nicht angemessen sind. Dies bezieht sich nicht nur auf die personelle Zusammensetzung des Rettungsdienstes, sondern auch auf dessen ärztliche Ausstattung. 
Die Verwaltungsübertretung wird mit einer Geldbuße von mindestens EUR 500 bis höchstens EUR 1.500 sanktioniert. Im Vergleich mit dem Strafrahmen des Gesetzes Nr. 363 vom 24.12.2003 über Sicherheitsbestimmungen für die Ausübung von Abfahrtswintersportarten und des Skilanglaufs handelt es sich hier um einen eher geringen Strafrahmen.
In Ergänzung zu den generellen Anforderungen gemäß Art. 15 leg. cit. an den in einem Skigebiet vorzuhaltenden Rettungsdienst findet sich im Art. 31 leg. cit. die entsprechende Verordnungsermächtigung zur Erlassung von Durchführungsverordnungen. An Hand von Durchführungsverordnungen sollen die technischen und die Verfahrensaspekte der „Ordnung der Skigebiete“ mit besonderem Bezug u.a. die Pflichten des Pisten- und Rettungsdienstes und die Ausstattung sowie die Personalqualifikation betreffend, geregelt werden.

Konkret ermächtigt die Verordnungsermächtigung gemäß § 31 Abs. 1 leg cit. zu folgender Konkretisierung des Landesgesetzes:
1) Mit Durchführungsverordnung werden die technischen Aspekte und die Verfahrensaspekte dieses Gesetzes geregelt, mit besonderem Bezug auf

1. das anzuwendende Verfahren und die dem Antrag auf die Genehmigung laut Artikel 5 beizulegenden Unterlagen,

2. die Definition, die technischen Anforderungen, die Eigenschaften und die Einstufung der Skipisten, der Skirouten und der Skiwege,

3. die Pflichten des Pisten- und des Rettungsdienstes und die Ausstattung und Qualifikation des Personals,

4. die Kriterien für die Festsetzung der Entschädigung für die Skigebietsdienstbarkeit, unter besonderer Berücksichtigung des touristischen Stellenwerts des betroffenen Gebietes und der geographischen Lage,

5. die atypischen Gefahren,

6. die Erzeugung von technischem Schnee während der Öffnungszeit der Piste laut Artikel 21 Absatz 1.

In diesem Zusammenhang ist auf das Dekret des Landeshauptmanns vom 12. Jänner 2012, Nr. 3
, mit welcher die vormalige Durchführungsverordnung vom 26. August 1982, Nr. 6
, welches eine Durchführungsverordnung zum aufgehobenen Landesgesetz vom 26. Februar 1981, Nr. 6: „Skipistenordnung“ darstellt, ersetzt wurde, verwiesen werden. Durch das gegenständliche Dekret hat der Rettungsdienst in Skigebieten bzw. dem ausgestattetem Skigelände nachstehende Konkretisierung erhalten:
Art 13 (Rettungsdienst)

(1) Der Rettungsdienst laut Artikel 15 des Gesetzes sorgt für die Erste-Hilfe-Maßnahmen sowie für die Bergung und den Transport der Verletzten.

(2) Der Rettungsdienst besteht aus Personen, die in Erste-Hilfe ausgebildet sind und über entsprechendes Fahrkönnen für Rettungseinsätze in Skigebieten verfügen. Er verfügt zudem über die notwendige und geeignete Ausrüstung.

(3) Die Haftung des Rettungsdienstes [abgestellt wird hierbei auf den Rettungsdienst im Skigebiet, sprich den Pistenrettungsdienst im Sinne dieser Studie] endet mit der Übergabe der verletzten Person an den Krankentransportdienst, an den Gesundheitsdienst, an einen auch privaten medizinischen Dienst oder auf Antrag der verletzten Person selbst oder ihrer Familienangehörigen.

(4) Das Rettungspersonal muss solange Dienst leisten, bis der Pistendienst die Kontrollfahrten laut Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe e) abgeschlossen hat.

(5) Der Direktor oder die Direktorin der Landesabteilung Tourismus kann den Betreiber des Skigebietes, auf begründeten Antrag, ermächtigen, von der Einrichtung eines Rettungsdienstes abzusehen, sofern angesichts der bescheidenen Größe des Skigebietes, seiner Beschaffenheit und Lange oder anderen nachgewiesenen besonderen Umständen eine rechtzeitige und zweckmäßige Bergung der verletzten Personen gewährleistet ist. In diesem Fall müssen, zusammen mit einer örtlichen Rettungsorganisation, geeignete Alarmpläne für eventuelle Einsätze schriftlich erstellt werden.

Art 14 (Ausrüstung des Rettungsdienstes)
(1) Unter notwendiger und geeigneter Ausrüstung des Rettungsdienstes laut Art. 13 Absatz 2 versteht man:

a) technische Erste-Hilfe-Ausrüstung wie:

1) Rettungsschlitten oder Rettungsmotorschlitten zum geeigneten Abtransport von verletzten Personen,

2) Schienen zum Stabilisieren, Halskrausen; bei größeren Skigebieten halbautomatischer externer Defibrillator,

b) persönliche Ausrüstung des Rettungspersonals wie:

1) erkennbare Uniform, die den Rettungsdienst repräsentiert,

2) Handfunkgerät, das eine Funkverbindung mit der Landesnotrufzentrale und dem Flugrettungsdienst ermöglicht, Rückenprotektor oder Ähnliches sowie Lawinensuchgerät zum Eigenschutz,

3) Rettungsrucksack mit für Notfallbereiche notwendigen Materialien wie z.B.: Sauerstoffmanagement, Atemwege, Kreislauf, Trauma, Wundversorgung, Diagnostik.

(2) Jeder Pisteneinsatz muss schriftlich festgehalten werden.

(3) Die Ausbildung des Rettungspersonals umfasst in der Regel eine mehrtätige Ausbildung im “Erste Hilfe Bereich“, welche Grundzüge der Laienreanimation und der traumatologischen Versorgung vermittelt. Des Weiteren muss das Rettungspersonal eine rettungstechnische Ausbildung nachweisen. Die genannte Ausbildung wird durch regelmäßige Fortbildungskurse ergänzt.

(4) Für das Rettungspersonal laut diesem Artikel besteht Helmpflicht.

Durch diese Bestimmungen wurden die Mindestanforderungen an Personal und Ausrüstung des Pistenrettungsdienstes gegenüber den Vorgaben des Dekrets des Landeshauptmanns vom 26. August 1982, Nr. 6, weiter konkretisiert
. 

Ebenso wird den Betreibern von „kleinen“ Skigebieten – die Durchführungsverordnung spricht von Skigebieten, in denen auf Grund ihrer „bescheidenen Größe, ihrer Beschaffenheit und Lange oder anderen nachgewiesenen besonderen Umständen eine rechtzeitige und zweckmäßige Bergung der verletzten Personen gewährleistet ist“
 - erstmals die Möglichkeit eingeräumt auf Antrag und mit Ermächtigung des Direktors/der Direktorin der Landesabteilung „Tourismus“ unter Vorhaltung eines gemeinsam mit der örtlichen Rettungsorganisation erstellten und zu betreibenden Alarmplans, von der Einrichtung eines Rettungsdienstes im Skigebiet Abstand nehmen zu können. 
Zentrale Aufgabe des Rettungsdienstes im Skigebiet ist gemäß der vorstehenden Bestimmung, vorausgesetzt es wurden keine speziellen Festlegungen hierzu per Dekret des zuständigen Landesrates der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol erlassen, die Erste Hilfe Leistung sowie die rasche und sachkundige Bergung und der Transport des Verletzten. 

Wesentlich für die Besorgung dieser Aufgabe ist aus Sicht der Ausbildung und des Materialeinsatzes, dass das Personal des Rettungsdienstes im Skigebiet über eine Erste-Hilfe Ausbildung verfügen und mit Einsatzmitteln für die Erste-Hilfe Leistung und für den Abtransport des Verletzten ausgestattet sein muss. Eine konkrete Festlegung wie viele Personen der Rettungsdienst im jeweiligen Skigebiet umfassen muss und welche medizinische Ausrüstung im Detail sowie in welchem Umfang vorgehalten werden müssen, ist ebenfalls nicht per Durchführungsverordnung geregelt und wird somit gemäß dem jeweiligen Bedarf vom Betreiber des Skigebietes bzw. im Falle der Übertragung der Durchführung an eine spezialisierte Organisation, Einrichtung oder Körperschaft im Sinne des Art. 15 Abs. 2 des Landesgesetzes vom 23. November 2010, Nr. 14, durch diese festzulegen sein.
· Zusammenfassung: Autonome Provinz Bozen – Südtirol 

Mit dem Landesgesetz vom 23. November 2010, Nr. 14, „Ordnung der Skigebiete“ erfährt der Rettungsdienst im Skigebiet eine generelle Regelung hinsichtlich der zu besorgenden Aufgaben sowie der Ausbildung und Ausstattung des Personals des Rettungsdienstes. Konkrete bzw. detaillierte Festlegungen sind mittels Durchführungsverordnung zu treffen. Die hierfür erforderliche Verordnungsermächtigung ist im Art. 31 des gegenständlichen Landesgesetzes vorgesehen.

Des Weiteren steht es dem Betreiber des Skigebietes frei, den Rettungsdienst im Skigebiet selbst zu besorgen oder eine spezialisierte Organisation, Einrichtung oder Körperschaft damit zu betrauen. 

5.2.3.2 Autonome Provinz Trentino

Analog der in Punkt 5.2.3.1 beschriebenen rechtlichen Situation in der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol hat zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes Nr. 363 vom 24. Dezember 2003 auch in der Autonomen Provinz Trentino mit dem Landesgesetz vom 21. April 1987, Nr. 7, „Disciplina delle linee funiviarie in servizio pubblico e delle piste da sci“ bereits eine entsprechende gesetzliche Regelung für die Ausübung von Abfahrtswintersportarten bestanden.

Gemäß der in Art 22 des Gesetz Nr. 363 vom 24.12.2003 vorgesehenen Übergangsfrist von sechs Monaten hatten die Regionen Zeit, ihre regionalen Gesetze und Durchführungsverordnungen zu adaptieren. Dieser gesetzlichen Verpflichtung wurde bis dato nur beschränkt Rechnung getragen. Im Jahr 2000 wurde die Durchführungsverordnung zum Landesgesetz der Autonomen Provinz Trentino vom 21. April 1987, Nr. 7, mit Dekret des Vorsitzenden der Landesregierung (Decreto del Presidente della Giunta Provinciale, 12 luglio 2000, n. 17-35/Leg.) vom 12. Juli 2000
 und vom 21. August 2007
 modifiziert. 
Die Verordnungsermächtigung für die vorstehend genannten Dekrete / Durchführungsverordnungen mit Bezug zum Rettungsdienst im Skigebiet ergibt sich aus Art. 50 leg. cit. 

Dieser Bestimmung zu Folge, hat der Inhaber der Betriebserlaubnis – abgestellt wird hierbei auf den Lizenz-/Konzessionsnehmer gemäß dem Landesgesetz vom 21. April 1987, Nr. 7, „Disciplina delle linee funiviarie in servizio pubblico e delle piste da sci Art. 13 leg. cit. – verschiedene Dienstleistungen sowie technische Unterstützungsleistungen, zu denen u.a. das Transportieren der Verletzten auf der Piste deren Verbringung zu einer medizinischen Einrichtung zählt, zu erbringen.

Analog der gesetzlichen Regelung der Autonomen Provinz Bozen (siehe Art. 13 Abs. 5 des Dekret des Landeshauptmanns vom 12. Januar 2012, Nr. 3, Durchführungsverordnung zum Landesgesetz vom 23. November 2010, Nr. 14, „Ordnung der Skigebiete“) kann auch der Präsident der Autonomen Provinz Trentino mittels Dekret eine Ausnahme bezüglich der Konzessionsnehmer zu besorgenden Dienstleistungen und unterstützenden Tätigkeiten erlassen
. 

Des Weiteren normiert der Gesetzgeber, dass entsprechende Vorkehrungen zur Erbringung der Leistungen gemäß Art 50 Abs. 1 lit. a bis d leg cit.
 mittels Durchführungsverordnung getroffen bzw. geregelt werden können.

Ebenso räumt Art 51 Abs. 3 leg. cit. der Landesregierung die Ermächtigung ein, Kurse zur Schulung und Organisation der mit der Erbringung der Dienst- und technischen Unterstützungsleistungen befassen Mitarbeiter der Konzessionsnehmer anzubieten. Der Landesregierung wird hierbei per Gesetz das freie Ermessen eingeräumt, diese Kurse selbst zu organisieren und durchzuführen oder sich hierzu einer befähigten, leistungsfähigen Organisation oder Einrichtung zu bedienen, im Sinne von, diese mit der Durchführung des Kurses zu betrauen. 

Als Beispiel für einen auf Grundlage des Art. 51 Abs. 3 leg. cit. verordneten Kurses kann der mit Dekret des Präsidenten der Provinzregierung vom 22. September 1987, n. 11-51/Legisl., geregelte Fachkurse für die Verantwortlichen der Sicherheit genannt werden
. Der Kurs, mit einem Stundenumfang von 60 Unterrichtsstunden/-einheiten, ist dahingehend ausgelegt, den Teilnehmern theoretische und praktische Kenntnisse auf dem Gebiet der Lawinenkunde und der Lawinenschutz zu vermitteln, wobei hierbei auch ein Augenmerk auf die Schulung in Rettungs- und Selbstrettungstechniken bei Lawinenabgängen gelegt wird.

· Zusammenfassung: Autonome Provinz Trentino

Analog dem Ergebnis der Evaluierung der Rechtsgrundlage für die Besorgung des Rettungsdienstes in Skigebieten in der Autonomen Provinz Bozen gibt es auch in der Autonomen Provinz Trentino eine spezifische landesgesetzliche Regelungen sowie die dazu ergangenen Durchführungsverordnungen auf Grundlage derer Konzessionsnehmer u.a. zur des Besorgung des Pistenrettungsdienstes angehalten ist. 
Im Übrigen darf auch an dieser Stelle auf die Ausführungen zum Gesetz Nr. 363 vom 24. Dezember 2003 verwiesen werden.

5.3 Österreich – Land Salzburg, Land Tirol, Land Vorarlberg

Zur Evaluierung der rechtlichen Grundlagen wurden alle relevanten Bundes- und Landesgesetze sowie die einschlägigen Verordnungen herangezogen. Darüber hinaus wurden, soweit verfügbar, die erläuternden Bemerkungen zu den jeweiligen Gesetzen in die Evaluierung mit einbezogen. 

Soweit sich die Evaluierung der rechtlichen Grundlagen mit den relevanten bundesgesetzlichen Bestimmungen befasst, wurde diese gemeinsam für die drei Länder Tirol, Salzburg und Vorarlberg durchgeführt und wird folglich in Einem dargestellt. Das Ergebnis der Evaluierung der einschlägigen Landesgesetze sowie der dazu ergangenen Verordnungen wird in weiterer Folge jedoch für jedes Land separat dargestellt.

5.3.1 Verfassungsrechtliche Grundlagen
Die Kompetenzverteilung in Österreich führt automatisch zur Frage, welcher Gesetzgeber – Bundes- oder Landesgesetzgeber - in Österreich gemäß der Bundesverfassung für die Regelung der Rechtsmaterie „allgemeiner Rettungsdienst bzw. Rettungswesen“ zuständig ist. Diesbezüglich normiert Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG, dass das Gesundheitswesen mit u.a. Ausnahme des „Rettungswesens“ in Gesetzgebung und Vollziehung eine Sache des Bundes ist
. 
Die materiell-rechtliche Ausgestaltung der Rechtsmaterie bzw. des Kompetenztatbestandes „Gesundheitswesen“, mit Ausnahme des Leichen- und Bestattungswesens sowie des Gemeindesanitätsdienstes und des Rettungswesens, sind vom Bund festzulegen. In Wahrung seiner Aufgaben hat der Bundesgesetzgeber auf dem Gebiet des Gesundheitswesens –materiell-rechtliche Bestimmungen erlassen, dazu zählen u.a. 
· Bundesgesetz über Ausbildung, Tätigkeiten und Beruf der Sanitäter, BGBl. Nr. 30/2002 zuletzt geändert durch BGBL. I. Nr. 57/2008

· Verordnung der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen über die Ausbildung zum Sanitäter, BGBl. II. Nr. 420/2003 idgF

Demgegenüber haben die einzelnen Landesgesetzgeber, beruhend auf der vorstehend skizzierten verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung auf dem Gebiet des Gesundheitswesens, materiell-rechtliche Festlegungen für die Besorgung des „Rettungswesens“ erlassen, die sich im Wesentlichen auf die nachstehend angeführten Regelungsbereiche erstrecken:

· Festlegung der Gemeindeaufgabe „Hilfs- und Rettungswesen“

· Organisation des Rettungs- und Hilfsdienstes

· Sanitätspolizeiliche Vorschriften für Rettungseinrichtungen

· Finanzierungsregelungen

· Auszeichnungen

· Zwangs- und Strafbefugnisse

5.3.2 Landesgesetzliche Regelungen – Land Salzburg, Land Tirol, Land Vorarlberg
5.3.2.1 Land Salzburg

Auf der Grundlage der unter 5.1.1 beschriebenen Kompetenz hat das Land Salzburg das Salzburger Rettungsgesetz, LGBl. Nr. 78/1981 idgF, und die dazu ergangenen Verordnungen erlassen. Diese dienen als Grundlage für die Organisation, die Besorgung und die Finanzierung des Rettungsdienstes im Land Salzburg und werden im Folgenden skizziert:

Das Salzburger Rettungsgesetz unterscheidet formal nicht zwischen dem örtlichen und dem überörtlichen Rettungsdienst. § 1 leg. cit. spricht lediglich davon, dass das Hilfs- und Rettungswesen im Sinne dieses Gesetzes [Salzburger Rettungsgesetz] die Aufgaben des allgemeinen und des besonderen Hilfs- und Rettungsdienstes in der Gemeinde umfasst. Dennoch legt § 2 des Salzburger Rettungsgesetzes die Auslegung nahe, dass sich der örtliche Rettungsdienst in den Aufgaben der Gemeinde verankert ist bzw. sich darin wiederspiegelt.  

Ergänzend ist anzumerken, dass unter die Aufgaben des besonderen Hilfs- und Rettungsdienstes Bergrettung, Wasserrettung und Höhlenrettung subsumiert werden. Nichtsdestoweniger lässt sich aus § 4 leg. cit. ableiten, dass das Salzburger Rettungsgesetz eine Unterscheidung zwischen dem örtlichen und dem überörtlichen Rettungsdienst trifft. Dies geht daraus hervor, dass a) jede Gemeinde an die von ihr vertraglich mit der Besorgung des allgemeinen Rettungsdienst verpflichtete Rettungsorganisation jährlich einen von ihrer Einwohneranzahl abhängigen Rettungsbeitrag zu entrichten hat und b) das Land Salzburg für die überörtlichen Belange der Rettungsorganisation einen Beitrag zu leisten hat
. 
Ebenso normiert der Gesetzgeber in § 3 Abs. 4 leg. cit., dass das Land Salzburg für die überörtlichen Belange der Berg-, Wasser- und Höhlenrettung einen Beitrag, bei dessen Bemessung auf die Einwohnerzahl des Landes abgestellt wird, zu leisten hat.

· Aufgabenbereich:

Der Aufgabenbereich des allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienstes (= örtlichen Rettungsdienst) umfasst gemäß § 1 Abs. 2 leg. cit.:

· Personen, die eine erhebliche Gesundheitsstörung erlitten haben, Erste Hilfe zu leisten, sie transportfähig zu machen und sie unter Betreuung mit geeigneten Verkehrsmitteln in eine Krankenanstalt u. dgl. zu befördern oder ärztlicher Versorgung zuzuführen;

· Personen, die wegen ihres Gesundheitszustandes kein gewöhnliches Transportmittel benützen können, unter sachgerechter Betreuung mit geeigneten Verkehrsmitteln zu befördern;

· Bei Veranstaltungen in der Gemeinde die Leistungen der nach der Art der Veranstaltung in Betracht kommenden Ersten Hilfe an Ort und Stelle bereitzustellen.
Zu den Aufgaben des besonderen Rettungsdienstes in der Gemeinde zählt, die Rettung und Verbringung von Personen aus dem Gefahrenbereich in lebens- oder gesundheitsbedrohlichen Situationen, insbesondere am Berg (Bergrettung), im Wasser (Wasserrettung) und in Höhlen (Höhlenrettung). Ergänzend führt § 1 Abs. 3 letzter Satz leg. cit. aus, dass zum besonderen Rettungsdienst auch die Leistung Erster Hilfe an Ort und Stelle gehört.

Dezidiert von den Aufgaben des örtlichen Hilfs- und Rettungsdienstes ausgenommen ist gemäß § 1 Abs. 4 leg. cit. der besondere Hilfs- und Rettungsdienst auf Schipisten. 

· Zuständigkeit und Art der Sicherstellung der Versorgung:
Wie bereits vorstehend ausgeführt, ist der besondere Hilfs- und Rettungsdienst auf Schipisten vom Salzburger Rettungsgesetz nicht erfasst, sodass nachstehend skizzierte Regelungen betreffend die Zuständigkeit für die Sicherstellung des allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienstes auf die Besorgung des Pistenrettungsdienstes keine Anwendung finden.

Erläuternd sei zur Sicherstellung des allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienstes im Land Salzburg ausgeführt, dass die gesetzliche Verpflichtung der Gemeinden zur Sicherstellung der Leistungen des allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienstes für ihr Gemeindegebiet mittels vertraglicher Verpflichtung einer anerkannten Rettungsorganisation übertragen werden kann. Es obliegt dem freien Ermessen der Gemeinde, den allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienst in ihrem Wirkungsbereich selbst zu besorgen oder wie gesagt eine anerkannte Rettungsorganisation mit schriftlichem Vertrag mit der Besorgung dieser Leistung zu beauftragen. Für eine anerkannte Rettungsorganisation besteht innerhalb jenes Bereiches in dem diese anerkannt ist, wiederum per Gesetz die Verpflichtung mit jeder Gemeinde auf deren Einladung einen Vertrag über die Besorgung des allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienstes abzuschließen. 
· Mindestanforderungen an die personelle und sachliche Ausstattung:
Die Landesregierung hat beruhend auf der Verordnungsermächtigung gemäß § 5 leg. cit. durch Verordnung nähere Vorschriften über das zur ordnungsgemäßen Besorgung des allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienstes im Land Salzburg erforderliche Personal und die dazu erforderliche Ausstattung zu erlassen. In der Verordnung
 sind neben den Mindestanforderungen des Einsatzpersonals, die Aus- und Fortbildung des Einsatzpersonals, die Mindestausstattung der Krankentransportfahrzeuge und die Mindestausstattung der Einsatzstellen und sonst erforderlichen Einrichtungen festzulegen. 
Neben den allgemeinen Anforderungen hinsichtlich der Kenntnisse und Fähigkeiten des Einsatzpersonals verweist die Salzburger Rettungsverordnung, LGBl. Nr. 72/2001 idgF, bezüglich der Aus- und Fortbildung auf das Sanitätergesetz, BGBl. I. Nr. 30/2002, und hält in der Anlage zu § 9 der Salzburger Rettungsverordnung eine detaillierte Auflistung betreffend die Fahrzeug-Mindestausstattung im bodengebundenen Transport vor.
· Finanzierung:
Die Finanzierung des Rettungsdienstes erfolgt im Bundesland Salzburg an Hand eines Mischsystems, das sich anteilig aus öffentliche Mittel, die von den Gemeinden, dem Land sowie den Trägern der gesetzlichen Sozialversicherung beigestellt werden, sowie aus Mitteln der anerkannten Rettungsorganisation, wie Spenden und leistungsbezogenen Entgelten von Privatzahlern zusammensetzen.

· Kostentragung:
Im Bundesland Salzburg erfolgt die Kostentragung im Rettungsdienst gemäß dem Verursacherprinzip. Dies bedeutet, dass, sofern nicht besondere gesetzliche Bestimmungen oder Vereinbarungen über den Ersatz der Kosten einer Leistung gemäß § 1 Abs. 2 lit. a bis c und Abs. 3 leg. cit. bestehen, die Kosten für notwendige und zweckmäßige Aufwendungen des Einsatzes der Rettungsorganisation derjenige zu tragen hat, zu dessen Gunsten der Einsatz erfolgt oder der den Einsatz missbräuchlich in Anspruch genommen oder veranlasst hat
.
Eine Regelung zur Kostentragung von Leistungen im überörtlichen Rettungsdienst findet sich im Salzburger Rettungsgesetz nicht.
· Zusammenfassung: Land Salzburg - Rettungsdienst versa Pistenrettung

Der besondere Hilfs- und Rettungsdienst auf Schipisten ist vom Salzburger Rettungsgesetz dezidiert ausgenommen. 
Das Salzburger Rettungsgesetz beinhaltet für den allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienst u.a. Regelungen betreffend die Zuständigkeit, die Finanzierung, die Kostentragung im Einsatzfall sowie die personelle und materielle Ausstattung, wobei der letzte Themenpunkt durch die Salzburger Rettungsverordnung konkretisiert wird.
5.3.2.2 Land Tirol
Analog dem Land Salzburg hat auch das Land Tirol materiell-rechtliche Regelungen bezüglich der Besorgung des Rettungswesens im Bundesland Tirol erlassen, wobei in Tirol mit dem Tiroler Rettungsdienstgesetz 2009, LGBl. Nr. 69, die Unterscheidung zwischen dem örtlichen und überörtlichen Rettungsdienst gefallen ist, und nunmehr der Rettungsdienst als Gesamtes vom Land als Träger des Rettungsdienstes im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung sicherzustellen ist. 

Gemäß § 1 des Tiroler Rettungsdienstgesetzes hat der Landesgesetzgeber mit diesem Gesetz explizit den öffentlichen Rettungsdienst, der die Notfallrettung und den qualifizierten Krankentransport umfasst, normiert, greift aber in bestehende bundesgesetzliche Regelungen nicht ein. Berg-, Höhlen- und Wasserrettung sollen den öffentlichen Rettungsdienst unterstützen und mit diesem zusammenarbeiten. Sie fallen nicht unter die Sicherstellungsverpflichtung des Landes Tirol, sondern werden wie bisher von privaten Rettungsorganisationen eigenverantwortlich wahrgenommen. Einen Bezug auf die Pistenrettung findet sich im Landesgesetz nicht.

· Aufgabenbereich:

Der öffentliche Rettungsdienst hat die bedarfsgerechte sowie sparsame, wirtschaftliche und zweckmäßige Erbringung der Notfallrettung, deren Teilaufgabe die notärztliche Versorgung ist, und den qualifizierten Krankentransport im Land Tirol sicherzustellen.
· Zuständigkeit und Art der Sicherstellung der Versorgung:

Kurz zusammengefasst hat der Landesgesetzgeber in Tirol vorgesehen, dass das Land im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung die Besorgung des öffentlichen Rettungsdienstes sicherzustellen hat, wobei es dem freien Ermessen des Landes obliegt, die Besorgung dieser Aufgabe selbst zu besorgen oder durch schriftlichen Vertrag ganz oder teilweise an geeignete, leistungsfähige Organisationen und Einrichtungen zu übertragen. Die Besorgung solcher Leistungen setzt den Abschluss eines Vertrages mit dem bzw. den Bestbietern voraus, der bzw. die im Zuge eines transparenten und nicht diskriminierenden Verfahrens zu ermitteln sind
.
· Mindestanforderungen an die personelle und sachliche Ausstattung:
Im Tiroler Rettungsdienstgesetz ist ein Katalog von Vorgaben enthalten, die ein Vertrag gemäß § 3 Abs. 3 leg. cit. jedenfalls enthalten muss. Dieser als demonstrative Aufzählung gestaltete Katalog umfasst im Wesentlichen folgende Bestimmungen
:
a) die Aufgaben und den Leistungsumfang der Rettungseinrichtung,

b) die Vergütung der Leistung sowie die Art der Abrechnung der erbrachten Leistung mit den zur Kostentragung Verpflichteten, 

c) die Qualität und die Verfügbarkeit des Personals und der Rettungsmittel,

d) den ständigen Bereitschaftsdienst und die Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen,

e) die Festlegung und die Einhaltung einer bestimmten Frist von der Alarmierung bis zum Ausrücken eines Rettungsfahrzeuges oder eines Hubschraubers,

f) die Dauer des Vertragsverhältnisses, wobei Verträge nur befristet abgeschlossen werden dürfen,

g) die Zusammenarbeit mit der zentralen Landesleitstelle und dem Ärztlichen Leiter Rettungsdienst,

h) die medizinische Dokumentationspflicht und das Qualitätsmanagement,
i) Vertragsstrafen und Sicherstellungen,

j) Unterwerfung unter die Gebarungsprüfung eines von der Landesregierung beauftragten Wirtschaftsprüfers.
Die Details betreffend die Qualität und die Verfügbarkeit des im öffentlichen Rettungsdienst eingesetzten Personals sowie der Einsatzmittel ist per Gesetz vertraglich zwischen dem Land Tirol, als Träger des öffentlichen Rettungsdienstes, und dem Auftragnehmer im Sinne des § 3 Abs. 3 leg. cit. zu vereinbaren.
· Finanzierung / Kostentragung:

Die Finanzierung des bodengebundenen öffentlichen Rettungsdienstes in Tirol (Notfallrettung und qualifizierter Krankentransport) erfolgt durch Beiträge der Gemeinden
, durch Beiträge des Landes Tirol sowie durch Beiträge der Sozialversicherungsträger. Die Träger der Sozialversicherung sind auf Grund der jeweils anwendbaren Sozialversicherungsgesetze bzw. Satzungen gegenüber den aus der Sozialversicherung Anspruchsberechtigten verpflichtet, bei Unfällen und Krankheitsfällen für eine medizinische (Erst-) Versorgung sowie einen geeigneten Transport in die nächst gelegene Krankenanstalt zu sorgen.

· Zusammenfassung: Land Tirol - Rettungsdienst versa Pistenrettung

Der Landesgesetzgeber regelt im Tiroler Rettungsdienstgesetz die Sicherstellung des öffentlichen Rettungsdienstes und normiert, dass die Personalqualifikation und die Rettungsmittelausstattung im Vertrag zwischen dem Land und dem Leistungserbringer zu regeln sind. Weiters definiert der Gesetzgeber den Begriff der Berg-, Wasser- und Höhlenrettung. Das Thema des besonderen Rettungsdienstes auf Schipisten wird nicht angesprochen.
5.3.2.3 Land Vorarlberg

Im Gesetz über das Rettungswesen in Vorarlberg, LGBl. Nr. 46/1979 idgF, findet sich kein Verweis im Sinne einer Definition oder Begriffsbestimmung, Zuständigkeitsregelung, Kostentragung, etc. betreffend die Pistenrettung. Ebenso differenziert das Gesetz über das Rettungswesen in Vorarlberg nicht zwischen örtlichen und überörtlichen Rettungsdienst sowie zwischen allgemeinen und besonderen Rettungsdienst.

· Aufgabenbereich:

Zu den Aufgaben des Rettungswesens gehören:
· die Bergung von Personen in Lebensgefahr oder in beträchtlicher Gefahr für ihre Gesundheit, sowie sich diese nicht selbst befreien können;

· die Erste Hilfe Leistung;
· die Durchführung von Krankentransporten;
· die Suche nach Abgängigen, falls der Schluss nahe liegt, dass diese sich in Lebensgefahr oder in beträchtlicher Gefahr für ihre Gesundheit befinden;
· die Schulung der Einwohner der Gemeinde in lebensrettenden Sofortmaßnahmen.
· Zuständigkeit und Art der Sicherstellung der Versorgung:

Für die im Gesetz über das Rettungswesen genannten Aufgaben hat, sofern nicht eine anerkannte Rettungsorganisation diese übernimmt oder anderweitig vorgesorgt wurde, die Gemeinde, die für die Besorgung dieser Aufgabe notwendigen Vorkehrungen zu treffen. Hinsichtlich der Art der Betreuung der Rettungsorganisation mit der Besorgung der Leistung des Rettungsdienstes gibt das Gesetz keine Auskunft. Da zu deren Besorgung keine hoheitlichen Handlungsformen existieren, haben das Land und die Gemeinden diese Aufgaben im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung mittels zivilrechtlicher Verträge wahrzunehmen.
· Mindestanforderungen an die personelle und sachliche Ausstattung:
Analog dem Salzburger Rettungsgesetz beinhaltet auch das Gesetz über das Rettungswesen im Land Vorarlberg eine Verordnungsermächtigung hinsichtlich der Festlegung von Vorgaben hinsichtlich der Ausstattung. Im Gegensatz zu § 5 Salzburger Rettungsgesetz wonach die Landesregierung entsprechende Vorgaben für die personelle und sachliche Ausstattung im Verordnungsweg festzulegen hat, handelt es sich bei der entsprechenden Bestimmung im Gesetz über das Rettungswesen über eine Kann-Bestimmung
. Durch diese wird die Landesregierung ermächtigt konkrete Regelungen hinsichtlich des Mindestpersonalstandes, die fachlichen Voraussetzungen der Mitglieder, die sachliche Mindestausstattung und den Mindeststandard an organisatorischen Vorkehrungen des Rettungsdienstes oder der anerkannten Rettungsorganisation vorzuschreiben.
· Kostentragung:
Die Kostentragung im Rettungswesen erfolgt analog dem Salzburger Rettungsgesetz gemäß dem Verursacherprinzip. Es besteht keine Verpflichtung zur Kostentragung, wenn der Einsatz nicht erforderlich war, den Verpflichteten an den Umständen die zum Einsatz geführt haben, kein Verschulden trifft und die Einhebung der Kosten unbillig wäre. Dabei kann die Rettungsorganisation typische Rettungsmaßnahmen hinsichtlich des eingesetzten Personals, Sachleistungen sowie Wegkosten pauschalieren. Falls der Verpflichtete den Ersatz der Kosten verweigert, hat die Gemeinde diesem die Kosten des Einsatzes bescheidmäßig vorzuschreiben.
· Zusammenfassung: Land Vorarlberg - Rettungsdienst versa Pistenrettung

Im Gesetz für den Rettungsdienst des Landes Vorarlberg wird die Pistenrettung nicht erwähnt. Demzufolge gibt es auf landesgesetzlicher Ebene keine gesetzlichen Mindestinhalte aus rettungsdienstlicher Sicht, die an die Besorgung der Aufgaben des Pistenrettungsdienstes gestellt werden.
5.3.3 Bundesgesetzliche Regelungen: 

5.3.3.1 Sanitätsdienstliche Versorgung

Dezidiert genannt wird der Begriff „Pistenrettung“ in § 3 Abs. 4 Sanitätergesetz, BGBl. I. Nr. 30/2002, zuletzt geändert durch BGBL. I. Nr. 57/2008, [kurz: SanG]:

Hilfeleistungen durch Angehörige der Berg-, Wasser-, Höhlen- und Pistenrettung sowie der Feuerwehr werden durch dieses Bundesgesetz [abgestellt wird hier auf das SanG] nicht berührt, sofern die technische Verbringung von Personen aus Gefahrenzonen samt allfälliger anschließender Übergabe zur sanitätsdienstlichen Versorgung im Zentrum der Tätigkeit steht.
Gemäß der vorstehend angeführten Bestimmung des SanG nimmt der Bundesgesetzgeber u.a. die Hilfeleistung durch Mitglieder der Pistenrettung, sofern sich ihre Tätigkeit 
a) auf die technische Verbringung von Personen aus der Gefahrzone und 
b) allfällige anschließende Übergabe an einen Dritten zur sanitätsdienstlichen Versorgung beschränkt vom Geltungsbereich des SanG aus. 
Wesentlich ist hierbei, dass die vorstehend genannten Tatbestandsmerkmale „technische Verbringung von Personen aus der Gefahrenzone“, „samt allfälliger anschließender Übergabe zur sanitätsdienstlichen Versorgung“ den überwiegenden Teil der Tätigkeit der Pistenrettung bilden müssen bzw. im Mittelpunkt seiner Tätigkeit stehen. Daraus lässt sich wiederum ableiten, dass die sanitätsdienstliche Versorgung der zu verbringenden Personen bezogen auf die Pistenrettung nur eine untergeordnete Tätigkeit darstellt.

Umgekehrt legt die Formulierung des § 3 Abs. 4 SanG den Schluss nahe, dass eine Hilfeleistung bei der die sanitätsdienstliche Versorgung überwiegt, unabhängig davon, wer diese Hilfe leistet, dem Geltungsbereich des SanG unterliegt und damit die gesetzlich normierten Anforderungen an die Ausübung der Tätigkeit eines Sanitäters zur Anwendung kommen. 

Die weitere Betrachtung bzw. Untersuchung geht von der grundsätzlichen Annahme aus, dass in der Praxis bei der Besorgung der Pistenrettung die technische Verbringung samt allfälliger anschließender Übergabe zur sanitätsdienstlichen Versorgung überwiegt, und damit die Durchführung dieser Tätigkeit vom SanG nicht erfasst ist.

5.3.3.2 Sicherstellungspflicht

Ungeachtet der sanitätsdienstlichen Anforderungen, die an die Angehörigen der Pistenrettung gestellt werden, gilt es zu klären, wem die Verpflichtung zur Sicherstellung des Pistenrettungsdienstes in Österreich obliegt. 
Nachstehende Ausführungen gehen von der grundlegenden Annahme aus, dass der Pistenhalter auch gleichzeitig der Betreiber der Seilbahn- oder Liftanlage ist. 

Gemäß § 1295 Abs. 1 ABGB ist jedermann berechtigt, vom Schädiger den Ersatz des Schadens zu verlangen, den ihm dieser rechtswidrig und schuldhaft zugefügt hat
. Die Verpflichtung zum Schadenersatz setzt voraus, dass der Schädiger mit dem schadensursächlichen Ereignis in dem Sinne in Verbindung steht, dass der Schaden durch ihn selbst oder einer Sache oder eine Person, die seiner Sphäre angehört, verursacht wurde. Davon ausgehend hat die Rechtsprechung sogenannte „Verkehrssicherungspflichten“ entwickelt, die kurz skizziert festlegen, dass der Eigentümer oder Verfügungsberechtigte über Grund und Boden, welchen er für den Verkehr für Menschen eröffnet oder unterhält, für die Verkehrssicherung Sorge zu tragen hat
. Der konkrete Inhalt der Verkehrssicherungspflicht ist im Einzelfall zu beurteilen, wobei zu prüfen ist, ob die Gefahr bei Einhaltung der gebotenen Sorgfalt erkennbar war.
Speziell für die Halter von Wegen wurde mit § 1319a ABGB ein eigener Haftungsmaßstab festgelegt. Demzufolge haftet derjenige, der für den ordnungsgemäßen Zustand eines Weges verantwortlich ist, für den Ersatz des Schadens, sofern er oder einer seiner Leute den Mangel vorsätzlich oder grobfahrlässig verschuldet hat und sofern der Schaden nicht durch eine unerlaubte oder besonders widmungswidrige Benützung des Weges entstanden ist. Dieser Haftungsmaßstab findet nach herrschender Rechtsprechung und Lehre auf den Halter einer Schipiste Anwendung.

Wesentlich sind in diesem Zusammenhang die Verkehrssicherungspflichten, die demjenigen obliegen der eine seiner Verfügung unterliegende Anlage – bezogen auf die gegenständliche Studie eine Skipiste - dem Zutritt eines Personenkreises eröffnet
. Die Bedeutung der Verkehrssicherungspflichten liegt darin, sowohl das Unterlassen von Maßnahmen zur Schadensverhinderung bzw. –abwehr für rechtswidrig zu erklären, als auch Handlungen oder Unterlassungen, die eine abstrakte Gefährdung von Gütern Dritter nach sich ziehen, zu verbieten
. Der Wegehalter muss demzufolge die Skipiste für die Benützer in einem verkehrssicheren und gefahrlosen Zustand erhalten und diesen vor erkennbaren Gefahren schützen
.
Nach der ständigen Rechtsprechung des OGH:

„fallen unter die Pistensicherungspflichten des Liftunternehmers die nach der Verkehrsauffassung erforderlichen und zumutbaren Maßnahmen, um dessen Vertragspartner [durch den Kauf eines Skipasses bzw. einer Liftkarte kommt ein Vertrag zwischen dem Skifahrer 
und dem Liftunternehmer zustande] vor künstlichen oder natürlichen Gefahrenquellen im unmittelbaren Bereich des von ihm eröffneten Schiverkehrs zu schützen.“

Bezogen auf Schipisten bedeutet dies, dass diese von ungewöhnlichen Hindernissen frei zu halten bzw. zu befreien sind
. 
Eine mit dem zwischen dem Betreiber der Seilbahn- oder Liftanlage und dem Nutzer der Anlage abgeschlossenen Beförderungsvertrag einhergehende Nebenpflicht ist, die Verpflichtung des Betreibers der Seilbahn- oder Liftanlage im Rahmen des Zumutbaren für eine verkehrssichere Abfahrt zu sorgen
, was eine Verpflichtung des Betreibers der Seilbahn- oder Liftanlage impliziert, die Schipiste im Rahmen des Zumutbaren zu sichern
. 
In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob die vertragliche Nebenpflicht auch eine Verpflichtung des Betreibers der Seilbahn- oder Liftanlage zur Vorhaltung einer Pistenrettung umfasst. 

Wie unter Pkt. 5.3.1 und Pkt. 5.3.2 ff ausgeführt, stellt der allgemeine Rettungsdienst eine Aufgabe der Gemeinde bzw. des Landes dar. Davon ausgehend könnte angenommen werden, dass daraus eine allgemeine Verpflichtung des Landes oder der Gemeinden zur Sicherstellung des Rettungsdienstes auch im Bereich von Schipisten abzuleiten ist
. Dem steht jedoch, wie in Zusammenhang mit der Darstellung der einschlägigen landesgesetzlichen Regelungen zum Rettungsdienst erläutert, entgegen, dass diese auf die Pistenrettung keine Anwendung finden bzw. für Gegenden, die für Einsatzkräfte des allgemeinen Rettungsdienstes nicht mehr erreichbar bzw. zugänglich sind, besondere Hilfs- und Rettungsdienst vorgesehen sind.
Dem Betreiber der Seilbahn- oder Liftanlage kommt somit auf Grund des Beförderungsvertrages die generelle Verpflichtung zu, im Rahmen des Zumutbaren für eine verkehrssichere Schipiste zu sorgen. In wie weit den Betreiber der Seilbahn- oder Liftanlage damit auch die Verpflichtung zur Besorgung des Rettungsdienstes auf der Schipiste zukommt, lässt sich wie folgt argumentieren:
Aus der räumlichen Lage von Schipisten und ihrer Topographie ergibt sich, dass diese mit Einsatzmittel des allgemeinen Rettungsdienstes kaum oder nur erschwert erreichbar sind. Die Anforderungen an die sanitätsdienstliche Versorgung und den Transport auf Schipisten werden im Winter noch durch die vorherrschenden, zum Teil extremen Witterungsverhältnissen (Schnee) zusätzlich erschwert, sodass die Erstversorgung und der Transport von verunfallten oder hilfsbedürftigen Personen auf Schipisten nicht im Rahmen des allgemeinen Rettungsdienstes sichergestellt werden kann. 

Vor diesem Hintergrund wird seitens des Betreibers der Seilbahn- oder Liftanlage und deren Nutzer die Sicherstellung der Erste Hilfe-Leistung sowie des Transport von der Unfallstelle / die Verbringung aus der Gefahrenzone bis hin zur Übergabestelle an ein Rettungsmittel des bodengebundenen Rettungsdienstes oder der Flugrettung als verkehrsüblicher Ausfluss der Pistensicherungspflichten des Seilbahn- oder Liftanlagenbetreibers angesehen.
Aus den oben skizzierten Umständen kann angenommen werden:

(a) Kann im Rahmen des besonderen Hilfs- und Rettungsdienst
 die sanitätsdienstliche Versorgung sowie der Transportdienst von verunfallten oder hilfsbedürftigen Personen im Bereich der Schipiste sichergestellt gestellt werden, so kann es dem Betreiber der Seilbahn- oder Liftanlage sicherlich zugemutet werden, eine befähigte Organisation oder Einrichtung des besonderen Hilfs- und Rettungsdienstes mit der Durchführung der Pistenrettung zu betrauen.
(b) Sollte eine Übertragung der Besorgung dieser Aufgabe an eine dazu befähigte Einrichtung oder Organisation des besonderen Hilfs- und Rettungsdienstes nicht möglich sein oder diese Aufgabe durch die betraute Organisation nicht im erforderlichen Umfang erfüllt werden können, so ist der Betreiber der Seilbahn- oder Liftanlage in Folge des Beförderungsvertrages angehalten – wiederum im Rahmen des Zumutbaren -, eigene Vorkehrungen zur Sicherstellung der Pistenrettung zu treffen
.
Wie der Pistenrettungsdienst im Detail ausgestaltet sein muss, regelt das Zivilrecht nicht. Es liegt somit im Verantwortungsbereich des Pistenhalters bzw. des Betreibers der Seilbahn oder Liftanlage, die ihm zumutbaren Maßnahmen zum Unterhalt eines Rettungsdienstes auf der Schipiste zu setzen. Dabei kann der Pistenhalter seine Verpflichtung vertraglich auf einen Dritten übertragen. Wesentlich ist in diesem Zusammenhang, dass 

a) der Dritte zur Besorgung des Pistenrettungsdienstes befugt und befähigt ist und

b) den Pistenhalter die Haftung für ein Auswahlverschulden trifft.

5.3.4 Zusammenfassung der rechtlichen Grundlage sowie des Vergleichs zwischen den Anforderungen, die der Gesetzgeber an die Besorgung des öffentlichen Rettungsdienstes und die Pistenrettung in Österreich stellt

Auf Grund der vorstehend skizzierten Regelungen auf landes- und auf bundesgesetzlicher Ebene kann festgehalten werden, dass sowohl Bundes- als auch Landesgesetzgeber konkrete Vorgaben an die Besorgung des öffentlichen Rettungsdienstes und damit in Verbindung stehend an die Personalqualifikation und die Rettungsmittelausstattung stellt. 
Bezogen auf den Pistenrettungsdienst ist festzuhalten, dass in Österreich dem Betreiber einer Seilbahn- oder Liftanlage (= Halter einer Schipiste) die Verpflichtung zur Sicherung der Schipiste. Diese sogenannten Verkehrssicherungspflichten leitet sich aus § 1319a ABGB sowie aus dem Beförderungsvertrag, abgeschlossen zwischen dem Skifahrer und dem Betreiber der Seilbahn- oder Liftanlage –ab, welche die Bereitstellung Erster Hilfe und eines Transportdienstes für den Transport der verunfallten oder hilfsbedürftigen Person von der Unfallstelle bzw. deren Verbringung aus der Gefahrenzone bis zur Übergabestelle an eine Rettungsmittel des allgemeinen Rettungsdiensten, inkludiert. 

In Ermangelung gesetzlicher Vorschriften betreffend die Besorgung des Pistenrettungsdienstes, steht es dem Betreiber der Seilbahn- und Liftanlage (= Halter der Schipiste) frei,
a) die Leistung selbst zu erbringen oder hiermit einen hierzu befähigten Dritten zu beauftragen 

b) die fachlichen Anforderungen an die Besorgung des Pistenrettungsdienstes zu definieren bzw. im Einvernehmen mit dem beauftragten Dritten unter der Beachtung bestehender nationaler und internationaler Normen festzulegen.

Ergänzend zu lit. b ist anzuführen, dass ungeachtet dessen, dass die Hilfeleistungen durch Angehörige der Pistenrettung vom Sanitätergesetz, sofern die technische Verbringung von Personen aus Gefahrenzonen samt allfälliger anschließender Übergabe zur sanitätsdienstlichen Versorgung im Zentrum der Tätigkeit steht, ausgenommen ist, die Mitglieder der Pistenrettung jeden Falls über grundlegende Kenntnisse und Fähigkeiten auf dem Gebiet der Sanitätshilfe (Erste Hilfe) verfügen sollten, um ihre Tätigkeit ausüben zu können.
5.4 Schweiz: Kanton Graubünden, Kanton Tessin
Die Evaluierung der rechtlichen Grundlagen des Rettungsdienstes sowie des Pistenrettungsdienstes in der Schweiz erfordert eine Betrachtung von Bundes- und kantonalen Gesetzen und Regelungen. Zu diesem Zweck wurde versucht, eine Darstellung der gesetzlichen Grundlagen für die Besorgung des Rettungsdienstes zu skizzieren.

5.4.1 Verfassungsrechtliche Grundlagen

In der Schweiz zählen das föderalistische Prinzip und Subsidiaritätsprinzip zu den Grundsätzen der Verfassung. Demzufolge stellt sich auch in diesem Bundesstaat die Frage, wem die Kompetenz zur Regelung des Kompetenztatbestandes „Rettungsdienst“ obliegt. Gemäß den Vorgaben der Bundesverfassung obliegt dem Bund die Gesetzgebung all jener Rechtsmaterien, sprich Kompetenztatbeständen, die diesem ausdrücklich durch die Bundesverfassung zugewiesen wurden
. Demgegenüber bestimmen die Kantone welche Aufgaben sie wahrnehmen
. Dabei übernimmt der Bund die Besorgung jener Aufgaben, die nicht innerhalb des Wirkungsbereiches der Kantone besorgt werden können, da sie dessen Kraft übersteigen oder einer einheitlichen bundesweiten Regelung bedürfen
. 
5.4.2 Kantonale gesetzliche Regelungen – Kanton Graubünden, Kanton Tessin

In Anlehnung an die vorstehenden Ausführungen über die rechtlichen Grundlagen in den Regionen und Ländern der ARGE Alp, beschränkt sich die gegenständliche Studie auch im Fall der Schweiz auf die Evaluierung des „Rettungsdienst“ versa „Pistenrettungsdienst“ auf landesgesetzlicher Ebene auf die Kantone Graubünden und Tessin.

5.4.2.1 Kantonale Gesetzgebung: Kanton Graubünden:
Grundsätzlich gilt es im Kanton Graubünden sowohl rechtlich als auch begrifflich zwischen der „Pistenrettung“ und dem „Rettungsdienst“ zu differenzieren. Im Allgemeinen ist im Kanton Graubünden der Begriff des „Rettungsdienstes“ maßgeblich. Der Rettungsdienst ist im Kanton Graubünden eine Organisation der strassengebundenen Rettung und damit Teil des Rettungswesens
Dem gegenüber ist im kantonalen Recht des Kanton Graubündens die Pistenrettung nicht verankert. 
Ein Konnex zwischen dem Pistenrettungsdienst und dem strassengebundenen Rettungsdienst wird im Kanton Graubünden durch Art. 4. Der Ausführungsbestimmungen zur Organisation des Rettungswesens, beschlossen durch die Regierung des Kanton Graubündens am 09. november 2004, Protokoll Nr. 1536, hergestellt. Gemäß dieser Bestimmung ist die Schneesportrettung / der Pistenrettungsdienst dazu angehalten für den Weitertransport von Personen, die einer medizinischen Betreuung bedürfen, für den Weitertransport ab der Talsation auf der Straße die Sanitätsnotrufzentrale 144 zu verständigen. 
Bei den Pistenrettungsdiensten der Seilbahn- und Skiliftunternehmungen handelt es sich um die SBS-Pistenpatrouilleure mit den Aufgaben der terrestrischen Winterrettung, der Erstversorgung, Betreuung und dem Transport des Patienten, deren Aufgabe, wie vorstehend ausgeführt, von der kantonalen Gesetzgebung auf dem Gebiet des Rettungsdienstes ausgenommen ist.
In Anlehnung an die vorstehenden Ausführungen, darf auf die Ausführungsbestimmungen zur Organisation des Rettungsdienstes, konkret auf Art. 4 verwiesen werden, wonach die Ortung, Bergung und Rettung auf den Schneesportabfahrten und der Transport bis zur Talstation oder zum Talboden den Konzessionsträgern, sprich den Seilbahn- und Skiliftunternehmern, obliegt.

Erläuternd dazu wird im Regierungsbeschluss zu den gegenständlichen Ausführungsbestimmungen beschrieben, dass 

Art. 4 Schneesportrettung

Auf den Schneesportabfahrten ist die Ortung, Rettung, Bergung und der sichere Transport der verletzten und sich in Gefahr befindenden Schneesportlern den Konzessionsträgern (Bergbahnen, Skilifte etc.) übertragen. Diese sind zuständig innerhalb des Schneesportgebietes, für welches sie Konzessionsträger sind. Die Ortung, Rettung und Bergung von Verunfallten hat sich nach den Richtlinien der Schweizerischen Kommission für Unfallverhütung auf Schneesportabfahrten (SKUS) zu richten.

5.4.2.2 Kantonale Gesetzgebung: Kanton Tessin
Die rechtliche Grundlage für die Organisation des Rettungswesens im Kanton Tessin bilden das Gesetz und die Verordnung über die prähospitale Versorgung und den Rettungstransport, genauer: 
· Legge sul servizio pre-ospedaliero di soccorso e trasporto sanitario (Legge autoambulanze),del 26 giugno 2001

· Regolamento della Legge sul servizio pre-ospedaliero di soccorso e trasporto sanitario (Legge autoambulanze del 26 giugno 2001), del 3 dicembre 2002

Grundsätzlich wird im Kanton Tessin zwischen dem Rettungsdienst auf regionaler (Bezirk) und auf kantonaler Ebene unterschieden und herrscht die gesetzliche Vorgabe, dass der Rettungsdienst im allgemeinen gemäß den Kriterien der Rationalität, Effizienz und Rentabilität organisiert sein muss. 
Die Sicherstellung des regionale Rettungsdienst ist eine Aufgabe der Gemeinde, wobei es der Gemeinde überlassen ist, diese Aufgabe innerhalb ihres Wirkungsbereiches selbst sicherzustellen oder sich mit anderen Gemeinden zu einem Verband (Konsortium) zur Wahrnehmung der Aufgaben des regionalen Rettungsdienstes zusammenzuschließen. Des Weiteren kann die Gemeinde bzw. der Verband die Besorgung der Aufgaben des regionalen Rettungsdienstes mit Vereinbarung gemäß Art. 10 Abs. 1 leg. cit. einer dazu befähigten Einrichtung übertragen.
Die Vereinbarungen, welche zu Ihrem Abschluss der Zustimmung des Staatsrates bedürfen, haben auf jeden Fall folgende Bestimmungen zu enthalten über:

a) die Aufgaben und der Leistungsumfang;

b) die Art und Weise der Ausführung der Aufgaben werden nicht durch Gesetz und nach den Bestimmungen des "Ausführung definiert;
c) Vereinbarungen über die finanzielle Beteiligung der Gemeinde und die Preise der erbrachten Leistung und die Art der Abrechnung mit den zur Kostentragung Verpflichteten;
d) die Zuordnung und die berufliche Qualifikation der eingesetzten Mitarbeiter;
e) die Anforderungen an Krankenwagen und andere Geräte die im Rettungsdienst verwendet werden;
f) die Modalitäten für die Zahlung der städtischen und kantonalen Subventionen.

Ergänzende bzw. detaillierte Feststellungen betreffend die Mindestanforderungen an das eingesetzte Personal und die Ausrüstung sowie Fahrzeuge finden sich in den auf Grundlage der Verordnung über die prähospitale Versorgung und den Rettungstransport erlassenen Richtlinien
.
Im Zusammenhang mit dem Abschluss der Vereinbarungen gemäß Art. 10 leg. cit. ist auf Art. 8. Abs. 2 leg. cit. zu verweisen, demzufolge die Besorgung des regionalen Rettungsdienstes grundsätzlich nur von einer (1) Organisation/einem (1) Unternehmen durchgeführt werden darf. 
Die Übertragung der Aufgabe des Rettungsdienstes durch Vereinbarung an eine Organisation/ein Unternehmen bewirken eine Selbstbindung der Gemeinde bzw. des Verband dahingehend, dass sich diese / dieser außer im Bedarfsfall
 zur Erfüllung der ihr obliegenden Leistungspflicht im Bereich des Rettungsdienst an die betraute Organisation / das betraute Unternehmen gebunden ist. 

Sollte in einem Bezirk die mit der Besorgung des regionalen Rettungsdienstes betraute Organisation/Einrichtung jedoch nicht in der Lage sein, den Rettungsdienst sicherzustellen, dann kann eine Organisationen aus benachbarten Bezirken entgeltlich zur Unterstützung beigezogen und/oder die betraute Organisation/das betraute Unternehmen ersetzt werden
.
Ergänzend zu den allgemeinen Aufgaben des Rettungsdienstes kennt das Legge sul servizio pre-ospedaliero di soccorso e trasporto sanitario (Legge autoambulanze),del 26 giugno 2001, auch spezielle Dienstleistungen, dazu zählen u.a.:
a) die Suche, Rettung und Transport von Verletzten mit dem Hubschraubern;
b) der Betrieb von Schiffen und Rettungstauchern;
c) der Einsatz von Lawinenhunden.
Diese speziellen Dienstleistungen werden dem kantonalen Rettungsdienst zugeordnet und sind eine Aufgabe des Kantons, wobei der Staatsrat, in Vertretung für das Kanton Tessin, eine Vereinbarung mit hierfür geeigneten und befähigten Organisationen, Unternehmen abschließen kann, um die Koordinierung der Einsätze sowie die Besorgung der speziellen Dienstleistungen sicherzustellen
. Wie vorstehend angeführt, wird der Einsatz von Lawinenhunden unter die speziellen Dienstleistungen gemäß Art. 13 leg. cit. subsumiert. 
Eine Bezugnahme zur Besorgung des Pistenrettungsdienstes findet sich in dieser Bestimmung nicht. Dies vorausgeschickt und unter Bezugnahme auf die Ausführungen zur kantonalen Gesetzgebung im Kanton Graubünden wird davon ausgegangen, dass im Kanton Tessin ebenfalls rechtlich und begrifflich zwischen dem „Pistenrettungsdienst“ und dem „Rettungsdienst“ zu differenzieren ist und der „Pistenrettungsdienst“ im kantonalen Recht des Kantons Tessin nicht verankert ist.
5.4.3 Bundesweite Regelungen
Die Pflicht einen Pistenrettungsdienst zu unterhalten ist für Seilbahnunternehmen auf Bundesebene gesetzlich nicht geregelt. Diese Verpflichtung ergibt sich vielmehr aus der Verkehrssicherungspflicht, welche jedes Unternehmen trifft, das Schneesportabfahrten betreibt
.

Details zu den Verkehrssicherungspflichten die Unternehmen, das Schneesportabfahrten betreibt, treffen, regeln die Richtlinien für Anlage, Betreib und Unterhalt von Schneesportabfahrten der Schweizer Kommission für Unfallverhütung auf Schneesportabfahren
 sowie die von der Kommission Rechtsfragen auf Schneesportabfahrten von Seilbahnen herausgegebenen Richtlinien zur Verkehrssicherungspflicht auf Schneesportabfahren
.
Die vorstehend genannten Regelwerke werden vom Bundesgericht anerkannt und bei der Beurteilung von Fällen herangezogen. Dies impliziert, dass die Verpflichtung zur Errichtung eines Pistenrettungsdienstes somit nicht auf dezidierten gesetzlichen Bestimmungen beruht, aber in Folge bundesgerichtlicher Rechtsprechung eine Verkehrssicherungspflicht darstellt und damit verbindlich durch den Unternehmer von Schneesportabfahrten zu sicherzustellen ist.
Aus Grund dieser Verkehrssicherungspflicht treffen den Konzessionsträger als Betreiber einer Schneesportabfahrt neben der Verpflichtung der Vorhaltung eines Pistenrettungsdienstes auf Grund des zwischen dem Benutzer/Skifahrer und ihm abgeschlossenen Vertrags im Rahmen des Zumutbaren die Verkehrsteilnehmer, sprich die Nutzer der Skipiste, zu schützen oder zumindest zu warnen und dafür Sorge zu tragen hat, dass diese nicht durch eine Gefahrenquelle, die von ihm geschaffen wurde oder in seiner Sphäre liegt, geschädigt werden
. Demzufolge liegt es im Verantwortungsbereich des Konzessionsträgers, jene Gefahren zu beseitigen, mit denen der Nutzer einer Skipiste bei deren Benützung nicht rechnen muss
. 

Eine inhaltliche Ausgestaltung finden die vorstehend skizzieren Verkehrssicherungspflichten in der Schweiz u.a. durch die unter 8.4 von den Schweizer Seilbahnen und der Schweizer Kommission für Unfallverhütung auf Schneesportabfahrten ausgearbeiteten Richtlinien, Musterpflichtenhefte uvm.

6. Übersichtsdarstellung der Rechtsvorschriften

	
	Deutschland

Freistaat 
Bayern
	Italien

Autonome Provinz 
Südtirol und

Autonome Provinz 
Trentino
	Österreich

Land Salzburg

Land Tirol

Land 
Vorarlberg
	Schweiz

Kanton 
Graubünden

Kanton Tessin

	Rechtliche Grundlagen für das Rettungswesen
	Bayerisches 
Rettungsdienstgesetz
	Präsidialverordnung vom 27. März 1992 samt dazu ergangener Typnormen
	· Salzburger Rettungsgesetz, Salzburger Rettungsverordnung;

· Tiroler Rettungsdienstgesetz;

· Rettungswesen in Vorarlberg
	Kanton Graubünden
· Krankenpflegegesetz des Kanton Graubünden samt Ausführungsbestimmungen und Verordnungen
Kanton Tessin

· Legge sul servizio pre-ospedaliero di soccorso e trasporto sanitario (Legge autoambulanze),del 26 giugno 2001

	Zuständigkeit
	die Landkreise und kreisfreien Gemeinden
	Regionen und 
Autonome Provinzen
	· Gemeinden auf Ebene des örtlichen bzw. allgemeinen Rettungsdienstes und
· Land auf Ebene des überörtlichen Rettungsdienstes, 
· ausgenommen davon ist das Land Tirol, in Tirol ist das Land als Träger von Privatrechten für die Sicherstellung des öffentlichen Rettungsdienstes verantwortlich
	· Kantone:

auf Ebene des kantonalen Rettungswesens und

im Kanton Tessin sowie von speziellen Dienstleistungen

	Rechtliche Grundlage für den 
Pistenrettungsdienst
	Bayerisches 
Rettungsdienstgesetz
	· Gesetz Nr. 363 vom 24. 12.2003
· Ordnung der Skigebiete vom 23.11.2003, Nr. 14
· Dekret des Landeshauptmanns vom 12. Jänner 2012, Nr. 3, Durchführungsverordnung des Landesgesetzes vom 23. November 2010, Nr. 4, 
· Disciplina delle linee funiviarie in servizio pubblico e delle piste da sci vom 21. April 1987, Nr. 7

 
	· Zivilrecht -Verkehrssicherungspflicht
	· Richtlinien, Vorgaben etc. der Schweizerischen Kommission für Unfallverhütung auf Schneesportabfahrten SKUS

· Richtlinien und Anordnungen der Schweizer Seilbahnen. 

· Richtlinien des BFU 
· Konzessionen des Bundesamtes für Umwelt und Verkehr

	Sicherstellung des Pistenrettungsdienstes
	die Landkreise und kreisfreien Gemeinden
	Betreiber des Schigebietes
	Halter der Schipiste / Betreiber der Seilbahn- und Liftanlage
	Konzessionsträger


III.
ABSCHNITT - Phase II - GEGENÜBERSTELLUNG DER ORGANISATION UND AUSBILDUNG DER PISTENRETTUNGSDIENSTE

7. Beschreibung der Methodik

Am Beginn dieser Studie steht bzw. stand die Untersuchung der Frage nach den rechtlichen Grundlagen für die Durchführung des Pistenrettungsdienstes im Vergleich zur Besorgung des Rettungsdienstes in den Ländern und Regionen der ARGE Alp. Die Evaluierung der rechtlichen Grundlagen war erforderlich, um in weiterer Folge über eine fundierte Basis für die Gegenüberstellung der Organisation und der Ausbildung der Pistenrettungen zu verfügen.

An Hand der im vorangegangenen Abschnitts II der Studie gesammelten und dargestellten Rechtsgrundlagen hat sich gezeigt, dass die vom jeweilige Gesetzgeber der Länder und Regionen der ARGE Alp angewandte Technik zur Begründung der Zuständigkeit auf dem Gebiet des Pistenrettungsdienstes [öffentlich-rechtliche Aufgabe oder als Verkehrssicherungspflicht des Seilbahn- oder Liftunternehmens] sowohl für die Beurteilung von Inhalt und Umfang des Pistenrettungsdienstes als auch für die Gegenüberstellung der Organisation und Ausbildung der Pistenrettungsdienste von weitreichender Bedeutung ist.

Um unter Einbeziehung der Ergebnisse der Evaluierung aus Projektphase 1 in der zweiten Phase der Studie eine umfassende Aussage über den Pistenrettungsdienst in den Ländern und Regionen der ARGE Alp treffen zu können, ist es in weiterer Folge erforderlich jene Daten zu wählen, deren Erhebung und Auswertung eine Gegenüberstellung der Organisation und Ausbildung der Pistenrettungsdienste erlauben. Dafür ist es erforderlich, die vorhandenen Daten und Quellen bzw. Informationsgeber an Hand verschiedener Methoden auszuwerten, um schlussendlich objektive Daten zu erhalten.

So wurde in der Phase 1 „Rechtliche Grundlagen“ eine Recherche der einschlägigen Gesetze und Verordnungen in Form einer Analyse und Darstellung der relevanten Gesetzesstellen durchgeführt und durch eine Auswertung von Quellen mit Bezug zum Pistenrettungsdienst ergänzt.

In der Phase 2 „Gegenüberstellung der Organisation und der Ausbildung der Pistenrettung in den verschiedenen Regionen und Ländern des Alpenraumes“ soll nun die Datenerhebung an Hand verschiedener Methoden erfolgen. So ist vorgesehen einen Fragebogen zur Befragung von Seilbahn- und Liftunternehmen zu konzipieren, an Hand dessen Daten halbstandardisiert abgefragt werden können (siehe Anlagen ./1 und ./2). 
Ebenso ist angedacht, vor Ort mit Verantwortlichen sowie mit Experten persönliche Interviews zu führen, um die Organisation, die vorhandenen personellen und materiellen Ressourcen, die Ausbildung, etc. der Pistenrettungsdienste in den verschiedenen Regionen und Ländern der ARGE Alp zu erfassen.

Da sich für Interviews von Vertretern von Organisationen, Institutionen, Einrichtungen etc., die mit der Ausbildung und/oder Besorgung des Pistenrettungsdienstes befasst sind, die Verwendung des Fragebogens für Seilbahn- und Liftunternehmer als nicht zweckmäßig und zielführend erwies, musste bereits nach den ersten Interviews die Methodik zur Datenerfassung ergänzt bzw. erweitert werden. Dies vorausgeschickt wurde der Fragebogen für Seilbahn- und Liftunternehmer unter Bedachtnahme auf die Expertise von mit dem Pistenrettungsdienst befassten Organisationen adaptiert (siehe Anlage ./3).  
Die erhobenen Daten sollen in weiterer Folge ausgewertet und analysiert und in ein Modell eingepflegt werden, um die derzeit durchaus komplexe Situation auf dem Gebiet der Besorgung des Pistenrettungsdienstes darstellen und bewerten zu können und um darauf aufbauend Empfehlungen und  Vorschläge, etc. für eventuelle Struktur- und Ausbildungsverbesserungen ausarbeiten zu können. Die erhobenen, ausgewerteten und zusammengefassten Daten sollen in weiterer Folge den Lesern und Nutzern dieser Studie zur kritischen Diskussion dienen und die Möglichkeit zur Entwicklung zielführender und zweckdienlicher Ansätze für die Zukunft liefern.

Zusätzlich zu den Experten-Interviews und Fragebogenauswertungen wurden noch ergänzende Quellen ausgewertet (siehe die Kapitel 4.2 und 8). 
8. Auswertung der Fragebögen, Interviews und Quellen

8.1 Deutschland: Freistaat Bayern

Im Abschnitt II der Studie wurde bereits eingehend dargestellt und erläutert, dass im Freistaat Bayern die Rechtsansicht vorherrschend ist, wonach die Pistenrettung ein Teilbereich der Berg- und Höhlenrettung bildet und demzufolge eine öffentliche Aufgabe ist. 
Durch die Subsumierung der Pistenrettung unter den Begriff der „Berg- und Höhlenrettung“ und die damit implizierte Festlegung der Pistenrettung als Leistung des öffentlichen Rettungsdienstes bildet dies ein wesentliches, um nicht zu sagen das zentrale Unterscheidungsmerkmal, gegenüber den Pistenrettungsdiensten in den anderen Ländern und Regionen der ARGE Alp.

Organisation der Berg- und Höhlenrettung bzw. des Pistenrettungsdienstes

Um unter Berücksichtigung vorstehender Ausführungen dennoch einen Vergleich zwischen den Pistenrettungsdiensten in den Ländern und Regionen der ARGE Alp durchführen zu können, wurde der Fokus in der Projektphase 2 auf die operative Seite der Durchführung des Pistenrettungsdienstes gelegt. 
Da im Freistaat Bayern der per Gesetz vorrangigen Hilfsorganisation – der Bergwacht Bayern im Bayerischen Roten Kreuz die Durchführung der Berg- und Höhlenrettung und damit in Verbindung stehend auch der Pistenrettung übertragen wurde - wurde ein Interview mit dem Leiter der Bergwacht Bayern im Bayerischen Roten Kreuz, Herrn Gerhard Opperer, durchgeführt. Erörtert wurde das Ergebnis der Evaluierung der rechtlichen Grundlage für die Durchführung des Pistenrettungsdienstes im Freistaat Bayern auf Basis des BayRDG sowie die Organisation und Ausbildung der für den Pistenrettungsdienst herangezogenen Einsatzkräfte. 
Die generelle Durchführung der Pistenrettung durch die Bergwacht Bayern im Bayerischen Roten Kreuz hat dazu geführt, dass von der in 4.3.1 skizzierten Form der Datenerhebung und der in 7 erläuterten Methodik (Fragebogen für Seilbahnunternehmer und Liftbetreiber) Abstand genommen werden konnte.
Ebenso darf an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben, dass die Bergwacht Bayern den Pistenrettungsdienst mit finanzieller Unterstützung des Deutschen Seilbahnverbandes an Wochentagen mit quais hauptberuflichen Mitarbeitern (freigestellte Mitarbeiter der Stiftung „Sicherheit im Skisport“) durchgeführt. An Wochenenden und Feiertagen erfüllen die ehrenamtlichen Bergretter dieses Aufgabe. 
· Anforderungen an die Ausbildung der Berg- und Höhlenrettung bzw. dem Pistenrettungsdienst

Für die Basis – und Grundausbildung in der Bergwacht Bayern zeichnen sich die einzelnen Regionen (Region Allgäu, Region Hochland, Region Chiemgau, Region Bayerwald, Region Fichtelgebirge, Region Rhön-Spessart und Region Frankenjura) verantwortlich und führen dies in enger Kooperation mit dem Bergwacht-Zentrum für Sicherheit und Ausbildung, mit Standort in Bad Tölz, durch.
Der Anwärter/die Anwärterin hat vereinfacht ausgedrückt ein sechsstufiges Ausbildungsprogramm zu absolvieren, welches dem positiven Abschluss der Bergwacht-Gesamtprüfung (diese setzt sich aus 5 Fachgebieten zusammensetzenden) endet.
Die Basis- und Grundausbildung setzt sich aus nachstehend skizzierten Lehrgängen zusammen
:

	Basisausbildung „Bergsteigen Winter“
	

	Teilnahmebedingungen
	· Teilnehmer / die Teilnehmerin muss das 16 Lebensjahr vollendet haben und 

· eine positive physische sowie psychische Eignung vorweisen können. 

Die Beurteilung der Eignung für einen Bergwachteinsatz ist durch den Verantwortlichen für die Ausbildung und durch einen Arbeitsmediziner zu bestätigen.

	Ausbildung
	· Parallele, offene Skistellung; neutrale Körperposition; ruhige Arm- und Stockführung

· Belasten, Kanten, Drehen

· Bewegungsspielräume
· Skitechnik für typische Schnee- und Geländesituationen
· Aufsteigen mit Ski und Steigfelle

· Schnee- und Lawinenkunde

· Qualitative Beurteilung der örtlichen Lawinengefahr

· Alpine Notfallausrüstung und Wirkungsgrad

· LVS-Suche bei Einfach- und Mehrfachverschüttung


	Basisausbildung „Bergsteigen im Sommer“
	

	Teilnahmebedingungen
	analog Basisausbildung „Bergsteigen im Winter“

	Ausbildung in Praxis und Theorie
	· Gehen im alpinen weglosen Gelände

· Klettergrund- und Spezialtechniken

· Sicherungstechnik für Baseclimbs und Mehrseillängenrouten

· Sicher Abseilen

· Sicheres Begehen von Fixseilen und Klettersteigen

· Orientierung im Gelände

· Ausrüstungs- und Materialkunde

· Sicherungstheorie


	Grundausbildung Luftrettung
	

	Teilnahmebedingungen
	Erfolgreicher Abschluss der Eignungstests Sommer und Winter

	Ausbildung
	· Sicherheitsunterweisung

· Kommandos und Handzeichen

· Standards für Rettungswinde bzw. –tau

· Training am Standsimulator

· Training am Flugsimulator


	Grundausbildung Notfallmedizin

	

	Teilnahmebedingungen
	analog Grundausbildung „Luftrettung“

	Ausbildung in Theorie und Praxis
	· Notfallmedizin im alpinen Gelände
· Störungen der lebenswichtigen Funktionen

· Chirurgische Notfälle

· Spezielle Notfälle in der Bergrettung

· Sonstige Notfälle

· Psychische Notfälle und Belastungen

· Der Körper des Menschen

· Internistische Notfälle

· Thermische Notfälle

· Praktisches Arbeiten


Jede Basisausbildung wird mit einem entsprechenden Eignungstest durch den Anwärter/die Anwärterin abgeschossen. Die positive Absolvierung der Eignungstests ist wiederum Voraussetzung für die Teilnahme an den Lehrgängen: 
· Grundausbildung Winterrettung + Praktikum, 
· Grundausbildung Sommerrettung + Praktikum und 
· Grundausbildung Naturschutz.
Dem jeweiligen Eignungstest geht ein spezifischer Lehrgang zur Prüfungsvorbereitung in Theorie und Praxis voraus.

Insgesamt gibt es 4 Lehrgänge zur Prüfungsvorbereitung:
· Prüfungsvorbereitung Eignungstest Sommer
· Prüfungsvorbereitung Eignungstest Winter

· Vorbereitung Sommerprüfung

· Vorbereitung Winterprüfung

Wie bereits im Zusammenhang mit der Basisausbildung angemerkt, wird jeder Lehrgang mit einer Prüfung abgeschlossen. Dazu zählen neben dem bereits erwähnten Eignungstest Sommer und Eignungstest Winter die nachstehend aufgelisteten und skizzierten Prüfungen:

	Prüfung „Notfallmedizin“
	

	Teilnahmebedingungen:
	· Nachweis über das erfolgreiche Ablegen der Eignungstest Sommer und Winter

· Nachweis über eine 90% Teilnahme an der Grundausbildung Notfallmedizin

· Nachweis durch den Verantwortlichen der Ausbildung der Bergwacht über das absolvierte Praktikum Bergrettungsdienst

· Keine Prüfung der Bergwacht-Gesamtprüfung wurde endgültig nicht bestanden

	Prüfungsteile/Prüfungsaufgaben:
	· Prüfungsteil: Praxis internistische Notfälle

· Prüfungsteil: Praxis Versorgung von Luxationen

· Prüfungsteil: Praxis chirurgische Notfälle

· Prüfungsteil: Theorie Notfallmedizin


	Prüfung „Winter“
	

	Teilnahmebedingungen
	· analog Teilnahmebedingungen für Prüfung „Notfallmedizin, 

· ausgenommen der Nachweis über eine 90%ige Teilnahme an der Grundausbildung Notfallmedizin

	Prüfungsteile/Prüfungsaufgaben:
	· Prüfungsteil: Patiententransport mit Akja

· Prüfungsteil: Lawineneinsatz

· Prüfungsteil: Theorie Winterrettung


	Prüfung „Luftrettung“
	

	Teilnahmebedingungen:
	analog der Teilnahmebedingungen für Prüfung „Winter“

	Prüfungsteile/Prüfungsaufgaben:
	· Landeplatzvorbereitung und Einweisung
· Verhalten am und im Hubschrauber

· Ein- und Aussteigen im Schwebeflug

· Ein- und Aussteigen mit der Rettungswinde

· Vorbereitung und Unterstützung bei einer Winden- oder Taurettung mit einem Bergrettungssack und einem Rettungsdreieck

· Sprechfunkkommandos und Handzeichen


	Prüfung „Sommerrettung“
	

	Teilnahmebedingung:
	analog der Teilnahmebedingungen für Prüfung „Winter“

	Prüfungsteile/Prüfungsaufgaben:
	· Prüfungsteil: Organisierte Bergrettung „PSOOL (..)“

· Prüfungsteil: Behelfsmäßige Bergrettung „PSOB(..)“

· Prüfungsteil: Theorie „PSOT (..)“


	Prüfung „Naturschutz“
	

	Teilnahmebedingung:
	· analog der Teilnahmebedingungen für Prüfung „Winter“ 

· plus dem Nachweis durch den Naturschutzwart der zuständigen Bergwacht über die Teilnahme an der Naturschutzausbildung sowie an einer Naturschutzexkursion der örtlichen Bergwacht

	Prüfungsteile/Prüfungsaufgaben:
	· Naturkundliche Gebietskenntnisse

· Fachkenntnisse (Definition und biologische Grundkenntnisse)

· Rechtskenntnisse zum Thema Naturschutz

· Kenntnisse über praktischen Natur- und Umweltschutz


8.2 Italien: 

Mit freundlicher Unterstützung des Verbands der Seilbahnunternehmer Südtirols und des Ufficio Professioni per il turismo, agenzie di viaggio e piste da sci konnten sowohl in der Autonomen Provinz Südtirol als auch in der Autonomen Provinz Trentino Interviews mit Seilbahnunternehmern zur Erfassung der Organisation und der Ausbildung des Pistenrettungsdienstes in diesen Regionen der ARGE Alp durchgeführt werden. 
Auf Grund der Paralleln wird das Ergebnis der Auswertung der Interviews für beide autonome Provinzen gemeinsam dargestellt.
· Allgemeine Angaben zum Pistenrettungsdienst und des Organisation im Skigebiet
In den autonomen Provinzen Südtirol und Trentino obliegt die Besorgung des Pistenrettungsdienstes dem Betreiber des Skigebietes, der diese Aufgabe selbständig oder mit Mitwirkung von Polizeikörpern oder freiwilligen Rettungsorganisationen durchführen kann
. Im Falle der befragten Betreiber von Skigebieten bedienen sie sich alle der Mitwirkung von freiwilligen Rettungsorganisationen und Polizeikörpern.

Mit Art 21. des Gesetzes Nr. 363/2003 wurde die Grundlage geschaffen, dass die Staatspolizei, die Carabinieri, der Finanzpolizei, des Forstkorps sowie die lokale Polizei als Organe der öffentlichen Sicherheit für die Aktivitäten von Pistenrettungs- und Aufsichtsdienst zuständig sind und damit den Betreiber eines Skigebietes bei der Sicherstellung des Pistenrettungsdienstes unterstützen.
In Abhängigkeit von der Topographie und der Größe des jeweiligen Skigebietes und zum Teil auch unter Bedachtnahme auf die örtliche und sachliche Zuständigkeit der einzelnen Polizeikörper in großen Skigebieten bzw. einem Verbund von Skigebieten
 wird die Pistenrettung in mehrere Gruppen unterteilt, die jeweils ein klar definiertes räumliches Einsatzgebiet zu betreuen haben. 

Der Pistenrettungsdienst wird während der täglichen Betriebszeiten durchgeführt.
· Anforderungen an die Aus-, Fort- und Weiterbildung der Mitglieder der Pistenrettung

Wird der Pistenrettungsdienst nicht vom Betreiber des Skigebietes direkt besorgt, sondern erfolgt dies unter Mitwirkung der Polizeikörper und/oder freiwilliger Rettungsorganisationen wie dem italienischen Roten Kreuz oder dem Weissen Kreuz, dann verfügt der Betreiber des Skigebietes über keine Möglichkeit die Aus-, Fort- und Weiterbildung der für die Besorgung dies Pistenrettungsdienstes abgestellten Organwalter und Mitarbeiter der freiwilligen Rettungsorganisationen. Sowohl Grundkenntnisse und Fähigkeiten, die für die Ausübung des Pistenrettungsdienstes erforderlich sind, als die Ausbildung per se (Schulung, Fortbildung und Weiterbildung) werden durch die staatlichen Organe bzw. die freiwillige Rettungsorganisation organisationsintern festgelegt und unterliegen nicht der Einflussnahme durch den Betreiber des Skigebietes.

Lediglich die Festlegung welche Angestellten des Betreibers den Polizeikörpern und/oder der freiwilligen Rettungsorganisation zur Unterstützung beigegeben werden und über welche Kenntnisse und Fähigkeiten diese verfügen müssen, obliegt dem Ermessen des Betreiber des Skigebietes.
Wird der Pistenrettungsdienst in einem Skigebiet durch Organwalter der Polizeikörper oder Mitarbeiter von freiwilligen Rettungsorganisationen erbracht, so ist davon auszugehen, dass diese über eine fundierte Schulung auf dem Gebiet der santitätsdienstlichen Versorgung verfügen und sowohl die Teilnahme an diesen Schulungen sowie allfällige Rezertifizierungen und weiterführende Ausbildung durchgeführt und dokumentiert werden.

Angestellte des Betreibers eines Skigebietes, die im Pistenrettungsdienst zum Einsatz kommen, haben gemäß in der Autonomen Provinz Trient gemäß Art 51 Abs. 3 des Landesgesetzes vom 21. April 1987, nr. 7, Disciplina delle linee funiviarie in servizio pubblico e delle piste da sci“ eine entsprechende Ausbildung
 zu absolvieren, die in der Autonomen Provinz Trient vom Corpo Nazionale del Soccorso alpino, Servizio Provinciale Trentino
 – organisiert und durchgeführt wird. Die Ausbildung untergliedert sich in 4 Stufen, beginnend mit der Einführung in die Grundlagen der Sanitätshilfe und der Bergung von verletzten oder hilfsbedürftigen Personen bis hin zur selbständigen Ausübung der Sanitätshilfe und Bergung von verletzten oder hilfsbedürftigen Personen, und wird mit einer Prüfung abgeschlossen. 
· Dokumentation von Einsätzen

In Folge der gesetzlichen Verpflichtung zur Einsatzdokumentation werden sämtliche Pistenrettungseinsätze in den autonomen Provinzen Südtirol und Trentino dokumentiert. Da sowohl durch die Organwalter der Polizeikörper als auch durch die Mitarbeiter der freiwilligen Rettungsorganisation, gemäß ihren organisationsinternen Vorgaben und unter Verwendung ihrer organisationsinternen Standardformulare erfolgt, wird ein und derselbe Pistenrettungseinsatz mehrfach dokumentiert. 

Daraus resultiert, dass zwischen der seitens des Betreibers der Skipiste an die zuständigen Behörden zu übermittelnden Einsatzstatistiken von jenen der Polizeikörper und der freiwilligen Rettungsorganisation abweichen, zumal nicht jeder von einem Organwalter als Aufsichtsorgan aufzunehmende Einsatz einen Pistenrettungseinsatz im Sinne der einschlägigen landesgesetzlichen Bestimmungen darstellt
.

· Ausrüstung für die Erste Hilfe-Leistung vor Ort und Bergung aus der Gefahrenzone / der Unfallstelle
Die Betreiber rüsten den Pistenrettungsdienste in ihrem Skigebiet mit medizinischer Ausrüstung sowie entsprechenden Geräten und Transportmitteln zur Sicherstellung der Erste Hilfeleistung vor Ort an der Unfallstelle und zur Bergung der verunfallten oder hilfsbedürftigen Person aus der Gefahrenzone, in Abstimmung mit den in ihrem Skigebiet den Pistenrettungsdienst sicherstellenden Polizeikörpern und freiwilligen Rettungsorganisationen, im erforderlichen Umfang aus.  
Die Bergung aus der Gefahrenzone bzw. der Abtransport von der Unfallstelle auf der Skipiste wird in Abhängigkeit von der Unfallstelle mittels Akia, Motorschlitten, Pistenraupen, per Lift
 und im Bedarfsfall mittels Notarzthubschrauber vorgenommen.

Die Beurteilung welches Transportmittel zum Einsatz kommt, trifft der zuständige Einsatzleiter, wobei die Alarmierung und Mobilisierung eines Notarzthubschraubers ausschließlich über die Notrufzentrale 118 in Bozen bzw. in Trient erfolgt. 

· Kosten eines Pistenrettungseinsatzes 

Die durch die Pistenrettung erstversorgten Personen wird der Einsatz seitens des Betreibers nicht in Rechnung gestellt.
· Kosten des Pistenrettungsdienstes

Die Aufwendungen des Betreibers für die Sicherstellung des Pistenrettungsdienstes setzen sich bei den Befragten im Regelfall wie folgt zusammen:

a) Polizeikörper:

· Bereitstellung von Unterkunft und Vollverpflegung 

· Bereitstellung von Ausrüstung und Transportmitteln 

· Bereitstellung von Büroräumlichkeiten/ Aufenthaltsräumen samt IT Ausstattung (Computer, Funk, Telefon, Mobile)

b) Freiwillige Rettungsorganisationen: 

· Bereitstellung/Vergütung der Verpflegung

· Personalkosten werden nicht vergütet

· Transport von der Übergabestelle in eine nächste gelegene, geeignete Krankenanstalt

Die Entscheidung welches Transportmittel für den Transport einer verunfallten und/oder hilfsbedürftigen Person in eine Krankenanstalt verwendet wird, trifft im Regelfall der für den konkreten Pistenrettungseinsatz zuständige Einsatzleiter der Pistenrettung. 
Sofern die zu transportierende Person dazu fähig ist, kann diese jedoch entscheiden, in welche Behandlungseinrichtung sie zur Weiterversorgung gebracht werden soll.
8.3 Österreich – Land Salzburg, Land Tirol, Land Vorarlberg

Im Zuge der Evaluierung der rechtlichen Grundlage für die Durchführung des Pistenrettungsdienstes in Österreich, speziell in den in der ARGE Alp vertretenen Ländern Salzburg, Tirol und Vorarlberg wurde festgestellt, dass der Pistenrettungsdienst zu den Verkehrssicherungspflichten des Seilbahnunternehmers und Liftbetreibers zählt.
Davon ausgehend, wurde nachstehend beschriebene weitere Vorgehensweise als sinnvoll für die Datenerhebung und –auswertung erachtet:

a) ergänzend zu den rechtlichen Grundlagen wurden nach zusätzliche Quellen, mit Konnex zur Pistenrettung oder Pistensicherung, recherchiert, diese geprüft und ausgewertet;

b) mit Unterstützung der Wirtschaftskammer Österreich, Fachverband Seilbahnen, wurden Seilbahnunternehmen und Liftbetreiber um die Beantwortung des entsprechend dafür vorgesehen Fragebogens ersucht;

c) mit Unterstützung des Bundesverbandes des Österreichischen Bergrettungsdienstes, die Landesleitungen Salzburg, Tirol und Vorarlberg, um die Beantwortung des eigens hierfür konzipierten Fragebogens ersucht und 

d) Interviews mit Experten der Seilbahnunternehmen und Liftbetreiber sowie der Landesleitungen des Österreichischen Bergrettungsdienstes durchgeführt.
Im Rahmen der Auswertung der Ergebnisse der Projektphase 2 sollte ein umfassendes Bild über die Organisation und Ausbildung der Pistenrettung in den Ländern Salzburg, Tirol und Vorarlberg geschaffen werden, wofür die Verfügbarkeit geeigneter Datengrundlagen entscheidend ist.

Da sich trotz Bemühungen des Fachverbandes Seilbahnen der Wirtschaftskammer Österreich nur eine sehr geringe Anzahl von Seilbahnunternehmen und Liftbetreibern zur Mitwirkung an dieser Studie beteiligt hab, konnten nur in einem sehr geringen Umfang Daten aus der Praxis der Seilbahnunternehmen und der Liftbetreiber im Zusammenhang mit der Sicherstellung des Pistenrettungsdienstes erhoben und ausgewertet werden
.

Seitens des Bundesverbandes des Österreichischen Bergrettungsdienstes wurde, da Kompetenz „Pistenrettungsdienst“ den Landesleitungen obliegt, keine Stellungnahme zur gegenständlichen Studie abgegeben und an Stelle dessen um eine Befragung der Landesleitungen ersucht. 

Die Landesleitung Vorarlberg des Österreichischen Bergrettungsdienstes vertreten durch Herrn Landesleiter Gebhard Barbisch hat sich zur Durchführung eines Interviews zur Verfügung gestellt und als Vertretung des Projektpartners „Land Vorarlberg“ eine konstruktive Stellungnahme zur gegenständlichen Studie abgegeben. Die Landesleitung Salzburg hat auf Anfrage von einer Stellungnahme abgesehen, da der Österreichische Bergrettungsdienst, Landesverband Salzburg im Land Salzburg keine Leistungen auf dem Gebiet des Pistenrettungsdienstes erbringt. Die Landesleitung Tirol des Österreichischen Bergrettungsdienstes hat auf Anfrage mitgeteilt von einer Stellungnahme Abstand zu nehmen. 
Die Anwendung der beschriebenen Methodik basiert auf der Verfügbarkeit geeigneter Datengrundlagen. Liegen solche Daten nicht oder – wie für die vorliegende Studie – nur in einem sehr geringem Umfang vor, bietet sich eine alternative Vorgehensweise Aus den vorhandenen Daten der durchgeführten Interviews und ausgefüllten Fragebögen können Schlussfolgerungen abgeleitet werden.

Die Auswertung der verfügbaren Datengrundlagen erfolgte wie in Pkt. 8.3 ausgeführt in zwei Schritten:

· Auswertung der Quellen 

· Auswertung der Fragebögen und der Experten-Interviews

8.3.1 Auswertung der Quellen

· Technische Normen:

Der VwGH setzt sich in seiner Entscheidung vom 23.09.2009, 2007/03/0170, mit der Verbindlichkeit von Ö-Normen im generellen und der Ö-Norm S 4166 im speziellen auseinander. Das Höchstgericht hält in der gegenständlichen Entscheidung fest, die Ö-Norm S 4166 als 

„Zusammenfassung der Verkehrsauffassung darüber verstanden werden [kann], durch welche Handlungen eine Fläche als Piste gewidmet wird und wozu sich der Pistenhalter durch diese Wirkungserklärung verpflichtet.“

Die Ö-Norm S 4611 hält den Pistenhalter u.a. dazu den Standort des Pistenrettungsdienstes sowie die Unfallmeldestellen im Skigebiet auszuweisen
. 

Land Salzburg:

In Salzburg hat der Gesetzgeber im Schischul- und Snowboardschulgesetz eine generelle Hilfeleistungsverpflichtung für Schischulleiter und Lehrkräfte von Schischulen normiert. Diese Hilfeleistungsverpflichtung umfasst neben der Hilfeleistung bei Schiunfällen von Schischülern, auch die zumutbare Hilfeleistung bei Unfällen von anderen Wintersportlern, wenn mit dem Eintreffen eines Rettungsdienstes nicht in angemessener Zeit gerechnet werden kann
. 

§ 14 Abs 2: Wenn bei Unfällen anderer Wintersportler mit dem Eintreffen eines Rettungsdienstes (z.B. Bergrettung, Pistendienst) nicht in angemessener Zeit gerechnet werden kann, besteht für Schischulleiter und die Lehrkräfte der Schischule die Verpflichtung zur zumutbaren Hilfeleistung. Erforderlichenfalls ist der Unfall unverzüglich bei der örtlichen Sicherheitsdienststelle, bei der Bergrettung oder dem zuständigen Pistendienst zu melden. 

Das Salzburger Schischul- und Snowboardgesetz nennt in diesem Zusammenhang explizit den Pistendienst trifft jedoch keine nähere Determinierung dieses Begriffes.

Land Tirol:

Seit 1977 verleiht die Tiroler Landesregierung den Haltern von Skipisten das „Pistengütesiegel des Landes Tirol“
. Die Verleihung dieser Auszeichnung ist nicht per Gesetz oder Verordnung geregelt sondern obliegt dem Land als Träger von Privatrechten. 

Als Voraussetzung für die Verleihung dieser Auszeichnung hat die Landesregierung einerseits Anforderungen an die Mindestausstattung von Seilbahn-, Liftanlagen und Skiabfahrten und andererseits an die Einhaltung von Standards betreffend die Pistenpräparierung und die Sicherheitsvorkehrungen festgelegt. 

Interessant erscheint die Vorgabe des Landes Tirol an den Halter einer Skipiste, dass im Skigebiet ein Pistenrettungsdienst, der während des Skibetriebes einsatzbereit ist, eingerichtet sein muss. Die Aufgabe des Pistenrettungsdienstes besteht gemäß dem „Tiroler Pistengütesiegel“:

in der Leistung Erster Hilfe, in der Sicherung des Verletzten und der Helfer vor anderen Skifahrern, im raschen und sachgemäßen Abtransport der verunglückten Person, in der Veranlassung des weiteren Transports zur medizinischen Versorgung und in der Übernahme gewisser Erhebungsaufgaben.

Im Zusammenhang mit der Verleihung dieser Auszeichnung hat die Tiroler Landesregierung hinsichtlich der Organisation des Pistenrettungsdienstes festgelegt, dass der Halter der Skipiste die Besorgung des Pistenrettungsdienstes auf der Skipiste entweder selbst erbringen kann oder eine hierfür geeignete Organisation – genannt werden hier beispielsweise der Bergrettungsdienst und die Bergwacht – verpflichten muss. Als grundsätzliche Anforderungen an einen Pistenrettungsdienst sieht die Landesregierung vor, dass der Rettungsdienst entsprechend ausgebildet, ausgerüstet und leistungsfähig sein muss, konkrete Vorgaben an die Aus-, Fort- und Weiterbildung der zur Besorgung des Pistenrettungsdienstes eingesetzten Personen werden jedoch nicht gestellt. 

Land Vorarlberg:

Seitens des Projektpartners Land Vorarlberg, vertreten durch die Landesleitung Vorarlberg des Österreichischen Bergrettungsdienstes, wurde in Bezug auf die Problematik in der Pistenrettung zutreffend darauf hingewiesen, dass zwischen dem Rettungsdienst im urbanen Gebiet) und jenem im „unwegsamen und alpinen Gelände, - auch wenn es sich um organisierten Schiraum handelt“
 – Unterschiede vorliegen
, die auf verschiedenste Faktoren und Ursachen
 zurückzuführen sind. 
Gerade diese in jedem Skigebiet speziell vorherrschenden Faktoren
 haben Auswirkungen auf die Ausbildung des Personals der Pistenrettung, dem – wie seitens Landes Vorarlberg in seiner Stellungnahme zutreffend ausführt – in den meisten Fällen zusätzlich zum Pistenrettungsdienst auch Pistensicherungspflichten übertragen werden und bedingen damit an die im jeweiligen Skigebiet vorherrschenden Gegebenheiten angepasste Lösungen der Ausbildung der Pistenrettung. 

Wie sich aus der nachstehenden Auswertung der Fragebögen und Experten-Interviews zeigt
, liegt der Schwerpunkt des Pistenrettungsdienstes auf zwei Elementen:
a) der Erste-Hilfe Leistung und

b) der Verbringung der verunfallten oder hilfsbedürftigen Person aus der Gefahrenzone samt allfälliger anschließender Übergabe zur sanitätsdienstlichen/rettungsdienstlichen Versorgung.

Ausgehend davon leitet das Land Vorarlberg in Konsens mit dem Österreichischen Bergrettungsdienst, Landesleitung Vorarlberg, eine Zuordnung der Fachkompetenz zum besonderen Rettungsdienstes und dabei in weiterer Folge der „Bergrettung“ ab
 und verweisen darauf, dass speziell durch die Fachkompetenz des Österreichischen Bergrettungsdienstes im besonderen Rettungsdienst die Sicherstellung des Pistenrettung im Land Vorarlberg in unterschiedlichen Varianten vorliegt. Im Wesentlichen lassen sich die drei folgenden Varianten unterscheiden:

a) das Seilbahnunternehmen / der Liftbetreiber überträgt die Besorgung des Pistenrettungsdienstes einer Ortsstelle des Österreichischen Bergrettungsdienst in Vorarlberg oder

b) diese wird vom Seilbahnunternehmen / dem Liftbetreiber selbst sichergestellt oder

c) der Pistenrettungsdienst wird von einer Mischform der vorstehend genannten Varianten durchgeführt
.
8.3.2 Auswertung der Fragebögen und der Experten-Interviews
Der Fokus bei der Sicherstellung des Pistenrettungsdienstes liegt bei sämtlichen auswerteten Fragebögen, interviewten Seilbahnunternehmen und Liftbetreibern sowie den Experten des Österreichischen Bergrettungsdienstes auf

a) der Erste-Hilfe Leistung und 

b) der Verbringung der verunfallten oder hilfsbedürftigen Person aus der Gefahrenzone samt allfälliger anschließender Übergabe zur sanitätsdienstlichen/rettungsdienstlichen Versorgung.

· Allgemeine Angaben zum Pistenrettungsdienst und des Organisation im Skigebiet
Die Besorgung dieser Aufgabe wird – wobei unter Verweis auf Pkt. 8.3 leider keine detaillierten Aussagen gemacht werden können – im allgemeinen entweder vom Seilbahnunternehmen bzw. dem Liftbetreiber selbst wahrgenommen oder es/er beauftragt hierfür zum Teil oder zur Gänze geeignete Dritter, im speziellen den Österreichischen Bergrettungsdienstes.

Um diese Aufgabe bestmöglich und vor allem flächendeckend im gesamten Skigebiet erfüllen zu können, wird in Abhängigkeit von der Größe und der Topographie des Skigebietes der Pistenrettungsdienst in Gruppen unterteilt, in deren Verantwortung es liegt den Pistenrettungsdienst für konkret definierte Bereiche des jeweiligen Skigebietes sicherzustellen.
Die Mitarbeiter des Pistenrettungsdienstes üben ihre Aufgabe während der täglichen Betriebszeiten der Seilbahn- und Liftanlagen aus und beenden ihren Dienst mit einer Pistenkontrolle nach Beendigung der täglichen Betriebszeiten.
· Anforderungen an die Aus-, Fort- und Weiterbildung der Mitglieder der Pistenrettung

Zu Mitgliedern der Pistenrettung ziehen die Seilbahnunternehmen und Liftbetreiber, sofern sie die Besorgung dieser Aufgabe selbst sicherstellen, vorwiegend Mitarbeiter aus ihrem Unternehmen heran, die bereits über entsprechende Kenntnisse und Fähigkeiten auf dem Gebiet der Erste-Hilfeleistung sowie der Bedienung von Gerätschaften und Transportmitteln zur Verbringung verunfallter und/oder hilfsbedürftiger Person aus der Gefahrenzone auf der Skipisten verfügen.

Generell schult jedes Seilbahnunternehmen bzw. jeder Liftbetreiber seine für den Pistenrettungsdienst eingesetzten Mitarbeiter auf diese Aufgaben ein, indem das Unternehmen meist in Kooperation mit dem jeweiligen Landesverband des Österreichischen Roten Kreuzes oder wie in Vorarlberg mit dem Österreichischen Bergrettungsdienst, Landesleitung Vorarlberg
, Erste Hilfe-Kurse organisiert und durchführt.

Die Mitarbeiter lernen des Weiteren Gerätekunde und erhalten eine Einweisungen in Geländekunde bezogen auf das von ihnen als Mitglieder der Pistenrettung zu betreuende Skigebiet, eine Unterweisung in der Einweisung von Hubschraubern, eine Einführung in die Bedienung des Betriebsfunks sowie sonstige für die Erfüllung ihrer Aufgabe zweckdienlicher Fertigkeiten.

Da Durchführung der vorstehend genannten Schulungen im Eigeninteresse und Verantwortungsbereich des Seilbahnunternehmens / Liftbetreibers liegt, es jedoch hierfür - ausgenommen Erste-Hilfekurse - weder eine gesetzliche Grundlage noch eine verbindliche Vorgabe gibt, wird die Durchführung / Teilnahme an den Schulungen zum Teil zwar dokumentiert, ein Abschluss der Schulung mittels einer theoretischen und/oder praktischen Prüfung erfolgt nicht. 

Die Teilnahme an Erste-Hilfekursen sowie an Fortbildungen, insbesondere im sanitätsdienstlichen Bereich (zB. Defibrillator-Kurs für Ersthelfer), wird im Regelfall von sämtlichen Seilbahnunternehmen/Liftbetreibern dokumentiert.

Die sanitätsdienstliche Ausbildung der unternehmenseigenen Mitarbeiter des Pistenrettungsdienstes beschränkt sich, sofern die Mitarbeiter nicht aus verschiedensten anderen Gründen, wie beispielsweise Mitgliedschaft beim einer Rettungsorganisation, über eine Ausbildung zum Rettungssanitäter verfügen, im Regelfall auf einen Erste-Hilfe-Grundkurs im Ausmaß von 16 Stunden sowie ergänzende Fortbildungen und Auffrischungskurse (zB. Defibrillator-Kurs für Ersthelfer). 

Fortbildungen, meist im Sinne von „Auffrischungskursen in Erster Hilfe“, werden häufig von den Seilbahnunternehmen/Liftbetreibern einmal jährlich für ihre Mitarbeiter im Pistenrettungsdienst selbst organisiert und entweder durch den Betriebsarzt oder in Kooperation mit einer Rettungsorganisation durchgeführt. Die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen zum Zweck der Rezertifizierung wird bei Bedarf organisiert.

· Dokumentation von Einsätzen

Einsätze der Pistenrettung, speziell im Zusammenhang mit Unfällen mit mehreren Beteiligten, werden grundsätzlich dokumentiert. Eine schriftliche Einsatzdokumentation, für die häufig ein in Kooperation mit der Exekutive ausgearbeitetes Standortformular verwendet wird, erfolgt jedenfalls. Demgegenüber ist die Vornahme einer bildlichen Dokumentation
 des Einsatzes bzw. des Unfalls situationsabhängig. Die Beurteilung, ob ein entsprechender Bedarf für eine bildliche Dokumentation gegeben ist, obliegt dem für den konkreten Einsatz verantwortlichen Mitglied der Pistenrettung.

· Bergung aus der Gefahrenzone / der Unfallstelle
Sämtliche Seilbahnunternehmen und Liftbetreiber sind mit entsprechender Gerätschaft und Ausrüstung für die Bergung der verunfallten und/oder hilfsbedürftigen Person aus der Gefahrenzone ausgestattet. 

Der Abtransport wird hierbei je nach Lage der Unfallstelle mit Akia, Motorschlitten, Pistenraupen, per Lift
 und im Bedarfsfall mittels Notarzthubschrauber vorgenommen, wobei die Alarmierung und Mobilisierung eines Notarzthubschraubers sowohl im Land Salzburg als auch in den Ländern Tirol und Vorarlberg von einer Organisation
 bzw. einer Einrichtung 
 zentral koordiniert wird. 
· Kosten eines Pistenrettungseinsatzes 
Jene Seilbahnunternehmen/Liftbetreiber, die an der Befragung teilgenommen haben bzw. bei denen ein Interview durchgeführt wurde, haben zum überwiegenden Teil angegeben der verunfallten und/oder hilfsbedürftigen Person, den Einsatz der Pistenrettung in Rechnung zu stellen. Verrechnet wird im Regelfall mittels einer Pauschale, von der jedoch die Transportkosten im Falle einer Hubschrauberbergung nicht erfasst bzw. abgedeckt sind.

· Transport von der Übergabestelle in eine nächste gelegene, geeignete Krankenanstalt
Die Entscheidung welches Transportmittel für den Abtransport der verunfallten und/oder hilfsbedürftigen Person aus der Gefahrenzone bzw. von der Unfallstelle bis hin zu einem Übergabestelle an ein bodengebundes Rettungsmittel oder einen Hubschrauber zwecks Weitertransport in eine Krankenanstalt erfolgt, trifft im Regelfall der für den konkreten Pistenrettungseinsatz zuständige Einsatzleiter der Pistenrettung
. Nichtsdestoweniger kann die zu transportierende Person, sofern sie hierzu in der Lage ist, in die Entscheidungsfindung einwirken. 
Laut Angaben der Befragten erfolge die Wahl des Transportmittels auf der Skipiste nur in seltenen Fällen durch die zu verbringende Person selbst. Währenddessen es im Falle eines Weitertransportes mit einem bodengebundenen Rettungsmittel durchaus vorkommen könne, dass die zu transportierende Person die Wahl der Behandlungseinrichtung selbst trifft. 
8.4 Schweiz: Kanton Graubünden, Kanton Tessin

Unter 5.4.3 wurde bereits festgestellt, dass die dem Konzessionsträger obliegenden Verkehrssicherungspflichten durch die von den Schweizer Seilbahnen und der Schweizer Kommission für Unfallverhütung auf Schneesportabfahrten ausgearbeiteten Richtlinien, Musterpflichtenhefte uvm. eine inhaltliche Ausgestaltung erfahren haben.
Die Schweizer Seilbahnen(Verbund der Schweizer Seilbahnen; Verein) haben die Bemühungen unternommen, basierend auf den einschlägigen Bundesgesetzen und den diversen gesetzlichen Bestimmungen der Kantone sowie unter Berücksichtigung der Richtlinien der Schweizer Kommission für Unfallverhütung auf Skiabfahrten und den FIS-Regeln ein umfassendes Ausbildungs- und Weiterbildungsprogramm u.a. für den Bereich des Pisten- und Rettungsdienstes zu erarbeiten. 

Ebenso wurden für verschiedene Aufgabenbereiche (Pisten- und Rettungsdienstchef, Pistenfahrzeugführer, Pistenpatrouilleur) Musterpflichtenhefte konzipiert und kostenlos zum Download zur Verfügung gestellt.

Intention der Schweizer Seilbahnen ist es, an Hand dieser Maßnahmen die Konzessionsträger und ihre Mitarbeiter davon in Kenntnis zu setzen, welche Aktivitäten gesetzt werden sollten, um einer allfälligen zivil- und strafrechtlichen Haftung vorzubeugen bzw. entgegenzuwirken.

· Mindestanforderungen an die Organisation des Pisten- und Rettungsdienstes 

Wesentlich ist auch hier, dass dem Pistenrettungsdienst a) die Erste-Hilfe-Leistung sowie b) der rasche und fachgerechte Abtransport / Bergung der verunfallten oder hilfsbedürftigen Person auf der Skipiste und den Abfahrtsrouten obliegt. Dazu ist vom Konzessionsträger ein leistungsfähiger Pistenrettungsdienst vorzuhalten, dessen personelle Ausstattung sich unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit an den vorliegenden Gegebenheiten im Skigebiet (Größe des Skigebietes, Anzahl der Aufstiegshilfen, Beförderungskapazitäten, Besucheranzahl etc.) zu orientieren hat. Um die Besorgung des Pistenrettungsdienstes sicherzustellen, steht es dem Konzessionsträger frei, diese Aufgabe selbst durch speziell ausgebildete Patroullieure wahrzunehmen oder eine hierzu befugte und qualifizierte Einrichtung, Organisation, Institution etc. zu betrauen
.

· Mindestanforderungen an die Ausbildung des Pisten- und Rettungsdienstes

Generell ist im Zusammenhang mit der Ausbildung der Patroullieure festzuhalten, dass der Verband der Schweizer Seilbahnen die berufliche Grund- sowie branchenspezifische Weiterbildung u.a. im Pisten- und Rettungsdienst organisiert
 und deren Einhaltung überwacht bzw. kontrolliert. Dies einheitliche Ausgestaltung der Organisation und Ausbildung der Pisten- und Rettungsdienstes hat dazu geführt, dass von einer konkreten Befragung einzelner Seilbahnunternehmer und Liftbetreiber Abstand genommen werden konnte. An Stelle dessen wurde ein Interview mit dem Leiter der Beratungsstelle Pistenabnahme der Schweizer Seilbahnen, Herrn Moritz Schwery, durchgeführt
Dabei werden zwischen folgenden Kursen mit den kurz skizzierten Inhalten unterschieden:

	Kurs
	Zentralkurs A


	Ziel
	Patrouilleurausweis A, Samariter- und BLS-AED-Ausweis

	Teilnahmebedingungen
	– Nothilfekurs (nicht älter als 2 Jahre) oder der Teilnehmer ist als Samariter/Sanitäter, Militärsanitäter aktiv oder Pfleger mit entsprechenden Kursen tätig

– gute körperliche Verfassung

– sehr gute Kenntnisse im Skifahren und Tiefschneefahren

– Aufstieg mit Fellen mindestens 1 Stunde in schwierigem Gelände

– Sicheres Führen des Rettungsschlittens

	Ausbildung
	– Erste Hilfe, Schnee- und Materialkenntnisse, Abtransporte Boden,

– Lufttransporte, Funkausbildung, Orientierung im Gelände,

– Verkehrssicherungspflicht und grundsätzliches Fachwissen.

	Prüfungen
	- Eintrittsprüfung

- Abschlussprüfung: Praktische und schriftliche Prüfung


	Kurs
	Zentralkurs B


	Ziel
	Patrouilleurausweis B

	Teilnahmebedingungen
	– erfolgreich absolvierter Zentralkurs A

– gute physische und psychische Verfassung

– für Nichtpatrouilleure, gültiger Samariterausweis

(nicht älter als fünf Jahre)

	Ausbildung
	– Einfluss des Wetters auf die Lawinengefahr beurteilen

– Schneedeckenaufbau und die Lawinengefahr beurteilen

– Nötige Schutz- und Vorsichtsmassnahmen bei Lawinengefahr treffen

– Sofortmassnahmen bei einer Lawinenrettung einleiten (LVS-Stufe Fortgeschrittene)

– Erste Hilfe Maßnahmen bei Lawinenverschütteten durchführen

	Prüfungen
	praktische, schriftliche und mündliche Prüfungen


	Kurs
	Zentralkurs C


	Ziel
	Patrouilleurausweis C

	Teilnahmebedingungen
	– erfolgreich absolvierte Kurse A, B und Lawinensprengkurs

– 4 Jahre Berufserfahrung im Pisten- und Rettungsdienst (oder patentierter Bergführer) 

– guter Skifahrer/Alpinist

– beste physische und psychische Verfassung

– Training während der Monate vor Kursbeginn ist notwendig

	Ausbildung
	– Statistik, Lawinenschutz- und Bekämpfungszonen, Schnee- und

Lawinenforschung, Lawineneinsatz, Lawinensprengungen,

- Patrouille im Gebirge, Gebirgs- und Gletscherrettung, Material

beurteilen, Leitung eines Pisten- und Rettungsdienstes, Personalführung,

- Rettungskolonnen, juristische Verantwortung.

	Prüfungen
	- Eintrittsprüfung und

- eidgenössische Berufsprüfung „Fachmann des Pisten- und Rettungsdienstes“


	Kurs

	Eidg. Berufsprüfung „Fachmann des Pisten- und Rettungsdienstes“


	Ziel
	Erlangung des eidg. Fachausweises «Fachmann des Pisten- und

Rettungsdienstes»

	Teilnahmebedingungen
	– Patouilleurausweis B oder mindestens einen gleichwertigen Ausweis

– Eidg. Sprengausweis über die künstliche Auslösung von Lawinen

– Tätigkeit als A/B-Patrouilleur in einem Pisten- und Rettungsdienst

während mind. 4 Saisons

– oder eidg. Fachausweis als Bergführer/in

	Prüfungen
	Die Prüfung besteht aus einem praktischen, schriftlichen und

mündlichen Teil sowie einer Projektarbeit


	Kurs
	Weiterbildungskurs C


	Grundlage
	- Gemäß Reglement über die Organisation und Durchführung von

Wiederholungskursen für den Fachmann des Pisten- und Rettungsdienstes

(C WK) SBS vom Januar 2007 ist jeder Pisten- und Rettungschef

selbst verantwortlich und verpflichtet mindestens alle vier Jahre einen

Weiterbildungskurs zu besuchen. 

- Ungültig gewordene Ausweise können

nur dann ihre Gültigkeit wieder erlangen, wenn der Pisten- und

Rettungschef an einem Teil des Zentralkurses C (rund 1/5 der gesamten

Dauer des Kurses) teilnimmt.

	Ziel
	Der Weiterbildungskurs basiert auf dem Wissen und Können, welches

in den Zentralkursen von Seilbahnen Schweiz erworben wird.

Er dient dem Vermitteln neuer Methoden und Erkenntnisse sowie dem

Auffrischen und Vertiefen des Stoffes aus den Zentralkursen namentlich

in den Bereichen Personalführung und Organisation des Rettungsdienstes.

Er bietet die Möglichkeit, mit den Verantwortlichen anderer

Wintersportgebiete Erfahrungen auszutauschen.

	Ausbildung
	Fort- und Weiterbildung für die Pisten- und Rettungschefs, mindestens

alle 4 Jahre

	Prüfungen
	keine


Des Weiteren werden vom Verband der Schweizer Seilbahnen nachstehende Kurse im Rahmen der Aus- und Weiterbildung „Pisten- und Rettungsdienst“ angeboten:

· Weiterbildungskurs A und B: Diese werden dezentral als Regionalkurse durchgeführt und sind verpflichtend von jedem Patrouiller mindestens alle 4 Jahre zu besuchen. 

Unterlässt oder verabsäumt der Patrouillier innerhalb des vorstehend genannten Zeitraums einen Weiterbildungskurs zu besuchen, dann erlischt der Patrouilleurausweis. Nur in begründeten Ausnahmefällen kann seitens des Verbandes der Schweizer Seilbahnen die Gültigkeit des Patrouilleurausweises um höchstens ein Jahr verlängert werden.

· Lawinensprengkurs

· Pistenfahrzeugführerkurs

· Mienenwerferschiesskurs
· Raketenrohrschiesskurs und
· Ergänzende Schulung für Sprengberechtigte (ES)
Der Verband der Schweizer Seilbahnen hat für die Konzessionsträger ein Musterpflichtenheft für „Pisten- und Rettungschefs“, das zwischen dem Pisten- und Rettungschef und dem Betriebsleiter des Konzessionsträger als dessen Vorgesetzter abgeschlossen werden soll, ausgearbeitet und publiziert
. Gemäß diesem Musterpflichtenheft soll ein Pisten- und Rettungschef die eidgenössische Berufsprüfung „Fachmann des Pisten- und Rettungsdienstes“ positiv abgeschlossen haben und eigenverantwortlich seiner Weiterbildungsverpflichtung (siehe hierzu Weiterbildungskurs C) nachgekommen sein. Der Verantwortung des Pisten- und Rettungschefs obliegt die Organisation und Durchführung eines Pisten- und Rettungsdienstes, wobei er zur Besorgung dieser Aufgabe mit den entsprechenden Kompetenzen und Befugnissen (Anordnungsbefugnis gegenüber dem Patrouilleuren und den Pistenfahrzeugführern) auszustatten ist. 

Grundsätzlich sollen gemäß dem Musterpflichtenheft des Verbandes der Schweizer Seilbahnen nachstehend aufgelistete Dienste zu den Pflichten des Pisten- und Rettungschefs zählen: Der Pistendienst, der Ordnungsdienst, der Sprengdienst, der Rettungsdienst, der Informationsdienst, der Gerätedienst, der Lawinendienst und der Betriebsdienst
. 

Im speziellen Fall des „Rettungsdienst“ schreibt das Musterpflichtenheft „Pisten- und Rettungschef“ des Verbandes der Schweizer Seilbahnen folgende Pflichten bzw. Aufgaben vor:

„- Erste Hilfe und Betreuung von Verletzten

- Abtransport der Verletzten eigenhändig oder durch Dritte [zB. Flugrettung], 

- unverzügliche Meldung schwerer und außergewöhnlicher Unfälle an seinen Vorgesetzten 

- Organisation von betriebsinternen Rettungsübungen.“

Die vorstehend genannten Pflichten bzw. Aufgaben finden sich auch in den SKUS-Richtlinien der Schweizerischen Kommission für Unfallverhütung auf Schneesportabfahrten wieder
. An dieser Stelle muss angemerkt werden, dass der Pisten- und Rettungsdienst in der Schweiz auch den Ordnungs- und Sicherheitsdienst besorgt
. 

Aus der Zusammenschau zwischen Art. 4 des Regierungsbeschlusses zu den Ausführungsbestimmungen zur Organisation des Rettungsdienstes im Kanton Graubünden, den Kursinhalten, der vom Verband der Schweizer Seilbahnen zentral und dezentral organisierten Aus- und Weiterbildungskurse auf dem Gebiet des Pisten- und Rettungsdienstes und den Pflichten bzw. Aufgaben des Rettungsdienstes laut dem Musterpflichtenheft „Pisten- und Rettungschef“ resultiert, dass die zentrale Aufgabe des Pisten- und Rettungsdienstes die Erste-Hilfe-Leistung und die sachgerechte Verbringung der betroffenen Person ist. 

IV.
ABSCHNITT – PHASE III – ERARBEITUNG VON EMPFEHLUNGEN, VORSCHLÄGEN, RICHTLINIEN

9. Empfehlungen und Vorschläge
Im Zuge der Durchführung der Evaluierung und Gegenüberstellung der Daten und Informationen aus den Projektphasen 1 und 2 hat sich die anfängliche Vermutung, dass es sich bei der Pistenrettung, ihrer gesetzlichen Verankerung sowie ihrer Organisation und Ausbildung auf Grund der unterschiedlichen Ansätze in den Ländern und Regionen der ARGE ALP um ein durchaus komplexes Thema handelt, bewahrheitet.

Während die Verpflichtung zur Sicherstellung der Pistenrettung auf unterschiedlichsten gesetzlichen Grundlagen beruht, hat sich gezeigt, dass in der Praxis die Pistenrettungsdienste ähnlich organisiert sind
. Anhand der durchgeführten Experten-Interviews und der Auswertung der Fragebögen ist es möglich gewesen zwei abgrenzbare Themenbereiche zur Ausarbeitung von Empfehlungen bzw. Verbesserungsvorschläge zu definieren. In der dritten Projektphase wurde nunmehr versucht, in der Praxis umsetzbare und dennoch wirtschaftlich vertretbare Empfehlungen darzustellen, um im Bereich der Pistenrettung wirtschaftliche und strukturelle Optimierungspotenziale bei zumindest gleicher Versorgungsqualität bestmöglich ausschöpfen zu können. 
Bereits einleitend wurde darauf hingewiesen, dass das Ergebnis dieser Studie dem Zweck der kritischen und konstruktiven Diskussion dienen soll und eine Möglichkeit bieten soll, die in dieser Studie aufbereiteten Daten zur Entwicklung zielführender und zweckdienlicher Ansätze auf dem Gebiet des Pistenrettungsdienstes zu nützen. 
9.1 Einrichtung von Diskussionsplattformen zum Erfahrungsaustausch und zur gemeinsamen Beratung 
Der Vergleich der Organisation und Ausbildung der Pistenrettung in den einzelnen Regionen und Ländern der ARGE ALP hat gezeigt, dass in allen Ländern unterschiedliche Anforderungen an die Ausbildung der Mitglieder der Pistenrettung geknüpft werden. 

Während im Freistaat Bayern die im Pistenrettungsdienst zum Einsatz kommenden Mitarbeiter der Bergwacht Bayern im Bayerischen Roten Kreuz eine umfassende Basis- und Grundausbildung absolvieren
, in der Schweiz die Pistenpatrouilleure, mehrere Aufbaukurse bis hin zur eidgenössischen Berufsprüfung „Fachmann des Pisten- und Rettungsdienstes“ ablegen oder in Italien ausgebildete Krankenpfleger freiwilliger Rettungsorganisationen und Organwalter der Polizeikörper den Pistenrettungsdienst verrichten, gibt es in Österreich keine einheitlichen Ausbildungsstandards für die Pistenrettung.

Das Fehlen von Mindestanfordernungen oder –standards an die Qualität, die Ausstattung und Ausbildung der Pistenrettung wurden auch vom Österreichischen Rechnungshof in seinem Bericht über die Flugrettung in den Ländern Salzburg und Tirol aufgezeigt
.

Unter Pkt 5.3.3.1 wurde bereits darauf hingewiesen, dass der Pistenrettungsdienst insoweit vom Anwendungsbereich des Sanitätergesetzes ausgenommen ist, sofern die technische Verbringung von Personen aus Gefahrenzonen samt allfälliger anschließender Übergabe zur sanitätsdienstlichen Versorgung im Mittelpunkt der Tätigkeit steht
. Überwiegt jedoch bei einem Einsatz die sanitätsdienstliche Versorgung der verunfallten oder hilfsbedürftigen Person, dann unterliegt die Tätigkeit der Pistenrettung dem Sanitätergesetz, was bedeutet, dass von den Mitgliedern der Pistenrettung die Ausbildung zum Rettungssanitäter zu absolvieren wäre.
Bedenkt man, dass im Rahmen des allgemeinen Rettungsdienstes die Ausbildung zum Rettungssanitäter als Mindestanforderung an das im Rettungsdienst eingesetzte Personal normiert wird, so wäre der Mehrwert einer höheren sanitätsdienstlichen Ausbildung der Pistenrettung sowohl aus gesundheitsrechtlicher als auch aus volkswirtschaftlicher Sicht
 zu betrachten. Ebenso gilt es den steigenden Erwartungen der Touristen und Skifahrer an eine rasche und professionelle Hilfeleistung samt Transport in die nächstgelegene, geeignete Krankenanstalt bei einem Unfall oder einer Notsituation im Zuge der Ausübung von Wintersport zu entsprechen. 
Durch die Interviews wurde der Eindruck bestätigt, dass jedes Seilbahnunternehmern/ jeder Liftbetreiber in Österreich für sich betrachtet, um die Gewährleistung eines Pistenrettungsdienstes bemüht ist, aber kein bzw. kaum Überlegungen dahingehend angestrengt werden, die Ausbildung der Pistenrettung, durch die Einführung von Mindestanforderungen an die Ausbildung zu Vereinheitlichen. 
Wenngleich die Sanitäterausbildung im Sinne des Sanitätergesetzes, BGBl. I. Nr. 30/2002 zuletzt geändert durch BGBl. I. Nr. 57/2008, und den dazu ergangenen Verordungen eine optimale Ausbildung für die Erstversorgung von verunfallten und hilfsbedürftigen Personen darstellt, so dürfte diese Ausbildung als Mindestanforderung für die Pistenrettung als zu hoch gegriffen bewertet werden, zumal die Ausbildung zum Rettungssanität Lehrinhalte beinhalt, die für die Erstversorgung und den Transport von verunfallten und hilfsbedürftigen Personen auf Skipisten zu weit gegriffen sind bzw. in diesem speziellen Umfeld nicht zum Tragen kommen
. Vor diesem Hintergrund darf auf die spezielle Ausbildung der Pistenrettung, wie sie vom Österreichischen Bergrettungsdienstes, Landesleitung Vorarlberg, gemeinsam mit dem Seilbahnverband in Vorarlberg durchgeführt wird, hingewiesen werden
.

Ein durchaus ansprechendes Model für die Ausbildung der Pistenrettung wird seit rund 3 Jahren in der Steiermark, konkret im Skigebiet „Planai“, praktiziert. Die Mitglieder der Pistenrettung werden hier in einer ca. 50 Stunden umfassenden Grundeinschulung sowie in Refresher-Kursen nicht nur in Erste Hilfe, sondern auch in der Zusammenarbeit mit den Einsatzorganisationen des bodengebundenen Rettungsdienstes, der Flugrettung, den Leitstellen sowie im Umgang mit den an der Unfallstelle anwesenden Beteiligten trainiert. Ziel dieser Ausbildung ist es, den Pistenrettern für die Ausübung ihrer Aufgabe spezifische Kenntnisse und Fähigkeiten („Skills“) zu vermitteln, die ihnen die Zusammenarbeit mit den Einsatzkräften anderen Einsatzorganisationen im Realfall erleichtern sollen. So erfahren die Pistenretter u.a. welche Anforderungen an die Einweisung eines Notarzthubschraubers gestellt werden, worauf beim Monitoring eines Patienten zu achten ist und welche Angaben für eine Leitstelle bezüglich der Priorisierung eines Einsatzes wesentlich sind, wie eine Patientenübergabe an Einsatzkräfte des bodengebundenen Rettungsdienstes oder der Flugrettung erfolgen soll.

Um die Kenntnisse und Fähigkeiten der Pistenrettung aufzufrischen sowie um sie über aktuelle Neuerungen oder Änderungen in ihrem Aufgabenbereich zu informieren, werden in regelmäßigen Intervallen Refresher-Kurse durchgeführt. In diesen Kursen wird rund die Hälfte der jeweiligen Kursdauer für die Wiederholung und Auffrischung der Inhalte der Grundeinschulung aufgewendet, während die zweite Hälfte der Kursdauer für Workshops genützt wird, in denen auf spezifische Themenstellungen mit Bezug zur Pistenrettung behandelt werden.

Die Grundeinschulung wird mit einer Prüfung abgeschlossen und muss in weiterer Folge, wie vorstehend skizziert, mit wiederkehrenden Rezertifizierungen immer wieder aufgefrischt werden. 
In Anlehnung an den bodengebundenen Rettungsdienst sieht dieses Modell des Weiteren vor, dass immer zwei Mitglieder der Pistenrettung gemäß dem „Buddy+Buddy Prinzip“ gemeinsam ihren Dienst verrichten, wodurch ebenfalls die Möglichkeit sichergestellt wird, dass ein erfahrener Mitarbeiter der Pistenrettung mit einem weniger erfahrenen Mitglied der Pistenrettung zusammenarbeiten kann, wodurch letzterer von dessen Kenntnissen und Fähigkeiten partizipieren kann.

Das skizzierte Modell wird, wie bereits ausgeführt, bereits seit 3 Jahren in der Praxis angewandt und wurde auch im Rahmen der Ski WM 2013 in Schladming eingesetzt. Konkret wurden für die Ski WM 2013 rund 100 Pistenretter in Form dieses Models eingeschult.
Wie sich zeigt, gibt es in Österreich auf die jeweilige lokale Situation der Skigebiete abgestimmte Modelle für die Organisation und Ausbildung der Pistenrettung. Um die verschiedensten Modelle sowie die Pistenrettung per se einer möglichst breiten Diskussionsplattform zuführen zu können, würde sich beispielsweise die Einrichtung einer Arbeitsgruppe unter der Leitung der Wirtschaftskammer Österreich, Fachverband „Seilbahnen“, unter Beteiligung des Bundesverbandes des Österreichischen Bergrettungsdienstes, dem Österreichischen Roten Kreuzes und der in Österreich ansässigen Flugrettungsbetreibern anbieten. In einer solchen Arbeitsgruppe könnte die Weiterentwicklung der Pistenrettung unter Einbeziehung der Bedürfnisse der Länder gemeinsam beraten und Erfahrungen ausgetauscht werden.
Weiterführend bzw. auf überregionaler Ebene würde sich die Einrichtung eines Forums zum Zweck der Zusammenarbeit und des Erfahrungsaustausches zwischen den mit der Pistenrettung befassten und den mit der Pistenrettung zusammenarbeitenden Einrichtungen, Organisationen und Interessensvertretungen der Länder und Regionen der ARGE ALP anbieten. Im Rahmen eines in regelmäßigen Abständen tagenden Forums könnten alle Interessenten ihre Erfahrungen, Ideen und Zielsetzungen einbringen, um diese gemeinsam auf einer breiten Ebene zu diskutieren.

Ohne den Lesern und Nutzern dieser Studie vorgreifen zu wollen, hofft das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Salzburg, mit dieser Studie einen Beitrag dazu geleistet zu haben, eine breite Masse an vielschichtigen und umfangreichen Grundlagen und Daten erhoben, ausgewertet und kanalisiert zu haben, um aufbauend auf diesen Ergebnissen die Möglichkeit zur Entwicklung zielführende und zweckdienliche Ansätze für die Zukunft geliefert zu haben.
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� Das Landesgesetz vom 26. Feber 1981, Nr. 6: Skipistenordnung wurde aufgehoben durch Art. 32 Absatz 1 des L.G. vom 23. November 2010, Nr. 14: „Ordnung der Skigebiete“


� Vgl. Fulvio Sartori, Vizedirektor Seilbahnen Schweiz: Die Seilbahnbranche 2010, http://www.snowsports.ch/download/sse/tourism/rms_fulviosartori_de.pdf


� Art 70 GG: 


(1) Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses Grundgesetz nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht.


(2) Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern bemisst sich nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes über die ausschließliche und die konkurrierende Gesetzgebung.


� Art. 2 Abs. 10 BayRDG: Berg- und Höhlenrettung ist die Rettung verletzter, erkrankter oder hilfloser Personen aus Gefahrenlagen im Gebirge, im unwegsamen Gelände und in Höhlen, die Beförderung dieser Personen bis zu einer Stelle, die zu deren Übergabe an den Land- oder Luftrettungsdienst geeignet ist, im Ausnahmefall auch bis in eine für die weitere Versorgung geeignete Behandlungseinrichtung, sowie die medizinische Versorgung dieser Personen am Einsatzort und während der Beförderung.


� Art. 2 Abs. 11 BayRDG: Wasserrettung ist die Rettung verletzter, erkrankter oder hilfloser Personen aus Gefahrenlagen im Bereich von Gewässern, die Beförderung dieser Personen bis zu einer Stelle, die zu deren Übergabe an den Land- oder Luftrettungsdienst geeignet ist, im Ausnahmefall auch bis in eine für die weitere Versorgung geeignete Behandlungseinrichtung, sowie die medizinische Versorgung dieser Personen am Einsatzort und während der Beförderung.


� Siehe § 1 BayRDG.


� Siehe Art. 49 Abs. 1 Z. 1 BayRDG.


� Siehe Art. 3 BayRDG.


� Art 17 Abs. 2 zweiter Satz BayRDG: Soweit diese [abgestellt wird hierbei auf die Bergwacht Bayern im Bayerischen Roten Kreuz] nicht bereit oder in der Lage ist, beauftragt der Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung Dritte mit der Durchführung der Berg- und Höhlenrettung oder führt sie selbst durch seine Verbandsmitglieder durch. Der Gesetzgeber sieht zwar prinzipielle die Beauftragung der Bayerischen Bergwacht im Bayerichen Roten Kreuz mit der Durchführung der Berg- und Höhlenrettung vor, räumt aber dem Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung, das Ermessen ein, unter bestimmten Voraussetzungen auch Dritte mit der Leistungserbringung zu betrauen bzw. die Leistung selbst zu besorgen.


� Art 17 Abs. 2 BayRDG: „Das Rechtsverhältnis zwischen dem Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung und dem mit der Durchführung der Berg- und Höhlenrettung Beauftragten wird durch öffentlich-rechtlichen Vertrag geregelt. Dieser hat alle notwendigen Einzelheiten über den Auftrag und seine Durchführung zu enthalten.


� Ergänzend dazu normiert Art 43 Abs. 7 dritter Satz: Führt der Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung die Aufgabe selbst durch oder beauftragt er Dritte oder Verbandsmitglieder mit der Durchführung, müssen die Einsatzkräfte eine vergleichbare Qualifikation aufweisen.“


� Siehe Abschnitt III – Phase II – Gegenüberstellung der Organisation und Ausbildung der Pistenrettung in den Ländern und Regionen der ARGE Alp.


� Siehe Art 116 der Verfassung der Italienischen Republik in der Fassung des Gesetzes Nr. 3/2001 vom 18. Oktober 2001: Friaul-Julisch Venetien, Sardinien, Sizilien, Trentino-Alto Adige/Südtirol und Aostatal/Vallée dÀoste verfügen über besondere Formen und Arten der Autonomie gemäß Sonderstatuten, die im Verfassungsgesetz genehmigt werden.


Die Autonomen Provinz Trient und Bozen bilden die Region Trentino-Alto Adige/Südtirol.


� Siehe Art. 117 der Verfassung der Italienischen Republik in der Fassung des Verfassungsgesetzes Nr. 3/2001 vom 18. Oktober 2001.


� Art 117 der Verfassung der Italienischen Republik idF des Verfassungsgesetzes Nr. 3/2001 vom 18. Oktober 2001: 


…Folgende Sachgebiete gehören zur konkurrierenden Gesetzgebung: die internationalen Beziehungen der Regionen und ihre Beziehungen zur Europäischen Union; Außenhandel; Arbeitsschutz und -sicherheit; Unterricht, unbeschadet der Autonomie der Schuleinrichtungen und unter Ausschluß der theoretischen und praktischen Berufsausbildung; Berufe; wissenschaftliche und technologische Forschung und Unterstützung der Innovation der Produktionszweige; Gesundheitsschutz; Ernährung; Sportgesetzgebung; Zivilschutz; Raumordnung; Häfen und Zivilflughäfen; große Verkehrs- und Schifffahrtsnetze; Regelung des Kommunikationswesens; Produktion, Transport und gesamtstaatliche Verteilung von Energie; Ergänzungs- und Zusatzvorsorge; Harmonisierung der öffentlichen Haushalte und Koordinierung der öffentlichen Finanzen und des Steuersystems; Aufwertung der Kultur- und Umweltgüter und Förderung und Organisation kultureller Tätigkeiten; Sparkassen; Landwirtschaftsbanken, Kreditinstitute regionalen Charakters; Körperschaften für Boden- und Agrarkredit regionalen Charakters. 


� Art. 117 der Verfassung der Republik Italien idF des Verfassungsgesetz Nr. 3/2001 vom 18. Oktober 2001:


….Vorbehaltlich der Übertragung der Befugnisse an die Regionen steht die Verordnungsgewalt für Sachgebiete der ausschließlichen Gesetzgebungsbefugnis dem Staat zu. Für alle weiteren Sachgebiete steht die Verordnungsgewalt den Regionen zu. Gemeinden, Provinzen und Großstädte mit besonderem Status besitzen die Verordnungsgewalt für die Regelung der Organisation und der Wahrnehmung der ihnen zuerkannten Aufgaben.


� Art. 32 der Verfassung der Republik Italien idF des Verfassungsgesetzes Nr. 3/2001 vom 18. Oktober 2011:


Die Republik schützt die Gesundheit, welche ein Grundrecht des einzelnen ist und im Interesse der staatlichen Gemeinschaft liegt. …“ Siehe in diesem Zusammenhang aber auch die Art. 2 und 3 der Verfassung der Republik Italien, aus denen das subjektive Recht des Einzelnen Sports auszuüben abgeleitet werden kann. Siehe weiters Dr. Carlo Brucolleri – Haftung des Pistenhalters, I. Europäisches Skirechtsforum.


� Christian Madler, Karl-Walter Jauch, Karl Werdan: Das NAW-Buch: Akutmedizin der ersten 24 Stunden, Akutmedizin der ersten 24 Stunden, Elsevier GmbH, München, 3. Auflage 2005.


� Vgl. Christian Madler, Karl-Walter Jauch, Karl Werdan: Das NAW-Buch: Akutmedizin der ersten 24 Stunden, Akutmedizin der ersten 24 Stunden, Elsevier GmbH, München, 3. Auflage 2005.





� Vgl. Art 3 Abs. 2 des Gesetzes Nr. 363 vom 24. 12. 2003.


� Vgl. Art 3 Abs. 2 des Gesetzes Nr. 363 vom 24. 12. 2003


� Vgl. Art. 4 des Gesetzes Nr. 363 vom 24.12.2003.


� Vgl. Art 5 und 6 des Gesetzes Nr. 363 vom 24.12.2003.


� Vgl. Art 7 des Gesetzes Nr. 363 vom 24.12.2003.


� Vgl. Art 3 Abs. 3 des Gesetzes Nr. 363 vom 24.12.2003.


� Siehe in diesem Zusammenhang die Ausführungen unter Pkt. 5.2.1.


� Das Landesgesetz der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol vom 23. November 2010, Nr. 14, „Ordnung der Skigebiete“  stellt eine lex specialis zum Gesetz Nr. 363 vom 24.12.2003 dar.


� Landesgesetz der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol vom 23. November 2010, Nr. 14.


� Vgl. Art. 1 des L.G. der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol vom 23. November 2010, Nr. 14.


� Art 2. des L.G. der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol vom 23. November 2010, Nr. 14.:


(1) Skigebiete sind natürliche oder technisch beschneite Flächen, die für die Allgemeinheit zugänglich sind und in der Regel der Ausübung von Skisport laut Absatz 2 vorbehalten sind.


� Art 2. des L.G. der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol vom 23. November 2010, Nr. 14.:


(2) Zu einem Skigebiet gehören


a) Skipisten, die der Benutzung mit Skiern, Snowboards oder ähnlichen Geräten vorbehalten sind, mit Ausnahme der Langlaufloipen und der Rodelbahnen,


b) Seilbahnen mit Skibetrieb,


c) Beschneiungsanlagen mit Ausnahme der technischen Infrastruktur und der Zuleitungen,


d) für Kinder bestimmte Freizeiteinrichtungen mit oder ohne Aufstiegsanlagen,


e) Flächen, die akrobatischen Ski- und Snowboarddarbietungen vorbehalten sind,


f) Flächen die Trainingszwecken und Rennen vorbehalten sind,


g) nicht präparieret Flächen, die der Ausübung des Skisports vorbehalten sind.


� Vgl. Art. 7 bis 11 des L.G. der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol vom 23. November 2010, Nr. 14.


� Vgl. Art 15 L.G. der Autonomen Provinz Bozen vom 23. November 2010, Nr. 14.


� Vgl. § 21 Gesetzes Nr. 363 vom 24.12.2003. Das Rahmengesetz sieht vor, dass Rahmengesetz, dass die Staatspolizei, die Carabinieri, die Finanzpolizei und das Försterkorps zuständig für die Aktivitäten von Pistenrettungs- und Aufsichtsdienst sind.


� Die Staatspolizei (Polizia di Stato) untersteht dem italienischen Innenministerium, vertreten durch die Hauptabteilung für öffentliche Sicherheit. Siehe: http://de.wikipedia.org/wiki/Staatspolizei;


� Die Carabinieri sind organisatorisch dem Verteidigungsministerium zu zuordnen. Siehe: http://de.wikipedia.org/wiki/Carabinieri


� Die Guardia di Finanza ist dem Ministerium für Wirtschaft und Finanzen unterstellt und stellt eine spezialisierte italienische Polizeitruppe dar. Siehe: http://de.wikipedia.org/wiki/Guardia_di_Finanza;


Die Guardia di Finanza (dt. „Finanzwache“, „Finanzwacht“, „Finanzpolizei“) ist eine spezialisierte italienische � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Polizei" \o "Polizei" �Polizeitruppe�, die dem � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Ministerium_f%C3%BCr_Wirtschaft_und_Finanzen_%28Italien%29" \o "Ministerium für Wirtschaft und Finanzen (Italien)" �Ministerium für Wirtschaft und Finanzen� in � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Rom" \o "Rom" �Rom� untersteht. Sie ist vor allem für die Bekämpfung der � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Wirtschaftskriminalit%C3%A4t" \o "Wirtschaftskriminalität" �Wirtschaftskriminalität� zuständig.


� Landesrettungsverein Weißes Kreuz, Lorenz-Böhler-Str. 3; I-39100 Bozen, Italien/Südtirol


� Dekret des Landeshauptmanns vom 12. Januar 2012, Nr. 3, Durchführungsverordnung zum Landesgesetz vom 23. November 2010, Nr. 14, „Ordnung der Skigebiete“. Bezogen auf Art 13 Abs. 5 des gegenständlichen Dekrets ist zu anzumerken, dass bis September 2012 nur eine auf diese Bestimmung bezogene Anfrage beim Amt für Tourismus und Alpinwesen der Südtiroler Landesregierung vorlag.


� Kundgemacht im ordentlichen Amtsblatt vom 05. Oktober 1982, Nr. 6.


� Art 6 des Dekrets des Landeshauptmanns vom 26. August 1982, Nr. 6:


„1. Der Rettungsdienst hat aus Personen zu bestehen, die für Erste-Hilfe-Leistung ausgebildet sein müssen; sie müssen mit den notwendigen Geräten und Ausrüstungsgegenständen ausgestattet sein, die für eine erste Behandlung und für den Transport des Verletzten geeignete sind, und haben allgemein die Aufgabe, die Bergung von verletzten Personen auf der Piste rasch und sachkundig durchzuführen. Die Haftung des Rettungsdienstes endet mit der Übergabe des Verletzten an den Krankentransportdienst oder an den Gesundheitsdienst oder auf Antrag des Verletzten. 


2. Mit Dekret des zuständigen Landesrates nähere Bestimmungen über die Einrichtungen, die Organisation der Einsätze und den Aufgabenbereich der Rettungsdienste erlassen werden.


3. Auf Antrag der Pisteninhaber kann von der Einrichtung des Rettungsdienstes abgesehen werden, wenn die Ausdehnung der Piste und andere örtliche Verhältnisse eine rechtzeitige und zweckmäßige Bergung der Verletzten ermöglichen.“


Wie aus Abs. 2 der vorstehend zitierten Bestimmung des Dekrets des Landeshauptmanns vom 26. August 1982, Nr. 16, hervorgeht, können auf regionaler Ebene nähere Bestimmungen über a) die Einrichtungen, b) die Organisation der Einsätze und c) den Aufgabenbereich der Rettungsdienste erlassen werden.


� Siehe Art 13 Abs. 5 des Dekrets des Landeshauptmanns vom 12. Januar 2012, Nr. 3;


� Siehe Dekret des Landeshauptmanns der Autonomen Provinz Trentino vom 12. Juli 2000, n. 17-35/Leg.: Modificazioni al regolamento per l'esecuzione della legge provinciale 21 aprile 1987, n. 7: “Disciplina delle linee funiviarie in servizio pubblico e delle piste da sci” di cui al DPGP, 22 settembre 1987, n. 11-51/Leg. in attuazione dell’articolo 7, comma 4, della legge provinciale 21 aprile 1987, n. 7, come da ultimo sostituito dall’articolo 29 della legge provinciale 7 luglio 1997, n. 10


� Siehe Dekret des Landeshauptmanns der Autonomen Provinz Trentino vom 22. August 2007, n. 15-95/Leg.: Approvazione delle modifiche al DPGP 22 settembre 1987, n. 11-51/Leg. - regolamento per l'ese-cuzione della legge provinciale 21 aprile 1987, n. 7 concernente “Disciplina delle linee funiviarie in servizio pubblico e delle piste da sci”


� Siehe Art 50 Abs. 2 des Landesgesetz vom 21. April 1987, Nr. 7, „Disciplina delle linee funiviarie in servizio pubblico e delle piste da sci“.


� Dienstleistungen und technische Unterstützung gemäß Art. 50 Abs. 1 des “ des Landesgesetz vom 21. April 1987, Nr. 7, „Disciplina delle linee funiviarie in servizio pubblico e delle piste da sci“ sind:


der Transport von Verletzten auf der Psite und die Verbringung in eine medizinische Einrichtung;


das Pflegen der Spuren und Zeichen auf den Pisten;


das Öffnen und Schließen der Pisten und


die Lawinensicherheit. 


� Siehe Anhang I des Erlass der Verordnung zur Durchführung der Landesgesetz 21. April 1987, n. 7, in der Fassung DlH 15/95 von 2007.


� Art 10 Abs. 1 B-VG: Bundessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in folgenden Angelegenheiten: […] Z 12: Gesundheitswesen mit Ausnahme des Leichen- und Bestattungswesens sowie des Gemeindesanitätsdienstes und Rettungswesens, hinsichtlich der Heil- und Pflegeanstalten, des Kurortewesens und der natürlichen Heilvorkommen jedoch nur die sanitäre Aufsicht; Maßnahmen zur Abwehr von gefährlichen Belastungen der Umwelt, die durch Überschreitung von Immissionsgrenzwerten entstehen; Luftreinhaltung, unbeschadet der Zuständigkeit der Länder für Heizungsanlagen; Abfallwirtschaft hinsichtlich gefährlicher Abfälle, hinsichtlich anderer Abfälle nur soweit ein Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschriften vorhanden ist; Veterinärwesen; Ernährungswesen einschließlich der Nahrungsmittelkontrolle; Regelung des geschäftlichen Verkehrs mit Saat- und Pflanzgut, Futter-, Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sowie mit Pflanzenschutzgeräten, einschließlich der Zulassung und bei Saat- und Pflanzgut auch der Anerkennung.





� Siehe § 4 Abs. 3 Salzburger Rettungsgesetz, LGBl. Nr. 78/1981 idgF.


� Siehe Verordnung der Salzburger Landesregierung vom 4. Juli 2001 über das zur ordnungsgemäßen Besorgung der Aufgaben des allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienstes erforderliche Personal und die dazu erforderliche Ausstattung (Salzburger Rettungsverordnung – SVR), LGBl. Nr. 72/2001 idgF.


� § 4a Salzburger Rettungsgesetz, LGBl. Nr. 78/1981 idgF.


� Siehe § 3 Abs. 3 iVm § 4 Abs. 1 Tiroler Rettungsdienstgesetz 2009, LGBl. Nr. 69.


� Siehe § 4 Abs. 2 Tiroler Rettungsdienstgesetz 2009, LGBl. Nr. 69.


� Siehe § 11 Tiroler Rettungsdienstgesetz 2009, LGBl. Nr. 69.


� § 4 Abs. 1 des Gesetzes über das Rettungswesen: Die Landesregierung kann durch Verordnung den Mindestpersonalstand, die fachlichen Voraussetzungen der Mitglieder, die sachliche Mindestausstattung und den Mindeststandard an organisatorischen Vorkehrungen des Rettungsdienstes oder der anerkannten Rettungsorganisation unter Berücksichtigung der voraussehbaren Gefahren festlegen.


� § 1295 Abs. 1 ABGB: Jedermann ist berechtigt, von dem Beschädiger den Ersatz des Schadens, welchen dieser ihm aus Verschulden zugefügt hat, zu fordern; der Schade mag durch Übertretung einer Vertragspflicht oder ohne Beziehung auf einen Vertrag verursacht worden sein.


� SZ 47/124


� Siehe OGH 17.01.2001 6 Ob 314/00w.


� Vgl. Koziol-Welser: Grundriss des bürgerlichen Rechts, Band I, Allgemeiner Teil und Schuldrecht, 10. Auflage, Seite 450, Manzsche Verlags- und Universitätsbuchhandlung, 1995.


� Siehe OGH 17.01.2001 6 Ob 314/00w; OGH 26.04.2001 6 Ob 333/00i; OGH 28.04.2009 5 Ob 52/09x, u.a.


� Vgl. Tiroler Rettungsdienstgesetz, LGBl. Nr. 69/2009 zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 150/2012.


� Siehe OGH 26.11.2002 1Ob246/02m.


� Siehe OGH 26.11.2002 1 Ob 246/02m, OGH 23.03.1993 2 Ob 526/93, 6Ob530/81; 2Ob700/86; 1Ob565/88; 7Ob677/89; 8Ob555/90; OGH 26.11.2002 1 Ob 246/02m, u.a.


� Siehe OGH 19.01.1999, 7Ob167/98d;


� Vgl. OGH 25.04.1996 2 Ob 2026/96x, OGH 06.07.1998 8 Ob 56/98p, OGH 19.01.1999 7 Ob 167/98d.


� Vgl. dazu die § 1 BayRDG sowie die Ausführungen unter Pkt. 5.1.2.


� Vgl. § 1 Abs. 3 des Salzburger Rettungsgesetzes, LGBl. Nr. 78/1981 zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 50/2012; zur Vereinfachung wird an dieser Stelle unter den Begriff der „besonderen Rettungsdienstes“ auch die Bergrettung gemäß § 2 Abs. 9 des Tiroler Rettungsdienstgesetzes 2009, LGBl. 69/2009 zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 150/2012.


� Vgl. dazu Danzl, Huber, Kathrein, Pürstl: Bebeförderung, Pistenbetreuung, Wintersport - Verhaltenspflichten und Handlungsmöglichkeiten des Seilbahnunternehmens – 25 Jahre Seilbahnsymposium, ZVR, 549-592, Sonderbeilage ZVR 12.


� Art. 42 Bundesverfassung: Der Bund erfüllt die Aufgaben, die ihm die Bundesverfassung ausdrücklich zuweist.


� Art. 43 Bundesverfassung: Die Kantone bestimmen, welche Aufgaben sie in ihrer Zuständigkeit erfüllen.


� Siehe Art 43a Bundesverfassung.


� Siehe Art. 4 des Regierungsbeschlusses zu den Ausführungsbestimmungen zur Organisation des Rettungsdienstes im Kanton Graubünden, vom 09. November 2004, Protokoll Nr. 1536.


� Übersetzt als „Gesetz über die prähospitale Versorgung und den Rettungstransport (Rettungstransport-Gesetz), vom 26. Juni 2001“


� Übersetzt als „Verordnung des Staatsrates vom 3. Dezember 2002 mit der nähere Bestimmungen zur Durchführung der prähospitalen Versorgung und den Rettungstransport gemäß dem Rettungstransport-Gesetz 2001 erlassen werden“


� Siehe Art 10 Abs. 2 Legge sul servizio pre-ospedaliero di soccorso e trasporto sanitario (Legge autoambulanze),del 26 giugno 2001


� Siehe Art 4 der Regolamento della Legge sul servizio pre-ospedaliero di soccorso e trasporto sanitario (Legge autoambulanze del 26 giugno 2001), del 3 dicembre 2002;


� Der Gesetzgeber hat den Begriff des „Bedarfsfalls“ nicht näher konkretisiert. Es wird jedoch in dieser Studie davon ausgegangen, dass der Bedarfsfall jedenfalls bei Gefahr in Verzug gegeben ist. 


� Siehe Art. 8 Abs. 3 Legge sul servizio pre-ospedaliero di soccorso e trasporto sanitario (Legge autoambulanze),del 26 giugno 2001


� Siehe Art. 13 Legge sul servizio pre-ospedaliero di soccorso e trasporto sanitario (Legge autoambulanze),del 26 giugno 2001


� Siehe in diesem Zusammenhang 5.4.2.1


� Siehe Pkt. 8.4 sowie � HYPERLINK "http://www.skus.ch/index.htm" �http://www.skus.ch/index.htm�.


� Siehe Pkt. 8.4 sowie http://www.seilbahnen.org/Pisten_und_Rettungsdienst.html.


� Heinz Walter Mathys: Staatliche Pistenpolizei oder privater Ordnungsdienst mit Übernahme von Polizeiaufgaben, http://www.skus.ch/pdf/pistenpolizei.pdf.


� Vgl. Art 59 Schweizer Obligationenrecht: „Wer von einem Gebäude oder Werke eines anderen mit Schaden bedroht ist, kann von dem Eigentümer verlangen, dass er die erforderlichen Maßnahmen zur Abwehr der Gefahr treffe.“ 


� Vgl. Schweizer Kommission für Unfallverhütung auf Schneesportabfahrten: Jahresbericht 2010, Respect & Control, http://www.skus.ch/pdf/Jahresbericht_2010.pdf


� Siehe Bergwacht Bayern: Lehrgänge & Prüfungen 2012, herausgegeben vom Bergwacht-Zentrum für Sicherheit und Ausbildung.


� Für die Grundausbildung „Notfallmedizin“ werde 80 Stunden aufgewendet.


� Siehe Kap. 5.2


� In dem vom Seilbahnkonsortium Alta Badia betriebenem Skigebiet Alta Badia wird der Pistenrettungsdienst von Mitarbeitern der Staatspolizei, der Carabinieri, der Alpini sowie von Angestellten des Seilbahnkonsortiums durchgeführt. Das Skigebiet erstreckt sich über das Gebiet mehrere Gemeinden. Die Pistenrettung ist in insgesamt 9 Gruppen unterteilt, wobei beispielsweise die Staatspolizei nur auf den in der Gemeinde Colfosco liegenden Skipisten den Pistenrettungsdienst verrichtet. Im Gegensatz dazu besorgen die Carabiniri, gemäß ihrem örtlichen und sachlichen Wirkungsbereich, den Pistenrettungsdienst auf allen Skipisten des Skigebietes. 


� Corsi di formazine-valutazione per operatori addetti al soccorso e trasporto di infortunati su piste ad sci livelli tecnici previsti in base al punteggio ottenuto.


� „Corpo Nazionale del Soccorso alpino, Servizio Provinciale Trentino“ zu Deutsch „staatlicher AlpenrettungsKorps, Sektion Trient“


� Vgl. Art. 15 L.G. der Autonomen Provinc Bozen vom 23. November 2010, Nr. 14; vgl. Art 14 des Dekrets ders Landeshauptmannes der Autonomen Provinz Trentino vom 12. Jänner 2012, Nr. 3


� Die meisten Seilbahnen verfügen entweder über eigene Rettungsgondeln für den Liegende-Transport von Personen oder verfügen bereits standardmäßig über eine Größe, die den Liegend-Transport von Personen zulässt. 


� Im Land Salzburg haben sich 5 Unternehmen, im Land Tirol kein Unternehmen und im Land Vorarlberg 1 Unternehmen zur Beantwortung des Fragebogens bereiterklärt bzw. diesen auch tatsächlich beantwortet. 


� Siehe in diesem Zusammenhang auch die Anforderungen an die Verleihung des Pistengütesiegels des Landes Tirol.


� Siehe § 14 Salzburger Schischulen und Snowboardschulengesetz, LGBl. Nr. 83/1989 zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 14/2004;


� Amt der Tiroler Landesregierung, Abt. Sport: Tiroler Pistengütesiegel, http://www.tirol.gv.at/fileadmin/www.tirol.gv.at/themen/sport/berg-und-ski/downloads/piste.pdf


� Amt der Tiroler Landesregierung, Abt. Sport: Tiroler Pistengütesiegel, Seite 20.


� Vgl. Stellungnahme des Projektpartners Land Vorarlberg, vertreten durch den Österreichischen Bergrettungsdienst, Landesleitung Vorarlberg, vom 04.04.2013.


� Vgl. Pkt. 5.3.


� Beispielhaft seien hier angeführt: Tageszeiten, Witterungsbedingungen, objektive Gefahren bedingt durch die Lage des Unfallorts, unterschiedlichste Geländesituationen, teilweise nur eingeschränkte Einsetzbarkeit moderner technischer Hilfsmittel u.a. auf Grund der topographischen, meteorologischen Gegebenheiten am Unfallort, Lawinensicherheit, Besucheranzahl.


� Siehe FN 101.


� Vgl. Pkt. 8.3.2.


� Vgl. dazu die Pkte. 5.3.2.1, 5.3.2.2 und 5.3.2.3 sowie die Stellungnahme des Projektpartners Land Vorarlberg, vertreten durch den Österreichischen Bergrettungsdienst, Landesleitung Vorarlberg, vom 04.04.2013.


� Vgl. Stellungnahme des Projektpartners Land Vorarlberg, vertreten durch den Österreichischen Bergrettungsdienst, Landesleitung Vorarlberg, vom 04.04.2013.


� Mit Bescheid des Landeshauptmannes von Vorarlberg gemäß § 45 SanG wurde dem Österreichischen Bergrettungsdienst, Landesleitung Vorarlberg, die Bewilligung zur Durchführung einer Ausbildung zum Sanitäter erteilt. Basierend auf dieser Bewilligung bietet der Österreichische Bergrettungsdienst, Landesleitung Vorarlberg u.a. Erste Hilfe-Ausbildungen mit speziellem Fokus auf Verletzungsmuster, die im Zuge von Skiunfällen auftreten für Mitarbeiter von Seilbahnunternehmen/Liftbetreibern an.  Dieses vom Österreichischen Bergrettungsdienst, Landesleitung Vorarlberg, in Kooperation mit dem Seilbahnverband in Vorarlberg durchgeführte Ausbildung für Mitglieder der Pistenrettung legt neben der zielorientierten Ersten Hilfe, einen Schwerpunkt auf die korrekte Beurteilung der alpinen Gefahren sowie der Gefahren die aus speziellen Transportmitteln resultieren. Ebenso wird ein Fokus auf die rasche und gute Erkennung und Beurteilung der Situation vor Ort am Unfallort/der Schadensstelle und in weiterer Folge der Kommunikation mit der Rettungs- und Feuerwehrleitstelle gelegt.


� Die Mitarbeiter der Pistenrettungsdienste werden in der Regel von den Seilbahnunternehmen / dem Liftbetreiber mit einer Kamera oder einem Mobiltelefon mit Kamerafunktion ausgestattet, was ihnen eine Dokumentation des Unfalls sowie des Pistenrettungseinsatzes per se mittels Foto und Video ermöglicht.


� Die meisten Seilbahnen verfügen entweder über eigene Rettungsgondeln für den Liegende-Transport von Personen oder verfügen bereits standardmäßig über eine Größe, die den Liegend-Transport von Personen zulässt. 


� Im Land Salzburg obliegt dem Österreichischen Roten Kreuz als einzig anerkannte Rettungsorganisation gemäß § 3 Abs. 4 Salzburger Rettungsgesetz, LGBl. Nr. 78/1981 zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 50/2012, die Sicherstellung des Flugrettungsdiensts. Zu diesem Zweck haben 2011 sämtliche im Bundesland Salzburg ansässige Flugrettungsunternehmen Gestellungsvereinbarungen mit dem Österreichischen Roten Kreuz, Landesverband Salzburg abgeschlossen.


In Vorarlberg stellt die taktische Koordination von Hubschraubern im Rettungsdienst eine Aufgabe des Österreichischen Bergrettungsdienstes, Landesleitung Vorarlberg, dar. Zu diesem Zweck unterhält der Österreichische Bergrettungsdienst, Landesleitung Vorarlberg auch zivilrechtliche Verträge mit im Land Vorarlberg ansässige Flugrettungsbetreiber.


� In Tirol ist gemäß § 5 Tiroler Rettungsdienstgesetz, LGBl. Nr. 69/2009 zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 150/2012, die Leitstelle Tirol Gesellschaft mbH als zentrale Landesleitstelle u.a. mit der Disponierung und Alarmierung der für den Einsatz notwendigen Rettungsfahrzeuge und Hubschrauber betraut.


� Siehe die Ausführungen zu „Bergung aus der Gefahrenzone / der Unfallstelle“


� Siehe Kommission Rechtsfragen auf Schneesportabfahrten: Verkehrssicherungspflichten für Schneesportabfahrten, Richtlinie mit Erläuterungen, Ausgabe 2006, Nachdruck der Ausgabe 2002, ergänzt um VI. Schlittelwege und Schlittelparks, VII. Tourengänger, http://www.seilbahnen.org/Pisten_und_Rettungsdienst.html.


� Siehe http://www.seilbahnen.org/Ausbildung.html.


� Siehe http://www.seilbahnen.org/dcs/users/174/Zentralkurs_A_d.pdf.


� Siehe http://www.seilbahnen.org/dcs/users/174/Zentralkurs_B_d.pdf.


� Siehe http://www.seilbahnen.org/dcs/users/174/Zentralkurs_C_Pruefung_Fachmann_PRD_d.pdf.


� Siehe http://www.seilbahnen.org/dcs/users/174/Zentralkurs_C_Pruefung_Fachmann_PRD_d.pdf.


� Siehe http://www.seilbahnen.org/dcs/users/174/Weiterbildungskurs_C_d.pdf.


� Siehe http://www.seilbahnen.org/Pisten_und_Rettungsdienst.html.


� Siehe Schweizer Seilbahnen: Musterpflichtenheft Pisten- und Rettungschef, http://www.seilbahnen.org/Pisten_und_Rettungsdienst.html.


� Siehe Schweizer Seilbahnen: Musterpflichtenheft Pisten- und Rettungschef, http://www.seilbahnen.org/Pisten_und_Rettungsdienst.html.


� Siehe Schweizerische Kommission für Unfallverhütung auf Schneesportabfahrten: SKUS-Richtlinien, Ausgabe 2010, www.skus.ch;


� Heinz Walter Mathys: Staatliche Pistenpolizei oder privater Ordnungsdienst mit Übernahme von Polizeiaufgaben, http://www.skus.ch/pdf/pistenpolizei.pdf.





� Siehe Ausführungen zu den Allgemeinen Angaben zum Pistenrettungsdienst und dessen Organisation in den Skigebieten, Pkten 8.2 und 8.3.2.


� Siehe Kap. 8.1.


� Siehe Bericht des Rechnungshofes: „Flugrettung mit Schwerpunkt in den Ländern Salzburg und Tirol, Reihe Salzburg 2012/2, S 25, 26 und 102.


� Siehe Pkt. 5.3.3.1 sowie § 3 Abs. 4 SanG, BGBl. I. Nr. 30/2002 zuletzt geändert durch BGBl. I. Nr. 57/2008.


� Durch eine verbesserte Erstversorgung von Patienten könnte deren Heilungsprozess beschleunigt und damit die Folgekosten eines Schiunfalls verringert werden.


� Siehe Anlage 1 zur Sanitäter-Ausbildungsverordnung - San-AV, StF: � HYPERLINK "http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/2003_420_2/2003_420_2.pdf" \t "_blank" �BGBl. II Nr. 420/2003�; Das Modul I „Theoretische Ausbildung“ enthält u.a. in den Unterrichtseinheiten: Hygiene, berufsspezifische rechtliche Grundlagen, Notfälle bei verschiedenen Krankheitsbildern und zu setzende Maßnahmen, spezielle Notfälle und zu setzende Maßnahmen Gerätelehre und Sanitätstechnik, Katastrophen, Großschadensereignisse, Gefahrengüter, Lehrinhalte, denen für die Erstversorgung und den Transport von verunfallten oder hilfsbedürftigen Personen auf Skipisten keine oder nur untergeordnete Bedeutung zukommt.


� Siehe Ausführungen zu Pkt. 8.3.2.
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